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B. Ministerium fiir Inneres und Sport

Vereinbarung gemif} § 81 NPersVG
zu Arbeit und Gesundheit in der niedersichsischen
Landesverwaltung (Betriebliche Gesundheitsférderung,
Gesundheitsmanagement, CARE, Suchtberatung und
Betriebliches Eingliederungsmanagement)

Bek. d. Ml v. 8. 7. 2015 — 14.15-03082-10-01 —
Bezug: Bek. v. 19. 11. 2002 (Nds. MBL. S. 1050)

1. Die LReg und die Spitzenorganisationen der Gewerkschaf-
ten haben eine Vereinbarung gemaf} § 81 NPersVG zu Arbeit
und Gesundheit in der niedersdchsischen Landesverwaltung
abgeschlossen. Diese Vereinbarung vom 8. 7. 2015 wird in der
Anlage bekannt gemacht.

2. Die Vereinbarung gemaf} § 81 NPersVG zum Gesundheits-
management in der niedersdchsischen Landesverwaltung vom
19. 11. 2002 (Bezugsbekanntmachung) tritt gleichzeitig aufler
Kraft.

An die
Dienststellen der Landesverwaltung

— Nds. MBL. Nr. 29/2015 S. 954

Anlage

Vereinbarung gemif § 81 NPersVG zu Arbeit und Gesundheit
in der niedersichsischen Landesverwaltung (Betriebliche
Gesundheitsforderung, Gesundheitsmanagement, CARE,

Suchtberatung und Betriebliches Eingliederungsmanagement)

Zwischen
der Niedersdchsischen Landesregierung, vertreten durch das
Niedersdchsische Ministerium fiir Inneres und Sport,
— einerseits —
und
dem Deutschen Gewerkschaftsbund — Bezirk Niedersachsen —
Bremen — Sachsen-Anhalt —,
dem Niedersidchsischen Beamtenbund und Tarifunion (NBB),
dem Niedersdchsischen Richterbund — Bund der Richterinnen
und Richter, Staatsanwiiltinnen und Staatsanwélte (NRB) —
— andererseits —
wird gemdf} § 81 des Niedersdchsischen Personalvertretungs-
gesetzes (NPersVG) in der Fassung vom 22. Januar 2007 (Nds.
GVBL. S. 11), zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom

30. Juni 2011 (Nds. GVBL S. 210), folgende Vereinbarung ge-
schlossen:

I. Praambel
II.

Abschnitt 1 Ausgestaltung der Vereinbarung

A. Ausgangslage

B. Vorgehensweise nach WHO-Standard

C. Datenlage zur Verdnderung des Krankheitspanoramas

Abschnitt 2 Allgemeine Regelungen
§1  Geltungsbereich

§2 Inhalt und Ziele

§3  Rechtliche Grundlagen

§4  Beirat

§5 Forderung von Mafinahmen

§6  Dienstvereinbarungen

§7  Rechte der Personalvertretungen

Abschnitt 3 Gesundheitsmanagement und Arbeitsschutz
§8 Inhalt und Ziele

§9  Zustandigkeiten und Aufgaben

§ 10 Verantwortlichkeiten

§ 11 Erfolgskriterien und Evaluation

§ 12 Arbeitsschutz

Abschnitt 4 Betriebliche Gesundheitsforderung
§13 Inhalt und Ziele
§14 Zustandigkeiten und Aufgaben
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Abschnitt 5 Betriebliches Eingliederungsmanagement
§ 15 Geltungsbereich, Inhalt und Ziele

§ 16 Zustdndigkeiten und Aufgaben

§ 17 Gliederung und Ablauf des BEM-Verfahrens

§ 18 Eingliederungsmafinahmen

§ 19 Datenschutz, Dokumentation und Evaluation

Abschnitt 6 CARE

§ 20 Inhalt und Ziele

§ 21 Zielgruppen

§ 22 Aufgaben der Koordinierungsstelle CARE im MI
§ 23 Versorgungsnetzwerk

§ 24 Aufgaben der CARE-Beratungsstellen

§ 25 Evaluation

§ 26 Datenhaltung

§ 27 Zugriffs- und Kontrollbestimmungen

Abschnitt 7 Betriebliche Suchtprivention und -beratung
§ 28 Inhalt und Ziele
§ 29 Zustdndigkeiten

Abschnitt 8 Schlussbestimmungen
§ 30 Datenschutz und Vertraulichkeit
§ 31 Inkrafttreten

I
Priambel

Aktive Gesundheitsforderung ist ein wichtiger Beitrag zur
Humanisierung der Arbeitswelt.

Die Umsetzung der in der nachfolgenden Vereinbarung be-
schriebenen Aufgaben soll dazu beitragen, die Gesundheit der
Beschiftigten in der niedersdchsische Landesverwaltung zu er-
halten und zu fordern.

Dabei wird von einem umfassenden Gesundheitsbegriff aus-
gegangen, wie er nach der ,Ottawa-Charta“ der Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) definiert wurde.

Gesundheitsférderung zielt danach darauf ab, allen Menschen
ein hoheres Maf} an Selbstbestimmung iiber ihre Gesundheit
— als ein umfassendes korperliches, seelisches und soziales
Wohlbefinden — zu erméglichen.

Gesundheit ist ein wesentlicher Bestandteil des alltdglichen
Lebens und kann durch sich stdndig verdndernde Lebens- und
Arbeitsbedingungen immer wieder gefihrdet werden. Deshalb
soll die Arbeitswelt so gestaltet werden, dass sie Quelle von
Gesundheit und nicht von Krankheit ist.

Krankheitsbedingte Fehlzeiten kénnen vielfiltige Ursachen
haben. Diese zu ergriinden und geeignete Mafinahmen zur Ver-
besserung des Gesundheitszustandes und damit zur Erhéhung
der Gesundheitsquote — durch Reduzierung von Fehlzeiten
— zu treffen, liegt im gemeinsamen Interesse der Unterzeich-
ner dieser Vereinbarung.

Gesundheits- und Arbeitsschutz sind unverzichtbare Bestand-
teile eines modernen Personalmanagements. Die Leistungs- und
Innovationsfihigkeit der niedersédchsischen Landesverwaltung
héngt sowohl vom Leistungsvermogen und einer optimalen Per-
sonalentwicklung der Gesamtheit aller Landesbeschéftigten
wie auch von der Leistungsbereitschaft und Motivation einer
jeden Mitarbeiterin und eines jeden Mitarbeiters ab.

Gerade in Zeiten erhohter Anforderungen an die Beschaftig-
ten werden Konzepte und Mafinahmen erforderlich, die An-
passungsprozesse unterstiitzen, um die Organisationsziele mit
den individuellen Bediirfnissen der Beschaftigten moglichst
weitgehend in Ubereinstimmung zu bringen.

Insbesondere im Rahmen einer optimalen Personal- und Or-
ganisationsentwicklung ist ein dienststelleninternes Gesund-
heitsmanagement von Bedeutung und als wichtiger Baustein
in Verdnderungsprozessen verstérkt einzusetzen. Dienststellen-
leitungen und Fihrungskrifte aller Ebenen haben die gemein-
same Aufgabe, Ursachen von Gesundheit beeintrachtigenden
Faktoren in der Dienststelle nachzugehen und auf deren Be-
seitigung hinzuwirken.

Dies erfordert eine kooperative und partizipative Fihrungs-
praxis, die dem Wohlbefinden der Beschiiftigten am Arbeitsplatz
einen hohen Stellenwert einrdumt. Dienststellenleitungen und
Fithrungskrifte, Personalrite, Schwerbehindertenvertretungen,
Gleichstellungsbeauftragte, Betriebsédrztinnen und Betriebs-
arzte, Fachkrafte fur Arbeitssicherheit und die weiteren Funk-
tionstrdgerrinnen und Funktionstrdger sollen gemeinsam die
Umsetzung dieser Vereinbarung in der jeweiligen Dienststelle
bzw. in einzelnen Fachbereichen unterstiitzen.



Nds. MBI. Nr. 29/2015

IL.

Abschnitt 1
Ausgestaltung der Vereinbarung

A. Ausgangslage

(1) Die Landesverwaltung braucht, gerade wegen der Aus-
wirkungen des demografischen Wandels, mehr als bisher eine
auf die Bediirfnisse und Fahigkeiten der Beschéftigten ausge-
richtete Personal- und Organisationsentwicklung. Die person-
lichen Ressourcen der Beschéftigten miissen gestarkt werden,
damit sie langfristig gesund bleiben.

Gesundheitspolitisch sind die chronischen und schweren
Erkrankungen von besonderer Bedeutung. Die Mehrzahl der
krankheitsbedingten Fehlzeiten in den Dienststellen resultiert
nicht aus einer Haufung von Kurzzeiterkrankungen, sondern
ist durch langfristige, oftmals chronische oder schwere Erkran-
kungen im mittleren und hoheren Alter bedingt. Uber eigene
Erkenntnisse verfiigt die Landesverwaltung hierzu allerdings
nicht, da entsprechende Daten nicht systematisch erfasst und
ausgewertet werden. Hilfsweise konnen diese Erkenntnisse
aber aus den Erhebungen der gesetzlichen Krankenversiche-
rungen (GKV) gewonnen und auf den 6ffentlichen Dienst tiber-
tragen werden. Die Zahl der Erkrankungen wird durch das
steigende Durchschnittsalter der Beschaftigten noch weiter
zunehmen, denn Dienststellen der offentlichen Verwaltung
sind vom demografischen Wandel in besonderer Weise betrof-
fen. Sie unterliegen nicht nur den allgemeinen Entwicklungen
einer alternden Gesellschaft, sondern als Folge der bisherigen
Einsparverpflichtungen (Stelleneinsparungen, restriktive Ein-
stellungspolitik) einer deutlich schneller alternden und zahlen-
méfig kleiner werdenden Belegschaft als Unternehmen anderer
Branchen. Dazu stellt eine Reihe von Verwaltungsmodernisie-
rungs- und Umstrukturierungsprozessen die Dienststellen und
ihre Beschaftigten vor stindig neue Anforderungen.

(2) Mit dem Gesundheitsmanagement (GM), der Betrieblichen
Gesundheitsférderung (BGF) und der Suchtberatung stehen
bewdéhrte Vorgehensweisen fiir eine alternsgerechte, beschaf-
tigtenorientierte sowie gesundheitsférderliche Personalpolitik
und Organisationsentwicklung zur Verfiigung. Hinzu kommt
das Betriebliche Eingliederungsmanagement (BEM) nach sechs
Wochen ununterbrochener oder wiederholter Arbeitsunfihig-
keit. Die Nutzung des Begriffes ,Betrieb” im Zusammenhang
mit der BGF und dem BEM sind die Methode beschreibende
Eigennamen, unabhédngig davon in welcher Einrichtung (Be-
horde, Gericht etc.) sie angewendet werden.

(3) Gesetzlich Kranken- und Rentenversicherten stellen die
Sozialversicherungen im Krankheitsfall ein Fallmanagement
an die Seite, das den Heilungs- und Rehabilitationsprozess or-
ganisatorisch und tber Zustdndigkeitsgrenzen hinweg be-
darfsgerecht koordiniert und begleitet. Diese Unterstiitzung
steht erkrankten Beamtinnen und Beamten, Richterinnen und
Richtern und Staatsanwéltinnen und Staatsanwilten bisher
nicht zur Verfiigung. Mit dem Beschluss der Landesregierung
vom 3. 7. 2013 wird mit CARE ein umfassender Service zur
Forderung, Erhaltung und Wiederherstellung von Arbeitsfa-
higkeit und Gesundheit eingefiihrt.

(4) Gesetzliche Krankenkassen stellen fiir Arbeitgeber ver-
schiedene Serviceangebote, wie z. B. unternehmensbezogene
Gesundheitsberichte und Prdaventionsprogramme, zur Unter-
stiitzung ihrer Personalbetreuung zur Verfiigung. Das MI ins-
titutionalisiert fir die Landesverwaltung die Kontakte zu den
Versicherungstragern und verbessert damit die Bekanntheit
der vorhandenen Angebote in der Landesverwaltung.

(5) Die im Folgenden beschriebenen Mafinahmen werden
an den Zielsetzungen des demografiesicheren und ressourcen-
bewussten Personalmanagements (DRiN) in Niedersachsen und
dem ,Handlungskonzept Demografischer Wandel der Nieder-
sdchsischen Landesregierung 2012 ausgerichtet. Damit wird
erstmals ein umfassendes Instrument bereitgestellt, mit dem
ein Beitrag zur Gesunderhaltung und Erhalt der Leistungsfihig-
keit der Beschiftigten der Landesverwaltung zur Verfiigung
steht und die Zahl der Frithverrentungen und vorzeitigen Pen-
sionierungen verringert werden kann.

B. Vorgehensweise nach WHO-Standard

(1) Fiir jeden Menschen ist es von unschétzbarem Wert, ge-
sund zu sein. Der Definition der Weltgesundheitsorganisation
(WHO) folgend, umfasst Gesundheit korperliches, seelisches
und soziales Wohlbefinden und ist somit mehr als nur die Ab-
wesenheit von Krankheit. Gesund ist, wer sich in seinem Kor-
per und seinem Lebensumfeld rundum wohlfiihlt.

(2) Sowohl fiir die Gesundheitsférderung als auch fiir die
Heilbehandlung und Wiederherstellung der Arbeitsfahigkeit
ist nicht nur die Beeinflussung der Korperfunktionen rele-
vant, sondern auch die Untersuchung sogenannter Kontext-
faktoren. Nicht nur die Krankheit selbst beeinflusst die Funk-
tionsfahigkeit des Menschen, sondern auch das Umfeld und
die personlichen Faktoren spielen eine Rolle. Dazu gehéren
die Arbeitsplatzsituation, unter anderem Konflikte mit Vorge-
setzten oder Kolleginnen und Kollegen; das soziale Umfeld so-
wie Alter, Geschlecht und gleichzeitig vorliegende weitere
Erkrankungen (Komorbiditdten), aber auch die Vereinbarkeit
von Beruf und Familie, die familidre Situation, wie Scheidung
oder Pflege von Angehorigen oder finanzielle Probleme.

(3) Deshalb wird eine rein medizinische Sichtweise nur einen
Teil der Problemlosung darstellen. Das Land Niedersachsen
kann durch die Gestaltung von Arbeitsbedingungen einen
groflen Einfluss auf den Erhalt und die Wiederherstellung von
Gesundheit nehmen. Leistungserbringerinnen und Leistungs-
erbringer und Kostentrdgerinnen und Kostentrdger des Ge-
sundheitssystems sowie das Land Niedersachsen miissen bei
diesem Vorgehen zusammenarbeiten.

(4) Die Gesunderhaltung liegt in der Pflicht und im eigenen
Interesse der Beschiftigten sowie im Interesse der Dienststelle.
Die subjektive Bewertung von Belastungen am Arbeitsplatz
und die Rickkehrerwartung und -motivation der Betroffenen
ist bei den Eingliederungsbemiihungen zu beachten.

C. Datenlage zur Verdnderung
des Krankheitspanoramas

(1) Eine Vielzahl von Untersuchungen weist darauf hin, dass
ein erheblicher Teil der heutzutage am héufigsten diagnosti-
zierten Krankheiten mit arbeitsbedingten Belastungen in Zu-
sammenhang stehen. Muskel- und Skeletterkrankungen sind
hier in erster Linie zu nennen, aber auch Herz-Kreislauferkran-
kungen, Magen- und Darmerkrankungen sowie psychische
Erkrankungen einschliefflich der Suchterkrankungen. Eine
weitere wichtige Rolle spielen psychische Komorbidititen wie
z. B. Depressionen. Beispielsweise zeigt sich fir die Entwick-
lung von Depressionen ein deutlicher Zusammenhang mit in-
terpersonellen Konflikten am Arbeitsplatz. Auch laut dem
aktuellen Stress-Report der Bundesanstalt fiir Arbeitsschutz
und Arbeitsmedizin (BAuA) sind psychische Erkrankungen
eines der dringendsten Probleme in der Arbeitswelt. Multitas-
king, lange anhaltender hoher Zeitdruck, haufige Unterbre-
chungen bei der Arbeit und fehlende Erholungsmoglichkeiten
belegen die ersten Plitze, der als negativ und damit belastend
empfundenen Stressfaktoren. Arbeits- und Flexibilitdtsanfor-
derungen wachsen schneller als das menschliche Bewéltigungs-
potenzial.

(2) Zur Verbesserung der Datenlage in der Landesverwal-
tung werden die Gesundheitsberichte der groflen gesetzlichen
Versicherungen in der Landesverwaltung einen Beitrag leis-
ten. Zusétzlich wird MI in Abstimmung mit den Ressorts die
von den Dienststellen erhobenen Krankenstanddaten ermitteln
und eine Statistik erstellen.

Abschnitt 2
Allgemeine Regelungen

§1
Geltungsbereich

(1) Die Vereinbarung gilt fiir alle Beschiftigten (insbesondere
Beamtinnen und Beamte, Richterinnen und Richter, Staats-
anwaéltinnen und Staatsanwdlte und Tarifbeschéftigte) der Nie-
dersdchsischen Landesverwaltung. Als Betriebe und Dienst-
stellen im Sinne dieser Vereinbarung gelten alle Behorden,
Verwaltungsstellen und sonstige Einrichtungen der Landes-
verwaltung und die Gerichte.

(2) Als Betriebe oder Dienststellen gelten ebenfalls die Schu-
len und Studienseminare. Bereits bestehende Zustandigkeits-
regelungen bleiben unbertihrt. Dartiber hinaus kénnen weitere
Zustandigkeiten durch das Niedersédchsische Kultusministerium
im Einvernehmen mit dem Schulhauptpersonalrat auf die Nie-
dersdchsische Landesschulbehorde tibertragen werden.

(3) Die Vereinbarung gilt auch fiir die Landtagsverwaltung,
den Landesrechnungshof und die Landesbeauftragte oder den
Landesbeauftragten fiir den Datenschutz, wenn der Président
oder die Prasidentin, der Landesbeauftragte oder die Landes-
beauftragte ihr Einvernehmen erklért.
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§2
Inhalt und Ziele
(1) In der Vereinbarung werden die Handlungsfelder zur For-
derung und Erhaltung der Gesundheit und der Arbeitsfihig-
keit der Beschiiftigten des Landes beschrieben. Dies sind das
Gesundheitsmanagement (GM), die Betriebliche Gesundheits-
forderung (BGF), das Betriebliche Eingliederungsmanagement
(BEM), CARE und die Suchtberatung.
(2) Die Ziele sind:
— Erhalt und Férderung der Gesundheit,
— Reduzierung von Fehlzeiten,
— Verringerung vorzeitiger Verrentung und Pensionierung auf-
grund krankheitsbedingter Dienst- oder Arbeitsunféhigkeit,
— Erhoéhung der Arbeitszufriedenheit,
— Erhohung der Attraktivitdt der Landesverwaltung Nieder-
sachsen und
— Sicherung der staatlichen Aufgabenerfiillung.

§3
Rechtliche Grundlagen
Die Handlungsfelder und Mafinahmen stiitzen sich insbeson-
dere auf folgende Grundlagen:

— Gesetz zur Regelung des Statusrechts der Beamtinnen und
Beamten in den Landern (Beamtenstatusgesetz — BeamtStG),
§§ 26—30 zur Dienstunfdhigkeit und zum Ruhestand, § 34
zur Gesunderhaltungspflicht, § 45 zur Fiirsorge sowie § 50
zu datenschutzrechtlichen Regelungen bei der Fithrung der
Personalakte,

— Niederséchsisches Beamtengesetz (NBG), §§ 43—45 und 110
zur Dienstunfihigkeit, § 80 zur Beihilfe, §§ 88 ff. zu den
personaldatenschutzrechtlichen Regelungen und §§ 114
und 120 Abs. 3 zur Heilftrsorge fiir Polizeivollzugsbeam-
tinnen und Polizeivollzugsbeamte,

— Niedersichsische Beihilfeverordnung (NBhVO), §§ 29—31
(Rehabilitation; Suchtbehandlung) und § 38 (Vorsorge und
Prédvention),

— Heilftrsorgebestimmungen fiir den Polizeivollzugsdienst
des Landes Niedersachsen, §§ 11— 14 (Rehabilitation, Ent-
wohnungsbehandlung) und § 16 (Vorsorge und Préavention),

— Sonderurlaubsverordnung, § 9 b zu Rehabilitationsmaf3-
nahmen fiir Beamtinnen und Beamte,

— Biirgerliches Gesetzbuch (BGB), §§ 617—619 zur Pflicht
zur Krankenfiirsorge,

— Gesetz tiber die Durchfithrung von Mafinahmen des Ar-
beitsschutzes zur Verbesserung der Sicherheit und des
Gesundheitsschutzes der Beschaftigten bei der Arbeit (Ar-
beitsschutzgesetz — ArbSchG), §§ 1—5 zur Zielsetzung
und den Pflichten des Arbeitgebers, §§ 15—17 Pflichten
und Rechte der Beschiftigten,

— Gesetz tiber Betriebsarzte, Sicherheitsingenieure und an-
dere Fachkrifte fir Arbeitssicherheit (ASiG),

— Niedersidchsisches Personalvertretungsgesetz (NPersVG),
§ 66 Abs. 1 Nr. 11 zu Ma3nahmen des Arbeits- und Gesund-
heitsschutzes, § 77 Arbeits- und Gesundheitsschutz,

— Niedersdchsisches Datenschutzgesetz (NDSG), insbeson-
dere § 5 zum Datengeheimnis, § 7 zu den technischen und
organisatorischen Mafinahmen und § 8 zur Verfahrensbe-
schreibung,

— Niedersichsisches Statistikgesetz (NStatG), § 7 zur Geheim-
haltung,

— Viertes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IV) zu Vorschriften
fur die Sozialversicherung,

— Fiinftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V), § 11 Leistungsar-
ten, §§ 20, 20 a zu betrieblicher Gesundheitsforderung und
§ 20 b zur Privention,

— Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) zur Rentenversi-
cherung,

— Neuntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX), § 84 Abs. 2 zum
betrieblichen Eingliederungsmanagement,

— Beschluss der Landesregierung vom 19. 11. 2002 tiber den
Ausbau des Gesundheitsmanagements und den Abschluss
einer Vereinbarung nach § 81 NPersVG und Beschliisse
zur Weiterentwicklung des Gesundheitsmanagements in
der niedersdchsischen Landesverwaltung vom 31. 1. 2006
und 12. 10. 2010,

— Gem. RdErl. des MS und der tibrigen Ministerien zur Sucht-
pravention vom 1. 6. 2006 (Nds. MBL. Nr. 23/2006, S. 630
— VORIS 21069),

— Beschluss der Landesregierung vom 3. 7. 2013 zu CARE.
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§4
Beirat

(1) Zur Planung, Begleitung und regelméfligen Evaluierung
der in dieser Vereinbarung beschriebenen Aufgaben in der
Landesverwaltung wird ein Beirat gegriindet.

(2) Der Beirat wirkt bei der Erarbeitung und Weiterentwick-
lung der verschiedenen Aufgaben nach dieser Vereinbarung
mit. Er erortert aktuelle Fragestellungen zum Thema Arbeit
und Gesundheit und sorgt fur den Informations- und Erfah-
rungsaustausch zwischen den Ressorts sowie deren nachge-
ordneten Bereichen, den Beschiftigtenvertretungen und den
Gewerkschaften zur Aufgabe Arbeit und Gesundheit.

(3) Der Beirat kann Arbeitsgruppen bilden, in denen Mit-
glieder des Beirates, bei Notwendigkeit unter Hinzuziehung
von Sachverstdndigen, zu einzelnen Themenkomplexen ver-
tieft arbeiten.

(4) Im Beirat sind vertreten:

— die obersten Landesbehorden,

— die Spitzenorganisationen der Gewerkschaften (DGB und
DBB je 2 Sitze, Nds. Richterbund 1 Sitz),

— die Arbeitsgemeinschaft der Gleichstellungsbeauftragten der
obersten Landesbehorden und

— die Arbeitsgemeinschaft der Schwerbehindertenvertretung
bei den obersten Landesbehorden.

Weitere Sachverstidndige konnen hinzugezogen werden. Die

Geschiftsfithrung liegt im MI. Der Beirat kann sich eine Ge-

schéftsordnung geben.

(5) Fiir die Teilnahme an Sitzungen des Beirates und seiner
Arbeitsgruppen werden die Mitglieder, sofern erforderlich, ganz
oder teilweise freigestellt. Richterinnen und Richter und Staats-
anwiéltinnen und Staatsanwalte werden angemessen entlastet.
Die Mitarbeit im Beirat sowie in den Projekt- oder Arbeitsgrup-
pen gilt als Arbeitszeit. Richterinnen und Richter, Staatsanwil-
tinnen und Staatsanwdlte sind dafiir angemessen freizustellen.

§5
Forderung von Mafinahmen

Mafinahmen im Sinne dieser Vereinbarung sollen der For-
derung der Gesundheit und dem Erhalt der Leistungsfahigkeit
der Beschiftigten dienen. Die Dienststellen kénnen deshalb
im Rahmen ihrer Moglichkeiten diese in jeder geeigneten Form
(Finanzmittel, Sachmittel, Arbeitszeit) unterstiitzen.

§6
Dienstvereinbarungen

(1) Far die dienststellenbezogene bedarfsgerechte Ausgestal-
tung konnen auf der Grundlage dieser Vereinbarung konkreti-
sierende Dienstvereinbarungen zu den einzelnen Handlungs-
feldern zwischen Dienststelle und Personalvertretung geschlos-
sen werden, die die spezifischen Einzelheiten regeln.

(2) Hinsichtlich der Anpassung bestehender Dienstverein-
barungen an diese Vereinbarung wird auf § 78 Abs. 1 Satz 1
NPersVG hingewiesen. Danach sind Dienstvereinbarungen
unzulédssig, wenn sie einer nach § 81 NPersVG getroffenen Ver-
einbarung entgegenstehen. Bestehende Dienstvereinbarungen
konnen uberpriift werden und sind ggf. anzupassen.

§7
Rechte der Personalvertretungen

Die Rechte der Personalvertretungen nach dem NPersVG und
dem Nds. Richtergesetz bleiben unberiihrt.

Abschnitt 3
Gesundheitsmanagement und Arbeitsschutz

§8
Inhalt und Ziele

(1) Mit dem GM wird ein systemischer Ansatz zur Gestal-
tung gesundheitsgerechter Arbeitsbedingungen verwirklicht.

(2) Ansitze der gesundheitsfordernden Organisations- und
Personalentwicklung, des Arbeitsschutzes und der personlichen
Gesundheitsférderung der Beschiftigten werden miteinander
verkniipft. In GM werden damit sowohl Verhaltensschulungs-
programme wie auch Verhéltnisdnderungen u. a. beim Thema
Arbeitsorganisation, Arbeitsumgebung, Ergonomie, Sozialklima,
Fiihrungsverhalten in den Blick genommen.

(3) Gem. § 5 ArbSchG hat der Arbeitgeber die fiir die Be-
schaftigten mit ihrer Arbeit verbundenen Gefihrdungen ein-
schliefSlich der psychischen Belastungen zu ermitteln und
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entsprechende Mafinahmen des Arbeitsschutzes zu treffen. Maf3-
nahmen des Arbeitsschutzes im Sinne des § 2 Abs. 1 ArbSchG
sind Maflnahmen zur Verhiitung von Unféllen bei der Arbeit
und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren einschlieflich Mafi-
nahmen der menschengerechten Gestaltung der Arbeit.

(4) Die Ziele eines prdventiven Arbeitsschutzes stimmen
weitgehend mit den Zielen des GM tiberein, weshalb empfoh-
len wird, die Bereiche Arbeitsschutz und GM und die zur Ver-
figung stehenden Ressourcen eng miteinander zu verzahnen.

(5) Im Rahmen des GM lernen die Dienststellen, ihre Orga-
nisation und ihre Arbeitsbedingungen hinsichtlich Belastun-
gen und Ressourcen zu untersuchen und sie bei Bedarf gezielt
zu verdndern. Dazu miissen verschiedene Gruppen der Be-
schaftigten, Fithrungskrifte und Interessensvertretungen in
Beziehung treten, ihre Sichtweisen austauschen und gemein-
sam getragene Losungen erarbeiten. Wichtig ist, dass Beschaf-
tige dabei erleben, dass ihre Vorstellungen von der Gestaltung
ihrer Arbeitssituation zu realen Verdnderungen fiithren.

(6) Das GM orientiert sich an den Prinzipien von Ganzheit-
lichkeit, Integration in die Organisation, Partizipation, Pro-
jektorganisation sowie an den européischen Qualitdtskriterien
(Luxemburger Deklaration von 1997), dem § 20 a Abs. 1 Satz 1
SGB V sowie an der Gender-Mainstreaming-Strategie. Nédheres
ist dazu im ,,Projektleitfaden Gesundheitsmanagement in nie-
dersdchsischen Dienststellen” (Anlage 1) geregelt.

(7) Das GM
— setzt prdaventiv an, um Erkrankungen zu vermeiden,

— identifiziert und bearbeitet gesundheitsschddigende und ge-
sundheitsforderliche Arbeitsbedingungen und Verhaltens-
weisen im Arbeitsalltag,

— beinhaltet dabei die aktive und mitverantwortliche Beteili-
gung der Beschiftigten und ihrer Interessenvertretungen
durch entsprechende Beteiligungskonzepte und -verfahren;
u. a. Mitarbeiterbefragungen oder Gesundheitszirkel,

— geht systematisch vor und trdgt zu einer zielgerichteten
Mafinahmenentwicklung und zur Uberpriifung der Wirk-
samkeit gesundheitsbezogener Aktivitaten bei,

— verknipft die auf die Gesundheit gerichteten Aktivitdten
verschiedener dienststelleninterner Fachstellen wie z. B.
Arbeitssicherheit, betriebsirztliche und soziale Dienste,
Personal-, Organisations- und Qualitdtsmanagement sowie
die Zusammenarbeit der Interessenvertretungen,

— fordert ein verstdrktes Engagement und die Sensibilisie-
rung der Fihrungskrifte fir die Verbesserung der Belas-
tungs- und Gesundheitssituation der Beschiftigten,

— verbessert die Personalentwicklung und insbesondere die
Fortbildung, um die Beschiftigten besser in die Lage zu ver-
setzen, den wachsenden Anforderungen an ihre Arbeit zu
begegnen,

— berticksichtigt die jeweils besonderen Belastungs- bzw. Be-
wiltigungssituationen von Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern, hierzu zihlen u. a. geschlechtsspezifische Belastungs-
situationen und Belastungssituationen von Menschen mit
Behinderungen,

— stellt hierzu die notwendigen Instrumente, Leitfdden und
Weiteres zur Verfiigung.

§9
Zustandigkeiten und Aufgaben

(1) Das GM wird von Organisationseinheiten oder Beschaf-
tigtengruppen zur partizipativen Gestaltung gesundheitsfor-
dernder Arbeitsbedingungen betrieben. Fiihrungskrifte, die
betrieblichen Interessensvertretungen und sonstige am Thema
Arbeitsschutz und Gesundheit Beteiligte sind als verantwort-
liche Multiplikatorinnen und Multiplikatoren wichtige Adres-
saten des Gesundheitsmanagements.

(2) Die Initiative fiir einen GM-Prozess kann sowohl von den
Leitungsebenen als auch von den Beschiftigten ausgehen. Ein
Konsens iiber das Vorgehen zwischen der Leitung und den be-
teiligten Beschéftigten einer Dienststelle ist erforderlich.

(3) Zur Steuerung der GM-Aktivititen ist eine Steuerungs-
gruppe einzurichten. Alternativ kann der Arbeitsschutzaus-
schuss, der gem. § 11 ASiG in Dienststellen mit mehr als
zwanzig Beschiftigten einzurichten ist, entsprechend genutzt
werden.

(4) Ziel ist, dass in jeder Dienststelle der Landesverwaltung
die Zustdndigkeit fiir den Arbeitsschutz und das GM geregelt
ist und sich dies aus dem Organigramm oder dem Geschafts-
verteilungsplan entnehmen lésst (§ 3 ArbSchG).

(5) Fihrungskréfte und die Vertreterinnen oder Vertreter
der Personalstellen haben aufgrund ihrer Aufgabe und ihrer
Vorbildfunktion einen besonderen Einfluss auf die Arbeitszu-
friedenheit, Motivation und das gesundheitliche Wohlbefin-
den der Beschiftigten.

§10
Verantwortlichkeiten

(1) Die obersten Landesbehérden sind verantwortlich fiir
die Steuerung des Arbeitsschutzes und des GM in ihrem Ge-
schiftsbereich.

(2) Gem. § 1 ASiG hat der Arbeitgeber Betriebsérzte und
Fachkrifte fiir Arbeitssicherheit zu bestellen, die ihn beim Ar-
beitsschutz und bei der Unfallverhiitung beraten und unter-
stiitzen.

(3) Das MI koordiniert das GM in der niedersdchsischen
Landesverwaltung. Es ist Anlaufstelle fiir die landesweite und
landestibergreifende Vernetzung der Aktivititen des Gesund-
heitsmanagements. Zusammen mit dem Studieninstitut des
Landes Niedersachsen (SiN) bietet es Qualifizierungen fir die
unterschiedlichen Zielgruppen an und betreibt Offentlich-
keitsarbeit. Die Zustdandigkeiten und Verantwortlichkeiten der
Ressorts fiir ihren Bereich bleiben davon unberiihrt.

(4) Das MI stellt den Beratungsservice GM zur Verfiigung.
Der Beratungsservice unterstiitzt Dienststellen im GM. Dazu
gehoren folgende Aufgaben:

— Einstiegsberatung der Dienststellen und Interessenvertre-
tungen,

— Workshops und Informationsveranstaltungen,
— begleitende Prozessberatung,

— Betreuung der Dienststellen in Netzwerken und Moderation
von kollegialer Beratung,

— Reflexion der Projekte zur Bewertung der Wirksamkeit
von Maflnahmen und Vorgehensweisen des GM (Evaluati-
on) und die

— Durchfihrung von Qualifizierungen.

Informationen zum GM werden den Dienststellen im Intranet
und Internet zur Verfigung gestellt.

(5) Soweit von Dienststellen im Rahmen des Gesundheits-
managements Befragungen durchgefiihrt werden, werden sie
so ausgewertet, dass das anonymisierte Gesamtergebnis fiir
die Dienststelle dargestellt wird. Dabei ist sicherzustellen, dass
keine Riickschliisse auf Angaben einzelner Personen maoglich
sind. Sofern gesonderte Auswertungen von einzelnen Berei-
chen erforderlich sind, um konkrete Anhaltspunkte fir Ver-
besserungen zu gewinnen und dabei Riickschliisse auf Angaben
einzelner Personen nicht auszuschlieffen sind, bedarf es der
Einwilligung der Betroffenen.

§11
Erfolgskriterien und Evaluation

(1) Auf Basis der langjahrigen Erfahrungen aus der Landes-
verwaltung und aktueller wissenschaftlicher Erkenntnisse sind
insbesondere die nachfolgend aufgefiihrten Kriterien fiir ein
erfolgreiches und nachhaltiges GM in den Dienststellen maf}-
geblich:

— schriftliche Vereinbarung zum GM, z. B. in Form einer
Dienstvereinbarung oder eines schriftlichen Auftrags der
Dienststellenleitung,

— Koordinierung des GM-Prozesses durch eine Steuerungs-
gruppe oder den Arbeitsschutzausschuss,

— Vorgehen nach dem GM-Prozessmodell,

— Erhebung der Ist-Situation und der wahrgenommenen Be-
lastungen durch geeignete Analyseinstrumente (vgl. § 5
ArbSchG ,Beurteilung der Arbeitsbedingungen®),

— Beteiligungsorientierte Entwicklung von Verbesserungsmaf}-
nahmen und Probleml6sungen fiir die wahrgenommenen
Gefihrdungen und Belastungen (z. B. in Gesundheitszir-
keln),

— Umsetzung der Losungen und Mafinahmen sowie die

— Evaluation des GM-Prozesses und der Wirksambkeit der um-
gesetzten Mafinahmen.

Detaillierte Informationen sind im ,,Projektleitfaden Gesund-
heitsmanagement in niedersdchsischen Dienststellen” des MI
aufgefiihrt.

(2) Eine Evaluation hat die systematische Reflexion des Han-
delns der Beteiligten (Prozessevaluation) und die Uberpriifung
der Wirksamkeit der umgesetzten Mafinahmen (Mafinahmen-
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evaluation) zum Ziel. Sie bietet die Grundlage zur Nachsteue-
rung und ist mafigeblich fiir die Nachhaltigkeit des GM.

(3) Die Prozessevaluation dient der Uberpriifung des Vorge-
hensmodells und der einzelnen Handlungsschritte. Sie ermog-
licht die Nachsteuerung des Prozesses. Die Prozessevaluation
sollte durch externe Beraterinnen und Berater durchgefiithrt
werden. Der Beratungsservice Gesundheitsmanagement bietet
dazu Unterstiitzung an.

(4) Die Mafinahmenevaluation erfordert, dass bereits bei der
Mafinahmenentwicklung klare Zielsetzungen und die Festle-
gung von Kriterien ihrer Uberpriifbarkeit getroffen werden.
Dadurch kann nach der Maflnahmenumsetzung eine Bewer-
tung der Verdnderung erfolgen. Die Mafinahmenevaluation
kann von den Mitgliedern der dienststelleninternen Steue-
rungdsgruppe oder der Gesundheitszirkel selbst durchgefiihrt
werden.

§12
Arbeitsschutz

Der Arbeitsschutz und die Arbeitssicherheit sind Bestand-
teile des Gesundheitsmanagements. Die arbeitsschutzrechtli-
chen Vorschriften bleiben unbertihrt.

Abschnitt 4
Betriebliche Gesundheitsforderung

§13
Inhalt und Ziele

(1) Unter BGF werden die Mafinahmen verstanden, die einer-
seits arbeitsbedingte, gesundheitsrelevante Belastungen redu-
zieren und andererseits die gesundheitsforderlichen Ressourcen
und Kompetenzen der Beschéftigten starken. Ressourcenorien-
tierung ist eine wichtige Investition in die Zukunft, denn sie
soll die Menschen stirken, die wachsenden Anforderungen
des Arbeitslebens bewiltigen zu konnen und sie befdhigen,
sich aktiv bei der Gestaltung ihrer Arbeitswelt zu beteiligen
(vgl. Ottawa-Charta der WHO 1986). Ziel ist es, langfristig die
Gesundheit der Beschiftigten zu erhalten. Ansatzpunkte sind
neben dem individuellen Verhalten auch die betrieblichen
Verhiltnisse. Die BGF ist damit im unmittelbaren Interesse
der Dienststellen der Landesverwaltung und von den Behor-
denleitungen zu verantworten.

(2) Die Entwicklung und Verbreitung von Gesundheitsforde-
rungsprogrammen ist im Wesentlichen eine Aufgabe der gesetz-
lichen Krankenkassen (GKV), die diese Angebote in Umsetzung
ihres gesetzlichen Praventionsauftrages gem. § 20 Abs. 1 Satz 2
SGB YV initiieren und begleiten. Arbeitgeber haben so die Mog-
lichkeit, situationsangepasste, betriebliche Gesundheitsférde-
rungsprogramme in Kooperation mit den gesetzlichen Kranken-
kassen anzubieten (z. B. Kurse zur Raucherentwohnung, Er-
ndhrung, Bewegung, Stressverarbeitung).

§14
Zustandigkeiten

(1) Die Dienststellen konnen als Firsorgemafinahmen eigene
Angebote zur betrieblichen Gesundheitsforderung unterbrei-
ten und entsprechende Zuwendungen leisten.

(2) Die obersten Dienstbehorden sind fiir die Koordinierung
und den Erfahrungsaustausch in ihrem Geschiftsbereich ver-
antwortlich.

(3) Das MI vertritt die Gesamtheit der gesetzlich Versicherten
in der Landesverwaltung gegeniiber den gesetzlichen Kran-
kenversicherungen und vereinbart mit diesen, der Rentenver-
sicherung und den Unfallversicherungstrdgern Kooperationen
mit dem Ziel einer koordinierten Unterstiitzung der aktiven
Gesundheitsforderung in der Landesverwaltung.

Abschnitt 5
Betriebliches Eingliederungsmanagement

§15
Geltungsbereich, Inhalt und Ziele

(1) Das BEM ist ein Angebot an alle Beschiiftigte, die inner-
halb von zwolf Monaten ldanger als sechs Wochen ununterbro-
chen oder wiederholt arbeitsunfihig erkrankt sind.

(2) Gemaf} § 84 Abs. 2 SGB IX ist das Betriebliche Einglie-
derungsmanagement (BEM) im Zusammenwirken mit den In-
teressenvertretungen eine gesetzliche Aufgabe des Arbeitgebers.
Ziel ist es, erkrankten Beschéftigten den Wiedereinstieg ins
Arbeitsleben zu ermoglichen und die Arbeitsfahigkeit nach-
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haltig zu sichern, zu verbessern und den Arbeitsplatz zu er-

halten. Des Weiteren wird das BEM durchgefiihrt, um

— Behinderungen und chronischen Erkrankungen vorzubeu-
gen,

— die Arbeitszufriedenheit und -motivation zu steigern,

— die Fehlzeiten und Krankheitskosten zu reduzieren und

— krankheitsbedingte Kiindigungen und Erwerbsunfihigkeit
sowie Versetzungen in den Ruhestand wegen Dienstunfahig-
keit zu vermeiden.

(3) Das Eingliederungsmanagement ist stets eine Einzelfall-
betrachtung und zielt auf ein systematisches Vorgehen ab. Es
beinhaltet eine Handlungskette, die an jeder Stelle, insbeson-
dere durch die Betroffene oder den Betroffenen, beendet wer-
den kann. Zu beachten ist hierbei, dass die Gesundheit oder
deren Mangel im hohen Mafle Teil der Intimsphére eines je-
den Menschen ist.

(4) Das BEM

— findet mit Zustimmung und unter Beteiligung der oder des
Betroffenen statt,

— ermoglicht einen moglichst frithzeitigen Kontakt zu lang-
zeiterkrankten Beschiftigten,

— halt den Kontakt zur Beschiftigten oder zum Beschiftigten
auch wihrend einer langen krankheitsbedingten Abwesen-
heit aufrecht,

— verbessert bei Bedarf die Zusammenarbeit zwischen Reha-
bilitations-Trager und Dienststelle,

— fiihrt zu einer frithzeitigen Planung moglicher Arbeitsplatz-
anpassungen und ggf. zu einer Bearbeitung von Arbeits-
platzkonflikten und

— beugt einem Riickfall oder einer erneuten Arbeitsunfahig-
keit vor.

§16
Zustandigkeiten und Aufgaben
(1) Fiir die routineméflige Auswertung von Arbeitsunfihig-
keitszeiten zur Erfassung erkrankter Beschiftigter ist die je-
weilige Personalstelle oder die von ihr schriftlich beauftragte
Stelle zustandig.

(2) Fir die weitere BEM-Verfahrensweise und die Zustén-
digkeiten ldsst § 84 Abs. 2 SGB IX unterschiedliche Maglich-
keiten offen. Im Einvernehmen zwischen Dienststelle und
Personalvertretung sollte zumindest eine BEM-Beauftragte
oder ein BEM-Beauftragter benannt werden.

(3) Die oder der BEM-Beauftragte ist Teil der Dienststelle und
kann auch der personalaktenbearbeitenden Organisationsein-
heit angehoren. Sie oder er hat folgende Aufgaben:

— Verantwortung fiir die Einleitung und die Organisation
des BEM-Verfahrens,

— Kontaktaufnahme zu den Betroffenen,
— unabhéingige Ansprechperson fir die Betroffenen und
— Fiithrung und Verwaltung der BEM-Unterlagen.

Empfehlenswert ist es, zur Steuerung der Eingliederungspro-
zesse und zur Beratung der Betroffenen neben der oder dem
BEM-Beauftragten eine neutrale Koordinierungsstelle (BEM-
Team) in der Dienststelle einzurichten. Unter Leitung der oder
des BEM-Beauftragten unterstiitzt das BEM-Team den oder
die BEM-Beauftragten bei der Beratung und Bearbeitung der
BEM-Verfahren.

(4) Im BEM-Team sollten grundsitzlich beteiligt sein:
— eine Beauftragte oder ein Beauftragter der Dienststelle und
— eine Beauftragte oder ein Beauftragter des Personalrats.
Soweit im Einzelfall erforderlich, werden hinzugezogen:
— die oder der unmittelbare Vorgesetzte,

— die Schwerbehindertenvertretung (bei schwerbehinderten
Beschiftigten),

— die Betriebsirztin oder der Betriebsarzt,

— die Fachkraft fiir Arbeitssicherheit,

— die oder der Sicherheitsbeauftragte,

— die oder der Suchtbeauftragte,

— die Gleichstellungsbeauftragte sowie

— Sonstige (wie z. B. CARE-Beraterinnen oder -Berater).

Fir die Hinzuziehung des sog. ,,.BEM-Teams” bedarf es der Ein-
willigung der oder des Betroffenen. Auf Wunsch der oder des
Betroffenen kénnen einzelne Personen des o. g. Kreises jeder-
zeit hinzugenommen oder ausgeschlossen werden. Zudem
kann die oder der Betroffene eine Vertrauensperson ihrer oder
seiner Wahl hinzuziehen.
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(5) Die oder der BEM-Beauftragte und die Mitglieder des
BEM-Teams sind unter Beriicksichtigung der Haushaltsmittel
auf Kosten der Dienststelle zu schulen. Die Beteiligten im
BEM-Verfahren sind fiir die Wahrnehmung der Aufgaben im
Verfahren im erforderlichen Umfang zu entlasten (siehe auch

§5).

§17
Gliederung und Ablauf des BEM-Verfahrens

(1) Gliederung des BEM-Verfahrens:

— Datenauswertung zur Erfassung langzeiterkrankter Beschaf-
tigter,

— Einleitung des Verfahrens durch das Angebot eines Erstge-
spréches,

— Durchfithrung des Erstgesprdchs und Einholung der Ein-
willigungserkldrung,

— Weitere Beratungsgespriche, Koordinierung interner und
externer Eingliederungsmafinahmen,

— Dokumentation und Evaluation.

(2) Zur ersten Kontaktaufnahme ist die betroffene Person
schriftlich tber die Zielsetzung des BEM, die Person und die
Aufgaben der oder des BEM-Beauftragten, die grundsitzliche
Zusammensetzung des BEM-Teams, Art und Umfang der er-
forderlichen Datenverarbeitung sowie tiber den weiteren mog-
lichen Verlauf zu informieren. Das Erstgespréch sollte mit der
oder dem BEM-Beauftragten in einer neutralen, offenen und
vertrauenswiirdigen Gesprachsatmosphére stattfinden.

(3) Verfahrensende
Ein BEM-Verfahren ist beendet, wenn
— die oder der Betroffene eine Beendigung wiinscht,

— ein den Anforderungen der Erkrankung gerecht werden-
des Arbeitsumfeld geschaffen ist oder sich unter Ausnut-
zung der vorhandenen Maglichkeiten nicht schaffen lasst,

— die oder der Betroffene sich auf Vorschlag des BEM-Teams
(oder BEM-Beauftragten) mit einer Beendigung einverstan-
den erklért oder

— die oder der Betroffene nach Feststellung des BEM-Teams
nicht aktivam BEM-Verfahren mitwirkt.

§18
Eingliederungsmafinahmen
(1) Mittel zur betrieblichen Eingliederung konnen alle Maf3-
nahmen im Rahmen der gesetzlichen und tariflichen Moglich-
keiten sein, die geeignet sind, die Arbeitsunfihigkeit zu
beenden und die Beschiftigten mit gesundheitlichen Proble-
men oder Behinderungen moglichst dauerhaft am Arbeitsle-
ben teilhaben zu lassen. In Betracht kommen insbesondere
folgende Maflnahmen:
— Mafinahmen auf dem Gebiet der Arbeitsplatzgestaltung,
der Arbeitsorganisation einschliefilich der Arbeitszeit,
— Verdnderungen im Arbeitsumfeld,
— Medizinische und berufliche Rehabilitation — soweit der
Arbeitgeber oder Dienstherr hierfiir zustandig ist,
— Qualifizierungsmafinahmen,
— Priifung alternativer Verwendungsmoglichkeiten und die
— Nutzung der CARE-Beratung und ggfs. daraus folgender An-
gebote.
(2) Flankierend sind bei Bedarf folgende Mafinahmen not-
wendig:
— Empfehlung geeigneter Ansprechpersonen (medizinisch,
psychologisch u. a.),
— Einbeziehung auflerbetrieblicher Stellen wie z. B. Trage-
rinnen oder Tréger der Rehabilitation, das Integrationsamt,
— Unterstiitzung bei der Beantragung und Inanspruchnahme
externer Leistungen sowie die
— Sensibilisierung und Beratung des dienstlichen Umfeldes
(direkte Vorgesetzte, Kollegium) des oder der Betroffenen.

§19
Datenschutz, Dokumentation und Evaluation

(1) Alle Beteiligten im BEM-Verfahren haben tber alle, wih-
rend des Verfahrens bekannt gewordenen persénlichen Daten
der Betroffenen oder des Betroffenen gegeniiber Dritten Ver-
traulichkeit zu wahren.

(2) Nach Zustimmung der oder des Betroffenen zum BEM-

Verfahren werden anfallende Unterlagen und Aufzeichnun-
gen gesammelt. Die Datensammlung wird funf Jahre nach der

Beendigung des BEM-Verfahrens vernichtet. Davon ausge-
nommen sind das Informationsschreiben nach § 17 Abs. 2
Satz 1 dieser Vereinbarung und die schriftliche Feststellung
des Abschlusses des BEM-Verfahrens, die zur Personalakte zu
nehmen sind.

(3) Arztliche Befunde und Diagnosen werden im gesamten
BEM-Verfahren nur auf Veranlassung der oder des Betroffe-
nen benutzt. Falls die drztlichen Unterlagen durch den oder
die BEM-Beauftragten angefordert werden, muss die oder der
Betroffene eine Schweigepflichtentbindung erteilen.

(4) Uber die Anzahl der abgelehnten und der durchgefiihr-
ten BEM-Verfahren und die davon Betroffenen ist dem Perso-
nalrat und der Schwerbehindertenvertretung mindestens
einmal jahrlich zu berichten. Dartiber hinaus konnen Dienst-
stelle und Interessenvertretungen vereinbaren, die Wirkung
des BEM-Verfahrens regelméfig zu evaluieren.

Abschnitt 6
CARE

§ 20
Inhalt und Ziele

(1) Die CARE-Beratung hilft bei psychosozialen Fragestel-
lungen und unterstiitzt ggf. bei der Auswahl und Vermittlung
passender therapeutischer Mafinahmen. CARE kann ausschliefs-
lich freiwillig in Anspruch genommen werden.

(2) CARE verfolgt folgende Ziele:

— Verkiirzung krankheitsverstidrkender Wartezeiten auf Heil-
behandlungen,

— Wiederherstellung der Dienst- und Arbeitsfahigkeit,

— Vermeidung von Krankheitschronifizierungen oder -ver-
schlechterungen,

— erlgichterte und erfolgreiche Riickkehr an den Arbeitsplatz
un

— Rickfallvorbeugung.
Diese Ziele sollen erreicht werden durch:

— Zugangserleichterung zu Heilbehandlungen, d. h. Unter-
stitzung bei der Suche eines Hilfeangebots, Reduzierung
von Wartezeiten auf eine Therapie- oder Rehabilitations-
mafinahme (Heilbehandlungssteuerung),

— Management der Schnittstellen zwischen zu Betreuenden,
Dienststelle, Leistungserbringenden und Kostentragenden
(Beihilfe, Heilfiirsorge, PKV und GKV — fir freiwillige
Mitglieder sowie Unfall- und Rentenversicherungstriger)
sowie die Beratung der betroffenen Personen in Bezug auf
Kommunikations- und Antragswege und

— Eingliederungsunterstiitzung nach erfolgter Therapie oder
Rehabilitation und ggf. Zusammenarbeit mit dem dienst-
stelleninternen BEM und der Job-Borse Niedersachsen.

§21
Zielgruppen

(1) Bei der Ausgestaltung des CARE-Service-Angebots ist
die differenzierte Beschiftigungsstruktur der Landesverwaltung
zu bertcksichtigen. Fiir die ca. 130 000 Beamtinnen und Be-
amten, Richterinnen und Richter und Staatsanwiéltinnen und
Staatsanwiilte und die rund 80 000 Tarifbeschiftigten des
Landes sind unterschiedliche (Versicherungs-)Systeme und
damit unterschiedliche Zustidndigkeiten und Verfahrensrege-
lungen zu beachten. Tarifbeschattigte sind dem Sozialversi-
cherungssystem und damit den Leistungen der gesetzlichen
Kranken-, Unfall- und Rentenversicherung zugeordnet. Fiir
die Beamtinnen und Beamten, Richterinnen und Richter und
Staatsanwiltinnen und Staatsanwilte sind die Beihilfe und
im Regelfall die PKV zustdndig. Polizeivollzugsbeamtinnen
und Polizeivollzugsbeamte, die bis einschliefilich zum Jahr
1998 eingestellt wurden, sind durch das System der Heilftir-
sorge abgesichert.

(2) Zielgruppe Beamtinnen und Beamte, Richterinnen und
Richter und Staatsanwaltinnen und Staatsanwdlte

Die CARE-Beratungsstellen bieten ein Angebot zur organisato-
rischen Unterstiitzung des Heilungsprozesses und der beruf-
lich orientierten Rehabilitation. Das Entlassungsmanagement
im Sinne des § 39 Abs. 1 S. 4 und 5 SGB V fiir alle stationér be-
handelten Personen, das auch fiir privat Versicherte gilt, wird
hiervon nicht bertihrt.
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(3) Zielgruppe Tarifbeschaftigte

Fiir die Tarifbeschiftigten des Landes steht das gesetzlich ge-
regelte Leistungsangebot der Sozialversicherungstréger (gesetz-
liche Kranken-, Unfall- und Rentenversicherung) zur Verfigung.
Das sogenannte sektortibergreifende Versorgungsmanagement
oder Fallmanagement wird von den Leistungserbringenden und
Kostentragenden der Sozialversicherung (§11 Abs. 4 SGB V)
durchgefihrt. Die CARE-Beratung kann hilfesuchende Tarif-
beschiftigte gegentiber den zustdndigen Tragern der Sozialver-
sicherung unterstiitzen.

(4) Zielgruppe Dienststellen

Funktionstrdgerinnen und Funktionstrdger (Fithrungskrifte,
Personalridte, BEM-Beauftragte, betriebliche Interessensvertre-
tungen) der Dienststellen konnen sich bei Fragen im Umgang
mit ratsuchenden Beschiftigten an die CARE-Beratung wen-
den und erhalten dort Auskunft und ggfs. weiterfithrende
Kontaktadressen. Die Anonymitéit der betreffenden Beschaf-
tigten ist hierbei stets zu gewéhrleisten.

(5) Zielgruppe Beschiftigte in Schulen und Studiensemina-
ren (Tarifbeschéftigte sowie Beamtinnen und Beamte im Lan-
desdienst)

Fiir die ca. 90 000 Beschiftigten in Schulen und Studiensemi-
naren werden auf Grundlage des Beschlusses der Landesregie-
rung vom 3. 7. 2013 gesonderte CARE-Beratungsstellen in den
Regionalabteilungen der Niedersdchsischen Landesschulbe-
hoérde eingerichtet. Diese werden in eigener Zustdndigkeit des
MK gesteuert. Eine enge Abstimmung mit den CARE-Bera-
tungsstellen des MI wird gewéhrleistet.

§22
Aufgaben der Koordinierungsstelle CARE im MI

(1) MI steuert die Prozesse zum Auf- und Ausbau von CARE.
Zudem koordiniert es die CARE-Beratungsstellen und unter-
stitzt sie mit zentralen Serviceleistungen.

(2) Zu den Aufgaben der Koordinierungsstelle gehoren die:

— Steuerung, Evaluation und Ergebnissicherung des Gesamt-
prozesses der CARE-Beratung,

— Organisation der Qualifizierung, kollegiale Beratung und
Supervision der CARE-Beraterinnen und -Berater,

— Steuerung der Kooperationen mit den Sozialversicherungs-
tréagern,

— Ausbau des Versorgungsnetzwerkes,
— Offentlichkeitsarbeit und

— Gewdhrleistung eines Informations- und Erfahrungsaus-
tausches mit den Ressorts (s. Kap. 11§ 4 ).

§23
Versorgungsnetzwerk

(1) Ein funktionierendes Versorgungsnetzwerk ist Voraus-
setzung fir die CARE-Beratung. Dazu wird ein Verzeichnis
von ambulanten und stationdren medizinischen und therapeu-
tischen Einrichtungen erstellt. Es ermoglicht den CARE-Bera-
terinnen und -Beratern die Vermittlung moglichst passgenauer
Behandlungsangebote fiir ratsuchende Beschiftigte.

(2) Das Verzeichnis wird fortlaufend gepflegt, erweitert und
angepasst. Uber Riickmeldungen an die CARE-Beratungsstel-
len wird eine Qualitatssicherung gewéhrleistet.

(3) Zur Verkirzung von krankheitsverstirkenden Wartezei-
ten stimmt das MI soweit moglich Kooperationsvereinbarun-
gen mit den regionalen Leistungserbringenden ab.

§24
Aufgaben der CARE-Beratungsstellen

(1) Die CARE-Beratungsstellen fiir die in § 21 Abs. 2—4 ge-
nannten Zielgruppen sind ein zentraler Service des MI zur
psychosozialen Beratung. Ratsuchende erhalten so eine neu-
trale Ansprechperson. Die CARE-Beratung unterstiitzt insbe-
sondere bei:

— der Suche nach éarztlichen oder therapeutischen Fachkréf-
ten, einer Heilbehandlungs- oder Rehabilitationseinrich-
tung, einer sozialen Beratungsstelle (Schulden, familidre
Konflikte, etc.), einer Suchtberatung,

— arbeitsplatzbedingten Belastungssituationen bzw. Erkran-
kungsursachen und dem Wunsch nach einer neutralen
Vermittlung zur Dienststelle,
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— Verfahrensfragen mit der Beihilfe, der Heilfiirsorge, der
PKV, der GKV und dem zustdndigen Unfall- bzw. Renten-
versicherungstrédger z. B. bei der Antragstellung,

— der Beantwortung organisatorischer Fragen zur Uberwin-
dung von Eingliederungshindernissen nach der Therapie
oder der Rehabilitation (fortbestehende Arbeitsunfahigkeit
nach der Rehabilitation, keine Wiedereingliederung) und bei

— der Vermittlung eines anderen Dienstpostens oder Arbeits-
platzes durch die Job-Bérse als Voraussetzung fiir die Ver-
meidung einer vorzeitigen Versetzung in den Ruhestand
oder Verrentung.

Im Bedarfsfall kommen weitere Tétigkeiten im Management
der Schnittstellen zwischen den Betroffenen, dem Land Nieder-
sachsen, den Leistungserbringenden und den Kostentragenden
(Beihilfe, Heilfursorge, PKV, GKV, Unfall- und Rentenversi-
cherungstrdger) hinzu. Der CARE-Service kann so zu einer
besseren, tibergreifenden Kommunikation beitragen und die
Versorgung der Betroffenen beschleunigen, den Tétigkeitsbe-
zug der Therapie- und Rehabilitationsmafinahmen herstellen
und Eingliederungshindernissen nach der erfolgten Therapie
oder Rehabilitation vorbeugen.

(2) Die Aufgaben der CARE-Beratungsstellen in den Regio-
nalabteilungen der NLSchB fir Beschaftigte in Schulen und
Studienseminaren sind ressort- und zielgruppenspezifisch
modifiziert und an die im Ressortbereich des MK bereits vor-
handenen und eingefiihrten Beratungsstrukturen in den Be-
reichen Arbeitsschutz und Gesundheitsmanagement (AuG) und
BEM angepasst.

(3) Zusétzlich zu den von MI und MK eingerichteten CARE-
Beratungsstellen konnen die Dienststellen im Rahmen ihrer
Maoglichkeiten eigene psychosoziale Beratungsstellen einrich-
ten, die den Beschiftigten unabhingig, niedrigschwellig und
arbeitsplatznah Beratung und Hilfe u. a. zu den Themen Kon-
flikte am Arbeitsplatz, personliche Krisen, gesundheitsorientier-
tes Fiithren, Coaching und psychische Belastungen anbieten.
Ist eine Dienststelle zu klein fiir eine eigene Beratungsstelle
kann sie mit anderen Dienststellen eine gemeinsame Psycho-
soziale Beratungsstelle einrichten.

§25
Evaluation

Die Wirksamkeit von CARE wird anhand eines mehrstufi-
gen Verfahrens tberprift. Die Auswertung erfolgt anonym
mit einem automatisierten Verfahren. Die erhobenen Daten
sollen Aufschluss dartiber geben, ob die CARE-Serviceleistung
zu den gewtlinschten Ergebnissen gefiihrt hat (Ergebnisqualitét)
und ob die richtige Vorgehensweise zur Zielerreichung gewéhlt
wurde (Struktur- und Prozessqualitdt). Fir die Evaluation
werden sowohl quantitative wie auch qualitative Daten ge-
nutzt. Die Ergebnisse der Evaluation werden genutzt, um die
Beratungsqualitdt zu verbessern, die Eignung der vermittelten
therapeutischen Fachkrifte und Einrichtungen zu beurteilen
und das Serviceangebot zu verbessern.

§ 26
Datenhaltung

(1) Die Daten der um Beratung nachsuchenden Beschiftig-
ten werden in der CARE-Datenbank gespeichert, sofern diese
Daten auch in der Personalakte enthalten sein konnten. Dar-
iiber hinausgehende Informationen aus dem Beratungsgespréch,
wie z. B. Medizinische Daten und Diagnosen, werden in einer
handschriftlichen Beratungsakte gefiihrt und nicht in die Da-
tenbank eingetragen.

(2) Datentibermittlungen an andere Stellen sind unzuléssig.
(3) Die CARE-Daten werden nach Abschluss des Beratungs-
verfahrens sechs Monate gespeichert und anschlieffend gel6scht,

die handschriftlichen Beratungsakten werden vernichtet. Auf
Wunsch der Beratenen werden die Daten sofort geloscht.

(4) Von der Loschung ausgenommen sind die Daten, die
zum Zwecke der Geschéftsstatistik erforderlich sind.

§27
Zugriffs- und Kontrollbestimmungen
(1) Die Zugriffsrechte fur die eingetragenen CARE-Datensét-
ze und das Recht zur Datenauswertung liegen bei der CARE-
Beratungsstelle, die fiir das Beratungsverfahren zustdndig ist.
(2) Die Freigabe fiir Logins in die CARE-Datenbank an Ver-

fahrensbeteiligte erfolgt durch das fir CARE zustdndige Refe-
rat des MI.
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Abschnitt 7
Betriebliche Suchtprivention und -beratung

§28
Inhalt und Ziele

(1) Ein Suchtpréventionsprogramm, das neben suchtvorbeu-
genden Aktivitaten auch Gesprache, Beratung und Unterstiit-
zung bei Auffilligkeiten am Arbeitsplatz vorsieht, ist Bestand-
teil der Personalentwicklung und des Gesundheitsmanagements
in der Landesverwaltung und gehort als Teil der Umsetzung
des Arbeitsschutzgesetzes zu den Pflichten des Arbeitgebers
und der Beschiiftigten.

(2) Als erprobte Qualitdtsstandards setzen folgende Hand-
lungs- und Regelungsbereiche den Rahmen fiir alle weiteren
Vereinbarungen zum Umgang mit Suchtproblemen:

— die Steuerung des Suchtpraventionsprogramms,

— die Zustandigkeiten der Beteiligten (Fithrungskrifte, Inter-
essenvertretungen, Ansprechpersonen),

— die Qualifizierung der Personalverantwortlichen und an-
deren Beteiligten,

— die Information und Aufkldarung der Beschiftigten tiber ge-
sundheitliche und soziale Gefdhrdungen durch riskanten
Suchtmittelgebrauch und suchtbedingte Verhaltensweisen
sowie die Beseitigung von Ursachen dafiir in der Arbeit,

— der verantwortliche Umgang mit Alkohol und anderen be-
rauschenden Mitteln sowie das Vorgehen bei aktuellen Ver-
stofen gegen den Arbeitsschutz,

— die frithzeitige Ansprache von Auffilligkeiten im Arbeits-
und Leistungsverhalten (Fiirsorge- und Klarungsgespréche),

— die verbindlichen Interventionen bei suchtmittel- oder sucht-
bedingten Auffalligkeiten nach dem Stufenplan,

— die Unterstiitzungsangebote fiir suchtgefihrdete und sucht-
kranke Beschiiftigte sowie deren Vernetzung,

— die Wiedereingliederung am Arbeitsplatz,

— die internen haupt- oder nebenamtlichen Beratungsange-
bote und Ansprechpersonen mit ihren Aufgaben, Rechten
und Pflichten,

— der Daten- und Personlichkeitsschutz sowie die Schweige-
pflichtregelung.

(3) Die Umsetzung in den Dienststellen orientiert sich an der
jeweils aktuellen Rahmenempfehlung zur Suchtprdvention
und Suchthilfe in den Dienststellen des Landes Niedersachsen
(aktuelle Fassung des Nds. Sozialministeriums Stand 2006)
sowie den Standards zur betrieblichen Suchtpravention und
Suchthilfe der Deutschen Hauptstelle fir Suchtfragen (Stand
DHS 2011).

§29
Zustdndigkeiten
(1) Fir die Betriebliche Suchtprdvention ist die jeweilige
Dienststellenleitung verantwortlich.
(2) Ist eine Dienststelle zu klein fiir eine eigene Stelle kann
sie mit anderen Dienststellen eine gemeinsame Betriebliche
Suchtpriventionsstelle einrichten.

Abschnitt 8
Schlussbestimmungen

§30
Datenschutz und Vertraulichkeit

(1) Personenbezogene Daten der Beschiftigten dirfen nur
verarbeitet werden, soweit dies fiir die Erreichung der Ziele
dieser Vereinbarung erforderlich ist. Die fiir die Verarbeitung
personenbezogener Daten geltenden Vorschriften des § 50 Be-
amtenstatusgesetz (BeamtStG), des Niedersdchsischen Beam-
tengesetzes (§§ 88 ff. NBG) und des Niedersdchsischen Daten-
schutzgesetzes (NDSG) in der jeweils giiltigen Fassung sind zu
beachten.

(2) Die Gesprache und samtliche Dokumente im Rahmen des
GM, des CARE-Services und der Eingliederung (BEM) sind
vertraulich. Die zustdndigen Ansprechpersonen unterliegen
der Schweigepflicht.

(3) Die jeweils bearbeitende Stelle ist fiir die Einhaltung der
datenschutzrechtlichen Bestimmungen verantwortlich.

§31
Inkrafttreten

Diese Vereinbarung tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Vereinbarunfg zum Gesundheitsmanage-
ment vom 19. 11. 2002 aufler Kraft.

C. Finanzministerium

Satzung der Ostfriesischen Landschaftlichen Brandkasse
Bek. d. MF v. 20. 7. 2015 — 45-106-701 —

Bezug: Bek. v. 8. 5. 1995 (Nds. MBL. S. 692), gedndert durch
Bek. v. 19. 12. 2012 (Nds. MBI. 2013 S. 32)

Die Trégerversammlung der Ostfriesischen Landschaftlichen
Brandkasse hat am 10. 6. 2015 die nachstehenden Anderun-
gen der Satzung des Versicherungsunternehmens mit Wirkung
vom 1. 12. 2014 beschlossen (Anlage).

Die aufsichtsbehoérdliche Genehmigung wurde durch Erlass
vom 20. 7. 2015 erteilt.

— Nds. MBL Nr. 29/2015 S. 961

Anlage

1. §4 Abs. 2 wird wie folgt gedndert:
Es wird der folgende Satz angeftigt:

,Eine Verzinsung des Trédgerkapitals nach Absatz 5 ist auch
vor vollstindiger Bildung dieser Riicklage zuldssig.”

2. §10 Abs. 2 Nr. 8 wird wie folgt gedndert:

a) Die Worte ,,Grundsitzen zu Kapitalanlagen“ werden
durch das Wort , Kapitalanlagegrundsitzen” ersetzt.

b) Buchstabe a erhilt folgende Fassung:

»,a) Erwerb, Verduflerung, Belastung und Bebauung von
Grundstiicken mit unternehmensstrategischer Be-
deutung,”.

D. Ministerium fiir Soziales, Gesundheit
und Gleichstellung

Richtlinie iiber die Gewédhrung von Zuwendungen
zur Forderung unabhingiger Erwerbslosenberatungsstellen
in Niedersachsen

Erl. d. MS v. 2. 7. 2015 — 101.3-20 00 94/5.06-1.04 —
— VORIS 82300 —

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1 Das Land gewéhrt nach Maf3gabe dieser Richtlinie und der
VV zu § 44 LHO Zuwendungen fiir unabhéngige Erwerbslosen-
beratungsstellen, die die behordlichen Beratungsstrukturen
niederschwellig und qualifiziert ergdnzen, indem sie den SGB II-
Leistungsbeziehenden kostenfreie Informationen zur komplexen
Rechtslage, die Erlduterung von Leistungsbescheiden der Job-
center und auch praktische Unterstiitzung bei der Bewalti-
gung schwieriger Lebenssituationen anbieten.

Ziel ist es, erwerbslosen und anderen Personen in vergleich-
barer Situation flaichendeckend einen Zugang zu unabhéangi-
gen Beratungsstellen zu ermoglichen, um sich dort tiber ihre
Leistungsanspriiche nach dem SGB II, den Inhalt vorliegender
Bescheide und die Verfiigbarkeit praktischer Hilfsangebote in-
formieren zu kénnen.

1.2 Ein Anspruch auf Gewihrung einer Zuwendung besteht
nicht; vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehérde aufgrund
ihres pflichtgeméflen Ermessens im Rahmen der verfiigbaren
Haushaltsmittel.

2. Gegenstand der Forderung

2.1 Forderfdahig sind

2.1.1 die Griindung von Trigervereinen oder -gesellschaften,
die Anmietung, erstmalige Einrichtung sowie der Betrieb
von Beratungsstellen fiir erwerbslose Personen i. S. des
SGB II und die Mitglieder ihrer Bedarfsgemeinschaften
sowie andere Ratsuchende in vergleichbarer Lage;

2.1.2 die Beschiftigung sowie die Fortbildung von Personal,
soweit dieses dazu dient, Ratsuchenden die SGB II-Sys-
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tematik oder ihre individuellen Leistungsbescheide zu
erldutern und praktische Unterstiitzung bei der Bewdl-
tigung ihrer schwierigen Lebenssituation und Durchset-
zung ihrer Rechte zu vermitteln;

2.1.3 der Aufbau und die Entwicklung von Netzwerkstruk-
turen zur Selbstorganisation, der Angebotsoptimierung
und des Erfahrungsaustausches zwischen den Erwerbs-
losenberatungsstellen, die Durchfithrung darauf ausge-
richteter Fortbildungsmafinahmen sowie allgemeine
Informationsvermittlung durch fach- und zielgruppen-
spezifische Informationsveranstaltungen.

2.2 Die Vernetzung kann auch durch die Bereitstellung von
Fortbildungs- und Informationsangeboten durch einzelne Be-
ratungsstellen gegeniiber den tibrigen Einrichtungen oder durch
einen Zusammenschluss aller vom Land geférderten Beratungs-
einrichtungen in einem (Dach-)Verband erfolgen.

3. Zuwendungsempfinger
3.1 Zuwendungsempfinger sind

— juristische Personen des offentlichen Rechts: Stiftung, Kor-
perschaft oder Anstalt des 6ffentlichen Rechts,

— juristische Personen des privaten Rechts, die gemeinniitzige
Zwecke verfolgen (z. B. eingetragene Vereine, eingetragene
Genossenschaften, gemeinniitzige Gesellschaften mit be-
schrankter Haftung)

mit Sitz in Niedersachsen.

3.2 Zuwendungsempfingern in der Rechtsform einer einge-
tragenen Genossenschaft (e. G.) ist es gestattet, die Zuwendung
zur zweckgerichteten Verwendung an ihre Mitglieder weiter-
zuleiten. Die Verpflichtungen der Genossenschaft als Zuwen-
dungsempfinger gegeniiber dem Land als Zuwendungsgeber
bleiben davon unberiihrt.

4. Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Das Land fordert im Zustdandigkeitsbereich eines jeden
Jobcenters im Regelfall eine nicht bereits durch Dritte gefor-
derte Beratungsstelle eines in Nummer 3 aufgefiihrten Trégers.

4.2 Eine bestehende Kofinanzierung durch Dritte, z. B. durch
das Jobcenter oder den kommunalen Tréger, ist unschadlich,
wenn der Zuwendungsempfianger sein wochentliches Bera-
tungsangebot (Personenstunden) in einem angemessenen Ver-
héltnis der Landesforderung zu seinen tibrigen Einnahmen er-
weitert.

4.3 Liegen mehrere Antrige fiir den Zustdndigkeitsbereich
eines Jobcenters vor, entscheidet die Bewilligungsbehorde nach
Anhorung des Jobcenters nach pflichtgemédfem Ermessen tiber
die zu fordernde Beratungsstelle. Sie beriicksichtigt dabei,
welche Einrichtung am besten geeignet erscheint, das Ziel der
Forderung zu gewdhrleisten.

4.4 Istein Jobcenter fiir besonders viele Bedarfsgemeinschaf-
ten zustdndig, konnen ausnahmsweise weitere Beratungsstellen
gefordert werden. Bei mehr als 10 000 Bedarfsgemeinschaften
konnen bis zu zwei, bei mehr als 30 000 bis zu drei Beratungs-
stellen gefordert werden.

4.5 Mit dem Forderantrag ist ein schliissiges und am Zuwen-
dungszweck ausgerichtetes Beratungskonzept vorzulegen, das
insbesondere die Qualifikation des Beratungspersonals, die
aktuellen und kiinftigen Beratungszeiten, die angestrebte Form
der Zusammenarbeit mit dem Jobcenter sowie die Gewihrleis-
tung der fachlichen Unabhédngigkeit der Beratungsstelle abbil-
det.

5. Art und Umfang, Hohe der Zuwendung

5.1 Die Zuwendung wird als nicht riickzahlbarer Zuschuss
im Rahmen einer Projektforderung als Festbetragsfinanzierung
gewdhrt.

5.2 Bei Erstantragstellung kann im Rahmen verfiigbarer Haus-
haltsmittel einmalig ein Griindungszuschuss fiir die mit der
Einrichtung der Beratungsstelle verbundenen nachgewiese-
nen Aufwendungen von bis zu 10 000 EUR gewéhrt werden.
5.3 Fur den laufenden Betrieb der Beratungsstelle werden auf
Nachweis bis zu 13 500 EUR pro Beratungsstelle und Jahr be-
willigt.

962

5.4 Zuwendungsfihige Ausgaben sind Sach- und Personal-
ausgaben, soweit sie nicht durch Zuwendungen Dritter gedeckt
sind.

5.4.1 Personalausgaben umfassen das tarifliche oder ortstibli-
che Entgelt zuziiglich der gesetzlichen Leistungen und der So-
zialversicherungsbeitrdge des Arbeitgebers. Personalausgaben
sind hochstens bis zur EntgeltGr. 11 TV-L zuwendungsfihig.

5.4.2 Sachausgaben sind u. a. die Aufwendungen fiir Anmie-
tung, Herrichtung oder Erstausstattung geeigneter Riume, Ent-
wicklung und Umsetzung von Fortbildungskonzepten sowie
fiir den Aufbau von Netzwerkstrukturen und Qualifizierungs-,
Reise- und Fortbildungskosten.

Forderfihig sind auch die mit der Griindung und dem Betrieb
eines landesweiten Zusammenschlusses von Beratungsstellen
verbundenen anteiligen Ausgaben, wenn der Zusammenschluss
dem Informations- und Kompetenzaustausch der Beratungs-
stellen untereinander dient.

5.4.3 Innerhalb des nach Nummer 5.3 bestimmten Forder-
rahmens werden die Sachausgaben fiir Veranstaltungen, die
der allgemeinen Informationsvermittlung dienen, bis zur Hohe
von 2 500 EUR je Kalenderjahr anerkannt.

5.4.4 Soweit Beratungsstellen die Organisation und Durch-
fihrung von Netzwerk- oder Fortbildungsveranstaltungen fe-
derfithrend auch fir andere Beratungseinrichtungen im Land
iibernehmen wollen, ist zuvor ein gesonderter Antrag bei der
Bewilligungsbehorde zu stellen. Diese kann nach Mafigabe
verfiigbarer Haushaltsmittel zuséatzlich zu den in den Num-
mern 5.3 und 5.4.3 genannten Hochstbetrdgen die Férderung
zentraler Veranstaltungen im Volumen von bis zu 5 000 EUR
je Veranstaltung bewilligen.

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1 Der Zuwendungsempfinger hat die Beratungsstelle sowie
Publikationen aller Art mit dem Hinweis zu versehen ,,Gefér-
dert durch das Niedersidchsische Ministerium fiir Soziales, Ge-
sundheit und Gleichstellung".

6.2 Gefordert werden nur Beratungsstellen, die

6.2.1 den Ratsuchenden das Beratungsangebot kostenlos und
unabhédngig von einer Mitgliedschaft in Vereinen oder
Organisationen bereitstellen;

6.2.2 das Angebot einer personlichen Beratung mindestens an
drei Tagen pro Woche mit insgesamt 15 Personenstun-
den bereithalten, telefonische Terminabstimmungen je-
weils zwei Stunden téglich an mindestens drei Tagen
pro Woche anbieten und sicherstellen, dass auflerhalb
dieser Zeiten eingehende Anfragen unverziiglich bear-
beitet werden;

6.2.3 die fachliche Beratung mit nachgewiesener juristischer
Sachkunde leisten und die Vorschriften des RDG ein-
halten;

6.2.4 sich nachhaltig um eine konstruktive und l6sungsorien-
tierte Zusammenarbeit sowie die Vereinbarung eines
regelméfigen fachlichen Austausches mit dem zustén-
digen Jobcenter bemiihen;

6.2.5 fur die Beratung ausschliefllich geeignetes und nachweis-
lich qualifiziertes Personal einsetzen, das eine der fol-
genden Anforderungen erfallt:

— staatlich anerkannte, graduierte/diplomierte Sozial-
arbeiterinnen oder Sozialarbeiter,

— staatlich anerkannte, graduierte/diplomierte Sozial-
pddagoginnen oder Sozialpddagogen,

— Absolventinnen oder Absolventen des Bachelorstu-
diengangs ,,Soziale Arbeit“ mit dem Abschluss ,Ba-
chelor of Arts*,

— staatlich anerkannte, graduierte/diplomierte Péddago-
ginnen oder Pddagogen (Fachrichtung Sozialpadago-
gik, Betriebspadagogik, Berufspddagogik oder Sonder-
pddagogik) oder

— Miitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit gleichwertiger
Kompetenz, die aufgrund ihrer nachgewiesenen Er-
fahrung und ihrer Personlichkeit geeignet sind, und
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zudem iiber langjéhrige Beratungspraxis (SGB II-Er-
fahrene, Ehrenamtliche) verfiigen;

6.2.6 ihr Personal regelméfig fortbilden und die Teilnahme an
Fortbildungsmafinahmen personenbezogen nachweisen;

6.2.7 ihre Beratungstatigkeit dokumentieren, sich an darauf
bezogenen Umfragen durch die Bewilligungsbehorde
oder das MS beteiligen sowie unter Beachtung der Vor-
schriften des Datenschutzes das zustdndige Jobcenter
auf auffillige Problemlagen oder etwaige Beratungsde-
fizite hinweisen;

6.2.8 den Umfang und die Qualitédt ihrer Beratungstatigkeit,
ihrer Vernetzungsaktivitdten sowie der Zusammenarbeit
mit dem Jobcenter im Rahmen eines Rechenschaftsbe-
richts bis zum 31. Méarz des Folgejahres nachweisen;

6.2.9 an zentralen Fachveranstaltungen des MS oder der von
diesem beauftragten Stellen teilnehmen.

6.3 Bei Einwerbung weiterer Drittmittel fir die Erwerbslo-
senberatung nach der Bewilligung einer Landeszuwendung
ist das Beratungsangebot entsprechend auszuweiten.

7. Anweisungen zum Verfahren

7.1 Fir die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuwendung sowie fiir den Nachweis und die Priifung der
Verwendung und die ggf. erforderliche Aufhebung des Zu-
wendungsbescheids sowie die Riickforderung der gewéhrten
Zuwendung gelten die VV zu § 44 LHO, soweit nicht in dieser
Richtlinie Abweichungen zugelassen worden sind.

7.2 Bewilligungsbehorde ist das LS.

7.3 Forderantrdge sind bei der Bewilligungsbehérde unter
Verwendung der dafiir vorgesehenen Vordrucke zu stellen.

7.4 Der Antrag ist fur jedes Kalenderjahr grundsitzlich neu
zu stellen, soweit eine weitere Férderung gewiinscht wird. Ab-
weichend davon gilt die erstmalige Antragstellung fiir den Zeit-
raum bis zum Ende des ersten, bei neugegriindeten Beratungs-
stellen bis zum Ende des zweiten auf die Antragstellung folgen-
den Kalenderjahres. Antrdge missen bis zum 1. Oktober eines
Jahres bei der Bewilligungsbehorde vorliegen, um fiir das fol-
gende Kalenderjahr berticksichtigt zu werden.

Davon abweichend konnen unmittelbar nach der Bekannt-
machung dieser Richtlinie bis zum 11. 9. 2015 noch Forder-
antrége fur das laufende Kalenderjahr gestellt werden.

Nach dieser Frist eingehende Antrige kénnen ebenfalls fir
das jeweils laufende Kalenderjahr berticksichtigt werden, so-
lange im Bereich eines Jobcenters noch keine Bewilligung aus-
gesprochen wurde.

7.5 Die Bewilligungsbehorde kann fiir neu gegriindete Bera-
tungsstellen bis zum Ende des auf die Antragstellung folgenden
Kalenderjahres einen geringeren Umfang des wochentlichen
Beratungsangebots gemafl Nummer 6.2.2 zulassen, solange das
erforderliche Personal oder die Beratungsrdume nicht verfiig-
bar sind.

7.6 Die Verwendung der Zuwendung ist unter Vorlage des
Rechenschaftsberichts nach Nummer 6.2.8 innerhalb von drei
Monaten nach Ablauf des Bewilligungszeitraums, spéitestens
jedoch bis zum 31. Mérz des Folgejahres der Bewilligungsbe-
horde nachzuweisen. Ein einfacher Verwendungsnachweis wird
zugelassen.

Neben einer vollstdndigen Auflistung der Ausgaben und Ein-
nahmen ist eine Erklarung zur Richtigkeit des Nachweises sowie
zur zweckentsprechenden Verwendung vorzulegen.

8. Schlussbestimmungen
Dieser Erl. tritt mit Wirkung vom 1. 1. 2015 in Kraft und mit
Ablauf des 31. 12. 2019 aufler Kraft.

An das

Niedersichsische Landesamt fir Soziales, Jugend und Familie
Nachrichtlich:

An die

Region Hannover, Landkreise, kreisfreien Stadte, Stadt Gottingen
Regionaldirektion Niedersachsen-Bremen der Bundesagentur fir Arbeit
Ar%eitsgemeinschaft der Kommunalen Spitzenverbdande

— Nds. MBI. Nr. 29/2015 S. 961

Richtlinie iiber die Gewihrung von Zuwendungen
zur Férderung von Familienbildungsstitten

Erl. d. MS v. 16. 7. 2015 — 304-43182-31/01 —

— VORIS 21147 —

Bezug: Erl. v. 3. 11. 2010 (Nds. MBL. S. 1065)
— VORIS 21147 —

Der Bezugserlass wird mit Wirkung vom 1. 12. 2015 wie folgt
gedndert:

In Nummer 8 wird das Datum ,,31. 12. 2015“ durch das Datum
»31.12. 2017 ersetzt.

An das
Niedersdchsische Landesamt fiir Soziales, Jugend und Familie

Nachrichtlich:

An die

Region Hannover, Landkreise und Gemeinden
Freien Triger der Jugendhilfe

— Nds. MBI. Nr. 29/2015 S. 963

Richtlinie iiber die Gewahrung von Zuwendungen
zur Forderung von Koordinierungsstellen
Frauen und Wirtschaft

Erl. d. MS v. 17. 7. 2015 — 204-38142 —

— VORIS 82300 —

Bezug: a) RdErl. d. StKv. 5. 5. 2015 (Nds. MBL S. 422)
— VORIS 64100 —
b) Ezl. v. 31. 10. 2007 (Nds. MBL S. 1401)
— VORIS 82300 —
¢) Erl. v. 31. 10. 2007 (Nds. MBL. S. 1403)
— VORIS 82300 —

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1 Das Land gewdahrt iiber die nach dem SGB II und dem
SGB III zu erbringenden Leistungen hinaus nach Mafigabe
dieser Richtlinie und den VV/VV-Gk zu § 44 LHO Zuwendun-
gen mit Mitteln des Landes und des Européischen Sozialfonds
(ESF) fiir die Einrichtung und den Betrieb von Koordinierungs-
stellen zur beruflichen und betrieblichen Férderung von Frauen.
Die Koordinierungsstellen sollen in besonderer Weise dazu
beitragen, Arbeitsmarktprobleme von Frauen, Berufsriickkeh-
rerinnen sowie Beschiftigten in der Elternzeit abzubauen.
Gleichzeitig sollen die Koordinierungsstellen den Betrieben in
der jeweiligen Region Wege aufzeigen, familienfreundliche Ar-
beitsbedingungen umzusetzen, um qualifizierte Arbeitskréfte
in der Region zu halten und wichtiges Innovationspotential
nicht zu verlieren. Sie sind Bindeglied zwischen der regiona-
len Wirtschaft, dem Arbeitsmarkt und den in ihrem Einzugs-
gebiet lebenden Frauen.

1.2 Die Gewihrung der Zuwendung erfolgt entsprechend den
Regelungen der

— Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europdischen Parla-
ments und des Rates vom 17. 12. 2013 mit gemeinsamen
Bestimmungen tiber den Européischen Fonds fiir regionale
Entwicklung, den Européischen Sozialfonds, den Kohésions-
fonds, den Europédischen Landwirtschaftsfonds fiir die Ent-
wicklung des lindlichen Raums und den Europdischen
Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemeinen Bestim-
mungen tber den Europdischen Fonds fiir regionale Ent-
wicklung, den Europdischen Sozialfonds, den Kohéasions-
fonds und den Europédischen Meeres- und Fischereifonds
(ABL EU Nr. L 347 S. 320),

— Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 des Européischen Parla-
ments und des Rates vom 17. 12. 2013 tber den Europaéi-
schen Sozialfonds (ABl. EU Nr. L 347 S. 470) sowie der

— Rahmenregelungen der Allgemeinen Nebenbestimmungen
fiir Zuwendungen zur Projektférderung EFRE/ESF (ANBest-
EFRE/ESF) — Bezugerlass zu a —

in den jeweils geltenden Fassungen.
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1.3 Soweit nichts anderes bestimmt ist, gelten die in dieser
Richtlinie enthaltenen Regelungen fiir das gesamte Landesge-
biet, also fir das Programmgebiet der Regionenkategorie
~Ubergangsregion” (UR) — Artikel 90 Abs. 2 Buchst. b der
Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 —, bestehend aus den Land-
kreisen Celle, Cuxhaven, Harburg, Heidekreis, Liichow-Dan-
nenberg, Lineburg, Osterholz, Rotenburg (Wiimme), Stade,
Uelzen und Verden, sowie fiir das aus dem tbrigen Landesge-
biet bestehende Programmgebiet der Regionenkategorie ,,stér-
ker entwickelte Region“ (SER) — Artikel 90 Abs. 2 Buchst. ¢
der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 —.

1.4 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewédhrung der Zu-
wendung besteht nicht. Die Bewilligungsstelle entscheidet im
Rahmen der verfugbaren Haushaltsmittel nach ihrem pflicht-
geméflen Ermessen.

2. Gegenstand der Forderung

2.1 Koordinierungsstellen sind Projekte, die die berufliche Ent-
wicklung von Frauen, insbesondere Berufsriickkehrerinnen,
unterstiitzen und die hierfiir erforderlichen Netzwerke schaf-
fen. Das Angebot einer Koordinierungsstelle besteht nur fiir
Frauen mit Hauptwohnsitz in Niedersachsen. Im Ubrigen wird
das Einzugsgebiet durch den Projekttrdger eingegrenzt. Pro-
grammgebietsiibergreifende Koordinierungsstellen sind nicht
zuldssig.

Die Aufgaben einer Koordinierungsstelle sind:

2.1.1 lebensphasenorientierte Beratung von Frauen, insbeson-
dere Berufsriickkehrerinnen beim beruflichen Wieder-
einstieg sowie geringfiigig beschéftigten Frauen, durch
aktuelle Informationen zur regionalen Arbeitsmarktsi-
tuation, zu Moglichkeiten finanzieller Unterstiitzung
bei Aus- und Weiterbildung sowie Mithilfe bei Neuori-
entierung und Entscheidungsfindung. Ziel der Bera-
tung ist die Entwicklung einer beruflichen Perspektive
fiir eine existenzsichernde Beschéftigung;

2.1.2 Durchfihrung von kurzen Orientierungs- und Informa-
tionsveranstaltungen (maximal 30 Zeitstunden) und
Initiierung von Qualifizierungsmafinahmen zugunsten
einer besseren Abstimmung des Weiterbildungsange-
bots und -bedarfs fiir Frauen in der Region, Beratung
bei der Konzeption von Weiterbildungsmafinahmen zur
Berticksichtigung der spezifischen Lebenssituation von
Menschen mit Kindern oder mit pflegebediirftigen An-
gehorigen;

2.1.3 Aufbau und Pflege eines regionalen Unternehmensver-
bundes und seine Geschéftsstellenarbeit. Ziel des Zu-
sammenschlusses ist die Vernetzung und Entwicklung
von Mafinahmen, die die beruflichen Rahmenbedingun-
gen fiir Frauen i. S. der Chancengleichheit verbessern.
Die Verbundbetriebe sollen durch die Gelegenheit zum
fachlichen Austausch (Best Practice) und externe Exper-
tise (Vortrdage, Workshops) bei der Personalentwicklung
und der Gestaltung einer familienorientierten Unter-
nehmenskultur unterstiitzt werden. Die Koordinierungs-
stelle kann Kontakte zwischen den nach Nummer 2.1.1
beratenden Frauen und einzelnen Verbundunterneh-
men initiieren;

2.1.4 Aufbau und Pflege von sonstigen Netzwerken zur For-
derung des Zuwendungszwecks; projektbezogene Offent-
lichkeitsarbeit.

2.2 Dariiber hinaus kann das programmverantwortliche Mi-
nisterium fir eine Laufzeit von maximal 24 Monaten einen
gleichstellungsrelevanten Schwerpunkt ausschreiben, fiir den
zusitzliche Mittel gewdhrt werden.

2.3 Von der Forderung ausgeschlossen sind Vorhaben, fiir
die eine Forderung aus ESF-Mitteln anderer Landes- oder Bun-
desprogramme oder aus anderen Mitteln der EU, insbesondere
des Européischen Fonds fiir regionale Entwicklung (EFRE), des
Européischen Fonds fiir die Entwicklung des landlichen Raums
(ELER) oder des Europidischen Meeres- und Fischereifonds
(EMFF), erfolgt. Dies gilt nicht, soweit die Voraussetzungen des
Artikels 65 Abs. 11 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 zur Un-
terstiitzung eines Vorhabens aus einem oder mehreren Euro-
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péischen Struktur- und Investitionsfonds (ESI-Fonds) oder aus
einem oder mehreren Programmen und aus anderen Unions-
instrumenten gegeben sind.

2.4 Bei Vorhaben oder Teilen von solchen, die aus anderen
offentlichen Programmen oder aufgrund von tariflichen oder
offentlich-rechtlichen Bestimmungen bezuschusst werden, sind
diese Finanzierungsquellen vorrangig in Anspruch zu nehmen.

3. Zuwendungsempfinger

3.1 Zuwendungsempfinger sind gemeinniitzige Einrichtun-
gen mit Erfahrung im Bereich der beruflichen Bildung oder
Beratung, Kommunen (auch kommunale Zusammenschliisse
mit regionalen Unternehmen), Kammern und Verbédnde.

3.2 Einem Unternehmen, das einer Riickforderungsanordnung
aufgrund eines fritheren Beschlusses der Kommission zur Fest-
stellung der Unzulédssigkeit einer Beihilfe und ihrer Unverein-
barkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekommen ist, diir-
fen keine Einzelbeihilfen gewahrt werden (Artikel 1 Abs. 4 a
der Verordnung [EU] Nr. 651/2014 — Allgemeine Gruppen-
freistellungsverordnung—, ABL. EU Nr. L 187 S. 1).

3.3 Sanierungsfille und Unternehmen in Schwierigkeiten
i. S. der Leitlinien der Europédischen Kommission fiir staatliche
Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung nichtfinanzieller
Unternehmen in Schwierigkeiten (ABl. EU Nr. C 249 vom
31.7.2014 S. 1) sind von einer Forderung ausgeschlossen.

4. Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Die Betriebsstitte des Zuwendungsempfiangers (als Stand-
ort des Vorhabens i. S. des Artikels 70 Abs. 1 der Verordnung
[EU] Nr. 1303/2013) muss in dem jeweiligen Programmgebiet
(Regionenkategorie UR oder SER) liegen, fiir das die Forderung
beantragt wird.

4.2 Der Antrag ist forderfdhig, wenn

— er vollstdndig, rechtzeitig zum Stichtag und formgerecht ein-
gereicht wurde,

— die Gesamtfinanzierung gesichert ist,

— die Eignung bzw. fachliche und administrative Kompetenz
des Antragsstellers und ggf. seiner Kooperationspartner zur
Durchfihrung des Projekts gegeben sind und

— er den in dieser Richtlinie genannten formellen Vorausset-
zungen entspricht.

4.3 Der Antrag ist forderwiirdig, wenn er Ausfithrungen zu
allen in den Nummern 2.1.1 bis 2.1.4 genannten Aufgaben
enthalt.

Folgende Kriterien werden bewertet:
— Regionalfachliche Bewertungskomponente,
— Projektkonzeption,

— Beitrag zu den Querschnittszielen ,Gleichstellung von
Frauen und Méannern®, ,,Chancengleichheit/Nichtdiskrimi-
nierung“ und ,,Gute Arbeit".

Einzelheiten und Gewichtung (Scoring) sind aus der Anlage 1
ersichtlich.

4.4 Vor erstmaliger Antragstellung zur Einrichtung einer Koor-
dinierungsstelle muss eine Beratung durch die Bewilligungs-
stelle erfolgen.

5. Art und Umfang, Hohe der Zuwendung

5.1 Die Zuwendung wird als nicht riickzahlbarer Zuschuss
zur Projektforderung in Form einer Anteilfinanzierung gewéhrt.

5.2 Die Ausgaben pro Koordinierungsstelle sind bis zu einem
jahrlichen Hochstbetrag von 155 000 EUR forderfiahig.

5.3 Die Forderung aus ESF-Mitteln betrdgt in beiden Pro-
grammgebieten maximal 50 % der zuwendungsfihigen Aus-
gaben. Alle Zuwendungsempfinger haben in die Kofinanzierung
einen Finanzierungsbeitrag von mindestens 15 % der foérder-
fdhigen Gesamtausgaben einzubringen.

5.4 Die Projektlaufzeit betrdgt 24 Monate. Zu Beginn und am
Ende der EU-Forderperiode sind Abweichungen im Einverneh-
men mit dem programmverantwortlichen Ministerium maglich.
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5.5 Die Forderung erstreckt sich auf:

5.5.1 Direkte zuwendungsfihige Personalausgaben fiir eine
Vollzeitstelle Projektleitung und eine Vollzeitstelle Pro-
jektassistenz sowie Honorarkrifte des Trégers fiir Ori-
entierungs- und Informationsveranstaltungen.

Die Ausgaben fiir die Projektleitung sind hochstens bis
EntgeltGr. 13 U TV-L forderfihig, fur die Projektassis-
tenz bis EntgeltGr. 9 TV-L.

Honorarkrifte sollen eine angemessene Vergiitung er-
halten. Ab einem Stundensatz von 35 EUR ist die Markt-
iiblichkeit nachzuweisen.

5.5.2 Pauschal abgerechnete Ausgaben in Hohe von 36 % der
forderfahigen direkten Personalausgaben nach Num-
mer 5.5.1 (Restkostenpauschale gemafd Artikel 14 Abs. 2
der Verordnung (EU) Nr. 1304/2013).

Mit der Pauschale sind alle notwendigen projektbezoge-
nen sonstigen Ausgaben, insbesondere Reise- und Dienst-
reisekosten des Personals, Ausgaben fir Lehrginge
externer Einrichtungen, Kinderbetreuungsausgaben fir
die Zielgruppe, Ausgaben fiir Verbrauchsgiiter und Aus-
stattungsgegenstidnde, Geschiftsfiihrungsausgaben, Ver-
waltungsausgaben und Miet- und Leasingausgaben fiir
Gebdude abgegolten.

Auf den als Anlage 2 beigefiigten Musterfinanzierungs-
plan 2 — Restkostenpauschale — wird Bezug genommen.

Dariiber hinaus kommt entsprechend Artikel 67 Abs. 1
Buchst. b und d i. V. m. Abs. 5 der Verordnung (EU)
Nr. 1303/2013 die Gewdhrung von Zuschiissen und
riickzahlbarer Unterstiitzung auf Grundlage standardi-
sierter Einheitskosten und auf Grundlage von Pauschal-
sitzen in Betracht. Die richtlinienspezifische Anwendung
und die Hohe werden durch gesonderte Erlasse festge-
setzt.

5.6 Nicht forderfdhig sind (Artikel 69 Abs. 3 der Verordnung
(EU) Nr. 1303/2013 i. V. m. Artikel 13 Abs. 4 der Verordnung
(EU) Nr. 1304/2013):

— die Finanzierungskosten, aufler bei Zuschiissen in Form von
Zinszuschiissen oder Pramien fir Burgschaften,

— der Erwerb von Infrastrukturen, Grundstiicken und Immo-
bilien,

— die Umsatzsteuer, die nach dem UStG als Vorsteuer abzieh-
bar ist.

5.7 Ausnahmen zum Personalschliissel gemafl Nummer 5.5.1
oder zum Umfang der Zuwendung nach Nummer 5.2 sind nur
in begriindeten Einzelfdllen mit Genehmigung des programm-
verantwortlichen Ressorts moglich.

5.8 Nummer 8.7 der VV/VV-Gk zu § 44 LHO findet keine An-
wendung.

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1 Die ANBest-ESFRE/ESF sind unverdndert zum Bestandteil
des Bescheides zu machen. Sie ersetzen die ANBest-P und die
ANBest-GK. Abweichungen von den Regelungen der ANBest-
EFRE/ESF sind in den Zuwendungsbescheid aufzunehmen.

6.2 Inder Bezeichnung der Einrichtung ist der Begriff ,,Koor-
dinierungsstelle” zu fithren.

6.3 Neben den Priifrechten aus Nummer 9 ANBest-EFRE/ESF
und den Mitwirkungspflichten aus Nummer 10 ANBest-EFRE/
ESF ist der Zuwendungsempfinger insbesondere zu verpflich-
ten, bei der Erfassung der Daten in der geforderten Differen-
zierung und bei der Bewertung der Forderung nach dieser
Richtlinie mitzuwirken. Die hierfiir erforderliche Software wird
internetgestiitzt zur Verfiigung gestellt und ist zu verwenden.

6.4 Der Zuwendungsempfinger ist darauf hinzuweisen, bei
der Forderung auf die Einhaltung der Querschnittsziele ,,Gleich-
stellung von Frauen und Médnnern“ (Artikel 7 der Verordnung
[EU] Nr. 1304/2013), ,,Nichtdiskriminierung und Chancengleich-
heit“ (Artikel 8 der Verordnung [EU] Nr. 1304/2013) und ,,Nach-
haltige Entwicklung” (Artikel 8 der Verordnung [EU] Nr. 1303/
2013) sowie ,,Gute Arbeit“ (eigenes Querschnittsziel des Landes
Niedersachsen in Anlehnung an die BR-Drs. 343/13) zu achten.

6.5 Bei Zulassung eines vorzeitigen Mafinahmebeginns wer-
den gegentiber dem Zuwendungsempfinger die ANBest-EFRE/
ESF fir verbindlich erklart.

7. Anweisungen zum Verfahren

7.1 Fir die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zu-
wendung sowie fiir den Nachweis und die Prifung der Verwen-
dung und die ggf. erforderliche Authebung des Zuwendungs-
bescheides und die Riickforderung der gewéhrten Zuwendung
gelten die VV/VV-Gk zu § 44 LHO i. V. m. den ANBest-EFRE/
ESF, soweit nicht in dieser Richtlinie Abweichungen zugelas-
sen sind.

7.2 Bewilligungsstelle ist die Investitions- und Forderbank Nie-
dersachsen (NBank), Giinther-Wagner-Allee 12—16, 30177
Hannover.

7.3 Die Bewilligungsstelle stellt die fiir das Antragsverfahren,
den Mittelabruf und den Verwendungsnachweis erforderlichen
Informationen auf ihren Internetseiten (www.nbank.de) be-
reit. Sie hélt fir die Erstellung des zahlenméfligen Nachweises
nach Nummer 6.4 ANBest-EFRE/ESF Vordrucke vor. Die Uber-
mittlung elektronischer Dokumente sowie das Ersetzen der
Schriftform durch die elektronische Form sind nach Mafigabe
der fiir die elektronische Kommunikation geltenden Vorschrif-
ten des NVwVI{G zuléssig.

7.4 Das programmverantwortliche Ressort legt im Einverneh-
men mit der Bewilligungsstelle Antragsstichtage fir das Gesamt-
programm und gleichstellungspolitische Schwerpunkte nach
Nummer 2.2 fest und macht diese mindestens drei Monate vor
Projektbeginn auf den Internetseiten der Bewilligungsstelle
(www.nbank.de) bekannt. Die Ausschreibung nach Nummer 2.2
bezieht sich in der Regel auf die intensive Unterstiitzung einer
einzelnen Zielgruppe von Frauen. Einzelheiten zu Auswahl-
verfahren und Inhalt werden in der Ausschreibung geregelt.
7.5 Vor der Bewilligung ist das schriftliche Einverstdndnis des
Zuwendungsempfangers dazu einzuholen, in der Liste der Vor-
haben veroffentlicht zu werden (vgl. Artikel 115 Abs. 2, An-
hang XII Nr. 1 der Verordnung [EU] Nr. 1303/2013).

7.6 Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt in der Regel vier-
teljahrlich auf Antrag des Zuwendungsempfingers. Die Anfor-
derung umfasst den Wert der bei Mittelabruf tatsdchlich
getdtigten und pauschal bewilligten Ausgaben, die noch nicht
in einem vorherigen Mittelabruf abgerechnet wurden.

Die Zuwendungen diirfen nur ausgezahlt werden, wenn die

nicht pauschal abgerechneten zuwendungsfdhigen Ausgaben
getitigt, zahlenméflig nachgewiesen und von der Bewilligungs-
stelle gepriift wurden (Ausgabenerstattungsprinzip).
7.7 Der Zuwendungsempfinger ist zu verpflichten, seinen
Pflichten aus Nummer 6.4 ANBest-EFRE/ESF nachzukommen
Der Zuwendungsempfanger hat die Bewilligungsstelle mit je-
dem Mittelabruf tiber den aktuellen Projektverlauf zu unter-
richten.

Die Bewilligungsstelle hat vor jeder Auszahlung alle von

dem Zuwendungsempfianger tatsdchlich getdtigten Ausgaben
und Vergaben vollstdndig zu priifen. Bereits im Rahmen eines
vorherigen Mittelabrufs gepriifte und anerkannte Ausgaben
missen nicht erneut belegt und gepriift werden.
7.8 Im Rahmen der Beurteilung der Forderwiirdigkeit ist das
jeweils zustdndige ArL hinzuzuziehen und das Votum zur re-
gionalfachlichen Bewertungskomponente des Projekts einzu-
holen. Hierfiir iibermittelt die Bewilligungsstelle dem ArL den
Antrag mit einem Votierungsformular unter Angabe eines
Stichtages zur Abgabe der Bewertung. Dieses Votum ist bei
der Bewilligungsentscheidung im Scoring geméfl Anlage 1 zu
berticksichtigen und zu dokumentieren.

8. Schlussbestimmungen

8.1 Dieser Erl. tritt am 31. 7. 2015 in Kraft und mit Ablauf
des 31. 12. 2023 aufler Kraft.

8.2 Die Bezugserlasse zu b und ¢ treten mit Ablauf des 30. 7.
2015 aufder Kraft.

An die
Investitions- und Foérderbank Niedersachsen (NBank)

— Nds. MBI Nr. 29/2015 S. 963
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Anlage 1

Bewertung von Zuwendungsantrigen nach der
Richtlinie iiber die Gewihrung von Zuwendungen zur Forderung von Koordinierungsstellen Frauen und Wirtschaft;
Gewichtung der Qualititskriterien (Scoring-Modell)

Nr.

Kriterium

Punkte

Regionalfachliche Bewertungskomponente

— Beitrag zur regionalen Entwicklung gemafd
der Regionalen Handlungsstrategie

— Kooperativer Ansatz (Zusammenarbeit
mehrerer Gebietskorperschaften, relevan-
ter Akteur aus Wirtschaft, Wissenschaft,
Zivilgesellschaft etc.)

— Besonderer Beitrag zur Bewiltigung
regionsspezifischer Herausforderungen,
insbesondere durch einen fiir die Region
modellhaften und tbertragbaren Ansatz

— Besonderer Unterstiitzungsbedarf anhand
der Indikatoren Demografie und Steuerein-
nahmekraft (wird anhand der amtlichen
Statistik festgestellt — keine Ausfithrungen
im Antrag erforderlich!)

10

5

10

Projektkonzeption
Dazu gehoren Aussagen zu:

— Beitrag des Projekts zum Ziel: Erh6hung der
Arbeitsmarktteilhabe und der Qualitat der
Beschiftigung von Frauen

— Frauenspezifische Bedarfsanalyse des
regionalen Arbeitsmarktes

— Umfang und Methoden des Beratungs-
angebots

— Planwerte zur Anzahl der Beratungen
allgemein; fiir die Gruppe der tiber
54-Jahrigen; fiir Frauen mit Zuwanderungs-
geschichte

— Art, Umfang und Ausrichtung des — poten-
tiellen — Orientierungs- und Qualifizie-
rungsangebots (intern und in Kooperation
mit verschiedenen Anbietern)

— Inhalte der Arbeit im Unternehmensver-
bund

— Relevanz der inhaltlichen Schwerpunktset-
zung

— Besondere Akzente in Kooperationen und
der regionalen sowie tiberregionalen Netz-
werkarbeit

— Offentlichkeitsarbeit/ Durchfithrung von
Veranstaltungen

50

Nr. | Kriterium Punkte

— Verdnderung von Strukturen in Unterneh-
men

— Dokumentation und Verbreitung von ,,Best
Practice”

— Besondere projektspezifische Qualifikatio-
nen des Personals

— Besondere projektspezifische Qualitdt von
Kooperationen

— Angemessenheit der Ausgaben

3 | Beitrag zu den Querschnittszielen
Gleichstellung von Frauen und Méannern 10

— Erhohung der dauerhaften Beteiligung von
Frauen am Erwerbsleben und Verbesserung
des beruflichen Fortkommens

— Forderung der Vereinbarkeit von Beruf und
Familie/Pflege

— Einfithrung und Erweiterung familienorien-
tierter Mafinahmen insbesondere in Ver-
bundbetrieben (Aufstiegschancen, Arbeits-
zeitmodelle, Unterstiitzungsangebote)

Chancengleichheit/Nichtdiskriminierung 5

— Angemessene Beriicksichtigung von kultu-
rellen oder religiosen Besonderheiten, z. B.
bei Frauen mit Zuwanderungsgeschichte

— Gleiche Teilhabe und barrierefreien Zugang
fiir Menschen mit Behinderungen ermogli-
chen

Zum Grundsatz ,,Gute Arbeit“ 5

— Z. B. Informationsangebot zu Risiken von
Minijobs, zum gesetzlichen Mindestlohn;
Teilzeit- und Befristungsgesetz, Gesund-
heitsforderung im Betrieb; equal pay

Insgesamt maximal 100

Nr. | Kriterium Punkte
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Die bei einigen Kriterien aufgezdhlten Unterpunkte dienen
der Erlduterung des jeweiligen Kriteriums. Die Aufzdhlung ist
weder abschlieend, noch miissen sdmtliche aufgezihlten Un-
terpunkte erfallt sein.

Insgesamt miissen 75 Punkte erreicht werden. In jedem Krite-
rium miussen mindestens 50 % der Maximalpunktzahl erreicht
werden.
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Anlage 2
Musterfinanzierungsplan 1
Gesamtausgaben aller Forderjahre zusammen Zuwendungsfihige Nicht
Ausgaben zuwendungsfihige
Ausgaben

1. Bildungs- und Beratungspersonal
1.1 Beziige fiir eigenes und fremdes Personal einschliefllich Sozialabgaben EUR
1.2 Ausgaben fiir Honorarkrifte EUR
1.3 Reise- und Dienstreisekosten des Bildungspersonals EUR
1.4 Ausgaben fiir Lehrginge externer Einrichtungen EUR
Summe 1.1 bis 1.4 EUR
2. Vergiitungen, Aufenthalts- und Fahrtkosten der Teilnehmerinnen und Teilnehmer
2.1 Unterhaltsgeld bzw. Leistungen an Teilnehmerinnen oder Teilnehmer EUR
2.2 mit diesen Leistungen verbundene Abgaben EUR
2.3 Krankenversicherungs- und Altersversorgungsabgaben EUR
2.4 sonstige Sozialabgaben EUR
2.5 tégliche Fahrtkosten EUR
2.6 tdgliche Unterkunfts- und Verpflegungskosten bei auswartigen Lehrgidngen

einschliefilich etwaiger Fahrtkosten EUR
2.7 Kinderbetreuungskosten (Erstattung fiir Tagesmuitter etc.) EUR
Summe 2.1 bis 2.7 EUR
3. Verbrauchsgiiter und Ausstattungsgegenstinde
3.1 Nicht abschreibungsfihige Verbrauchsgiter fiir die Ausbildungsmafinahmen

(einschliefllich Schutzkleidung) EUR
3.2 Ausstattungsgegenstinde — Miete und Leasing

(nur programmgebundene Gerite) EUR
3.3 Ausstattungsgegenstinde — Abschreibungen nach dem Recht der einzelnen

Mitgliedstaaten EUR
Summe 3.1 bis 3.3 EUR
4. Indirekte Ausgaben
4.1 Bezuge der Vorstandsmitglieder, Geschiftsfithrerinnen, Geschéftsfiihrer,

Gesellschafterinnen und Gesellschafter einschlielich Sozialabgaben EUR
4.2 Arbeitsentgelt des Verwaltungspersonals einschlieflich Sozialabgaben EUR
4.3 ausbildungsgebundene Reise- und Dienstreisekosten des Verwaltungspersonals

sowie der Vorstandsmitglieder, Geschéftsfiihrerinnen, Geschéftsfiihrer,

Gesellschafterinnen und Gesellschafter EUR
4.4 Verwaltungsausgaben

4.4.1 Werbung fiir Lehrginge EUR

4.4.2 Biiromaterial EUR

4.4.3 allgemeines Dokumentationsmaterial EUR

4.4.4 Post- und Fernsprechgebiihren EUR

4.4.5 Wasser, Gas und Strom EUR

4.4.6 Steuern, Versicherung EUR

4.4.7 Ausgaben fiir Kinderbetreuungseinrichtungen EUR

4.4.8 Sonstige Verwaltungsausgaben EUR
4.5 Mieten und Leasing fiir Gebdude EUR
Summe 4.1 bis 4.5 EUR
Summe der Ausgaben EUR
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Musterfinanzierungsplan 2 — Restkostenpauschale

Gesamtausgaben aller Forderjahre zusammen Zuwendungsfihige Nicht

Ausgaben zuwendungsfihige

Ausgaben

1. Bildungs- und Beratungspersonal
1.1 Beziige fir eigenes und fremdes Personal einschlieflich Sozialabgaben EUR
1.2 Ausgaben fir Honorarkréfte EUR
1.3 Arbeitsentgelt des Verwaltungspersonals einschliefilich Sozialabgaben EUR
Summe 1.1 bis 1.3 EUR
2. Restkostenpauschale
Umfasst 1.3, 1.4, 2, 3, 4.1, 4.3, 4.4 und 4.5 des Musterfinanzierungsplans 1 EUR
Summe EUR
Summe der Ausgaben EUR

E. Ministerium fiir Wissenschaft und Kultur

Schutz deutschen Kulturgutes gegen Abwanderung
durch Einleitung der Eintragung in das Verzeichnis national wertvollen Kulturgutes

Bek. d. MWK v. 8. 7. 2015 — 35-50903-2-2/4d —
Gemaif § 4 des Gesetzes zum Schutz deutschen Kulturgutes gegen Abwanderungi. d. F. vom 8. 7. 1999 (BGBI. I S. 1754), zuletzt

gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. 5. 2007 (BGBI. I S. 757), wurde fiir die nachfolgend nédher bezeichneten Objekte mit
heutiger Wirkung das Verfahren zur Eintragung in das niedersdchsische Verzeichnis national wertvollen Kulturgutes eingeleitet:

maligen Preussag
AG zusammen-
getragen
Priagungen mit
Bergbaumotiven
aus dem heutigen
niedersichsi-
schen, deutschen,
europdischen
und aufBereuro-
pdischen Raum

I I I v \% VI VII VIl
Nr. Kenn- Meister/ Titel/ Epoche/ Material/ Mafe, Literatur mit
zeich- Kiinstler Bezeichnung/ Zeitraum Technik Stiickzahl Abbildungsnachweis,
nung Darstellung/Motiv Inventarnr.
09704 |Miinzen |unbekannt |Miinzkabinett der |vorwiegend |verschiedene |mehrere tausend Karl Miifieler,
und Me- TUI AG (ehemals | 16. bis 20. | Metalle Miinzen, Medaillen, |Bergbaugeprige,
daillen Preussag AG), Jahrhundert Marken, Jetons 2 Biande, Hannover,
nach dem Zwei- sowie Metallgefiafie | 1983 sowie Nachtrags-
ten Weltkrieg im (Miinzhumpen und | band, Hannover,
Auftrage der da- Metallgefdfie) 1998.

Die Ausfuhr dieser Objekte aus dem Geltungsbereich des Gesetzes zum Schutz deutschen Kulturgutes gegen Abwanderung ist ge-
méal § 4 Abs. 1 dieses Gesetzes untersagt, bis die Entscheidung tiber die Eintragung unanfechtbar geworden ist.
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F. Kultusministerium

Richtlinie iiber die Gewihrung von Zuwendungen
zur Forderung von innovativen Bildungsprojekten
der beruflichen Erstausbildung

Erl. d. MK v. 20. 7. 2015 — 44.4-80126—

— VORIS 22420 —

Bezug: a) Erl. d. StK v. 5. 5. 2015 (Nds. MBL. S. 422)
— VORIS 64100 —
b) Erl. v. 17. 6. 2010 (Nds. MBL. S. 589)
— VORIS 22420 —

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1 Das Land gewéhrt nach Maf3gabe dieser Richtlinie und den
VV zu § 44 LHO/VV-Gk zu § 44 LHO mit Mitteln des Europai-
schen Sozialfonds Zuwendungen fiir innovative Projekte, die
eine Verbesserung des Ubergangs in die berufliche Erstausbil-
dung sowie die Erhohung des Ausbildungserfolges durch die
Entwicklung und Erprobung innovativer Mafinahmen zum Ziel
haben.

1.2 Die Gewihrung der Zuwendung erfolgt entsprechend den
Regelungen

— der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Européischen Par-
laments und des Rates vom 17. 12. 2013 mit gemeinsamen
Bestimmungen iiber den Européischen Fonds fiir regionale
Entwicklung, den Europédischen Sozialfonds, den Kohésions-
fonds, den Europdischen Landwirtschaftsfonds fiur die
Entwicklung des landlichen Raums und den Européaischen
Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemeinen Bestim-
mungen tber den Europdischen Fonds fiir regionale Ent-
wicklung, den Europédischen Sozialfonds, den Kohésions-
fonds und den Europédischen Meeres- und Fischereifonds
(ABL EU Nr. L 347 S. 320),

— der Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 des Européischen Par-
laments und des Rates vom 17. 12. 2013 iiber den Europai-
schen Sozialfonds (ABL. EU Nr. L 347 S. 470), gedndert durch
Verordnung (EU) 2015/779 des Europédischen Parlaments
und des Rates vom 20. 5. 2015 (ABL. EU Nr. L. 126 S. 1),

— des Vertrages tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union
(ABL. EG Nr. C 115 vom 9. 5. 2008 S. 47) — AEUV —,

— der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom
17. 6. 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter
Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwen-
dung der Artikel 107 und 108 des Vertrags tiber die Arbeits-
weise der Europdischen Union (ABL. EU Nr. L 187 S. 1,
Nr. L 283 S. 65) — im Folgenden: AGVO — sowie

— der Rahmenregelungen der Allgemeinen Nebenbestimmun-
gen fir Zuwendungen zur Projektforderung EFRE/ESF
(ANBest-EFRE/ESF) — Bezugserlass zu a —

in den jeweils geltenden Fassungen.

1.3 Soweit nichts anderes bestimmt ist, gelten die in dieser
Richtlinie enthaltenen Regelungen fiir das gesamte Landesge-
biet, also fiir das Programmgebiet der Regionenkategorie ,,Uber-
gangsregion” (UR) (Artikel 90 Abs. 2 Buchst. b der Verordnung
[EU] Nr. 1303/2013), bestehend aus den Landkreisen Celle,
Cuxhaven, Harburg, Heidekreis, Liichow-Dannenberg, Liine-
burg, Osterholz, Rotenburg (Wiimme), Stade, Uelzen und Ver-
den, sowie fiir das aus dem tbrigen Landesgebiet bestehende
Programmgebiet der Regionenkategorie ,,stirker entwickelte Re-
gion® (SER) (Artikel 90 Abs. 2 Buchst. ¢ der Verordnung [EU]
Nr. 1303/2013).

1.4 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewahrung der Zu-
wendung besteht nicht. Die Bewilligungsstelle entscheidet im
Rahmen der verfiigharen Haushaltsmittel nach ihrem pflicht-
geméflen Ermessen.

2. Gegenstinde der Forderung

2.1 Gegenstinde der Forderung sind

2.1.1 Bildungsprojekte, die durch ihren innovativen Charak-
ter die Verbesserung des Ubergangs von der Schule in
den Beruf zum Ziel haben,

2.1.2 Projekte, die den Ubergang von der beruflichen Ausbil-
dung in die Beschéftigung erleichtern,

2.1.3 systemisch oder konzeptionell angelegte Projekte, die bil-
dungspolitische Zielsetzungen verfolgen und der Weiter-
entwicklung von Systemen oder Rahmenbedingungen
der beruflichen Bildung dienen. Die Erprobung oder
Anwendung muss entweder Bestandteil des Projekts sein
oder muss ohne Folgeférderung aus dieser Richtlinie
auflerhalb des Projekts erfolgen.

Handelt es sich bei der Férderung von Qualifizierungsmafi-
nahmen um Beihilfen i. S. des Artikels 107 Abs. 1 AEUV, sind
diese Ausbildungsbeihilfen nach Artikel 31 AGVO i. S. des Ar-
tikels 107 Abs. 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und
von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Abs. 3 AEUV freige-
stellt, sofern die in Artikel 31 AGVO und in Kapitel I AGVO
festgelegten Voraussetzungen erfiillt sind.

2.2 Von der Forderung ausgeschlossen sind

— Vorhaben, fiir die eine Férderung aus ESF-Mitteln anderer
Landes- oder Bundesprogramme oder aus anderen Mitteln
der EU, insbesondere des Européischen Fonds fiir regionale
Entwicklung (EFRE), des Européischen Fonds fiir die Ent-
wicklung des landlichen Raums (ELER) oder des Europdi-
schen Meeres- und Fischereifonds (EMFF) erfolgt; dies gilt
nicht, soweit die Voraussetzungen des Artikels 65 Abs. 11
der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 zur Unterstiitzung ei-
nes Vorhabens aus einem oder mehreren Européischen
Struktur- und Investitionsfonds (ESI-Fonds) oder aus einem
oder mehreren Programmen und aus anderen Unionsins-
trumenten gegeben sind,

— Mafinahmen fir Auszubildende oder Beschiftigte der of-
fentlichen Verwaltung, in der Land- und Forstwirtschaft
sowie des Gartenbaus.

2.3 Bei Vorhaben oder Teilen von solchen, die aus anderen
offentlichen Programmen oder aufgrund von tariflichen oder
o6ffentlich-rechtlichen Bestimmungen bezuschusst werden, sind
diese Finanzierungsquellen vorrangig in Anspruch zu nehmen.

3. Zuwendungsempfinger
3.1 Zuwendungsempfinger sind
— regionale Bildungsanbieter,

— Freie Tréager der auflerschulischen Bildungsarbeit fiir Jugend-
liche,

— sonstige Einrichtungen wie Zusammenschliisse von Bil-
dungsakteuren wie Kammern, Bildungseinrichtungen.

3.2 Einem Unternehmen, das einer Rickforderungsanord-
nung aufgrund eines fritheren Beschlusses der Kommission zur
Feststellung der Unzuléssigkeit einer Beihilfe und ihrer Un-
vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekommen ist,
diirfen keine Einzelbeihilfen gewdhrt werden (Artikel 1 Nr. 4
Buchst. a AGVO).

3.3 Sanierungsfille und Unternehmen in Schwierigkeiten
i. S. der Leitlinien der Europdischen Kommission fiir staatliche
Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung nichtfinanzieller
Unternehmen in Schwierigkeiten (ABl. [EU] Nr. C 249 vom
31.7.2014 S. 1) sind von einer Férderung ausgeschlossen.

4. Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Zuwendungsvoraussetzungen fiir die Programmgebiets-
zuordnung sind:

Die Betriebsstitte des Zuwendungsempfiangers und der Ort der
Durchfithrung des Projekts miissen in dem jeweiligen Pro-
grammgebiet (Regionenkategorien UR oder SER) liegen, fiir das
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die Forderung beantragt wird (Artikel 70 Abs. 1 der Verord-
nung [EU] Nr. 1303/2013). In Bezug auf den Ort der Durchfiih-
rung kann die Bewilligungsstelle in begriindeten Fallen Aus-
nahmen zulassen.

Eine Forderung von Projekten nach Artikel 13 Abs. 2 oder
Abs. 3 der Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 bleibt unbenommen.

4.2 Allgemeine Zuwendungsvoraussetzungen sind:

— der Antrag ist bei der NBank fristgerecht zum Antragsstich-
tag nach Nummer 7.3 eingegangen,

— die Eignung des Antragstellers und ggf. seiner Kooperations-
partner ist gegeben,

— die Kofinanzierung ist gesichert und der Finanzierungsplan
ist ausgeglichen.

4.3 Bei der Antragstellung sind zur Beurteilung der Forder-
wiirdigkeit als Qualitatskriterien nachzuweisen (vgl. Anlage 1,
Scoring):

— die Ausrichtung am Bedarf im Einzugsbereich des Projekts,
— die Projektkonzeption,

— der Beitrag zu den Querschnittszielen Gleichstellung von
Frauen und Méannern, Chancengleichheit, Nichtdiskrimi-
nierung und Nachhaltige Entwicklung sowie Gute Arbeit,

— der Innovationsgehalt des Projekts (inhaltlich, methodisch,
regional oder branchen- bzw. zielgruppenbezogen).

Die Gewichtung der Qualitatskriterien (Scoring-Modell) ist aus
der Anlage 1 ersichtlich.

5. Art, Umfang und Héhe der Zuwendung
5.1 Die Zuwendung wird als nicht riickzahlbarer Zuschuss in
Form einer Anteilfinanzierung zur Projektférderung gewéhrt.

5.2 Die Forderung aus ESF-Mitteln betrdgt in beiden Pro-
grammgebieten maximal 50 % der zuwendungsfihigen Aus-
gaben. Die Bewilligungsstelle kann im Einvernehmen mit dem
programmverantwortlichen Ressort im Einzelfall ein Projekt
mit einem hoheren ESF-Interventionssatz genehmigen.

5.3 Soweit die Forderung nach Mafigabe der AGVO gewdhrt
wird, sind sdmtliche dort genannten Voraussetzungen, insbe-
sondere die mafigeblichen Schwellenwerte und Beihilfeinten-
sititen der AGVO, insbesondere Artikel 31 Nr. 4, zu beachten.

5.4 Die Laufzeit eines Projekts ist grundsitzlich auf 24 Mo-
nate beschrankt. Die Bewilligungsstelle kann im Einvernehmen
mit dem programmverantwortlichen Ressort im Einzelfall Aus-
nahmen zulassen.

5.5 Folgende Ausgaben sind zuwendungsfdhig:

Es werden nur solche Ausgaben geférdert, die entsprechend
dem Musterfinanzierungsplan (Anlage 2) zur Projektdurchfiih-
rung notwendig und angemessen sind:

— Bildungs- und Beratungspersonal wéihrend der Teilnahme
an der Mafinahme,

— Verglitungen, Aufenthalts- und Fahrtkosten der Teilneh-
menden,

— Verbrauchsgiiter und Ausstattungsgegenstiande,
— indirekte Ausgaben.

Es ist eine verbindliche Einteilung gemafl den Ausgabenka-
tegorien des in der Anlage 2 beigefiigten Musterfinanzierungs-
plans vorzunehmen.

Soweit die Forderung nach Mafigabe der AGVO gewdhrt
wird, ist Artikel 31 Nr. 3 zu beachten.

5.6 Bei Projekten werden pauschal angegebene indirekte Aus-
gaben gemifd Artikel 68 Abs. 1 Buchst. a der Verordnung (EU)
Nr. 1303/2013 in Hohe von 20 % der direkten Ausgaben (Num-
mern 1 bis 3 des Musterfinanzierungsplans) gewéhrt. Dies gilt
mit der Maf3gabe, dass bei der Berechnung der direkten Aus-
gaben solche der Nummer 2 des Musterfinanzierungsplans
(Ausgaben fiir Vergiitungen, Aufenthalts- und Fahrtkosten der
Teilnehmenden) und solche der Nummer 1.4 des Musterfi-
nanzierungsplans (Ausgaben fiir Lehrginge externer Einrich-
tungen) nicht berticksichtigt werden.

Dartiber hinaus kommt entsprechend Artikel 67 Abs. 1
Buchst. bund d i. V. m. Abs. 5 der Verordnung (EU) Nr. 1303/
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2013 die Gewdhrung von Zuschissen und riickzahlbarer Un-
terstiitzung auf Grundlage standardisierter Einheitskosten und
auf der Grundlage von Pauschalsédtzen in Betracht. Die richtli-
nienspezifische Anwendung und die Hohe werden durch ge-
sonderte Erlasse festgesetzt.

5.7 Nicht forderfihig sind (Artikel 69 Abs. 3 der Verordnung
[EU] Nr. 1303/2013 i. V. m. Artikel 13 Abs. 4 der Verordnung
[EU] Nr. 1304/2013):

— die Finanzierungskosten, aufier bei Zuschiissen in Form von
Zinszuschiissen oder Pramien fiir Biirgschaften,

— der Erwerb von Infrastrukturen, Grundstiicken und Immo-
bilien,

— die Umsatzsteuer, die nach dem UStG als Vorsteuer ab-
ziehbar ist.

5.8 Die private Kofinanzierung erfolgt regelméfig iiber einen
Direktbeitrag der Unternehmen oder der Kooperationspartner.
Bei Mafinahmen der beruflichen Qualifizierung kann die Kofi-
nanzierung auch durch die wihrend der Dauer der beruflichen
Qualifizierung fortgezahlten Lohne und Gehdilter (Freistellungs-
ausgaben) erfolgen. Auch wenn Freistellungsausgaben geltend
gemacht werden, ist in jedem Fall ein finanzieller Direktbei-
trag der betreffenden Unternehmen oder Kooperationspartner
zu leisten. Dieser soll mindestens 5 % der zuwendungsfihigen
Gesamtausgaben betragen.

Sofern Betriebsinhaber an den Projekten teilnehmen, ist fiir
diese eine Abrechnung von Freistellungsausgaben nicht zu-
lassig. Die private Kofinanzierung hat in diesen Féllen tiber ei-
nen finanziellen Direktbeitrag zu erfolgen.

5.9 Die VV Nr. 8.7 und die VV-Gk Nr. 8.7 zu § 44 LHO fin-
den keine Anwendung.

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1 Die ANBest-EFRE/ESF sind unverdndert zum Bestandteil
des Bescheides zu machen. Sie ersetzen die ANBest-P und
ANBest-Gk. Abweichungen von den Regelungen aus den AN-
Best-EFRE/ESF sind in den Zuwendungsbescheid aufzuneh-
men.

6.2 Neben den Prifrechten aus Nummer 9 der ANBest-EFRE/
ESF und den Mitwirkungspflichten aus Nummer 10 der ANBest-
EFRE/ESF ist der Zuwendungsempfinger insbesondere zu ver-
pflichten, bei der Erfassung der Daten in der geforderten Diffe-
renzierung und bei der Bewertung der Forderung nach dieser
Richtlinie mitzuwirken. Die hierfir erforderliche Software wird
internetgestiitzt zur Verfiigung gestellt und ist zu verwenden.

6.3 Der Zuwendungsempfédnger ist darauf hinzuweisen, bei
der Forderung auf die Einhaltung der Querschnittsziele ,,Gleich-
stellung von Frauen und Ménnern® (Artikel 7 der Verordnung
[EU] Nr. 1304/2013), ,Nichtdiskriminierung und Chancen-
gleichheit” (Artikel 8 der Verordnung [EU] Nr. 1304/2013) und
»,Nachhaltige Entwicklung“ (Artikel 8 der Verordnung [EU]
Nr. 1303/2013) und ,,Gute Arbeit” (eigenes Querschnittsziel des
Landes Niedersachsen in Anlehnung an die BR-Drs. 343/13) zu
achten.

6.4 Bei der Zulassung eines vorzeitigen Mafinahmebeginns
werden gegentiiber dem Zuwendungsempfianger die ANBest-
EFRE/ESF fiir verbindlich erklart.

7. Anweisungen zum Verfahren

7.1 Fir die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuwendung sowie fiir den Nachweis und die Priifung der Ver-
wendung und die ggf. erforderliche Authebung des Zuwen-
dungsbescheides und die Riickforderung der gewdhrten
Zuwendung gelten die VV/VV-GK zu § 44 LHO i. V. m. den
ANBest-EFRE/ESF, soweit nicht in dieser Richtlinie Abwei-
chungen zugelassen sind.

7.2 Bewilligungsstelle ist die Investitions- und Forderbank
Niedersachsen (NBank), Giinther-Wagner-Allee 12—16, 30177
Hannover. Bei der Bewertung des Innovationsgehaltes der
Projekte ist die fachliche Stellungnahme und Bewertung des
programmverantwortlichen Ressorts mafigeblich zu bertick-
sichtigen.
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7.3 Die Bewilligungsstelle stellt die fir die Antragsstellung,
den Mittelabruf und den Verwendungsnachweis erforderli-
chen Informationen auf ihrer Internetseite (www.nbank.de)
bereit. Die Bewilligungsstelle halt fiir die Erstellung des zah-
lenméfligen Nachweises nach Nummer 6.4 ANBest-EFRE/ESF
Vordrucke vor.

Das programmverantwortliche Ressort kann Antragsstichtage
fiir das Gesamtprogramm, einzelne Programmteile oder Pro-
grammgebiete sowie Sonderschwerpunkte zu bestimmten The-
men festlegen. Die Bekanntmachung erfolgt tiber die Internet-
seite der Bewilligungsstelle (www.nbank.de).

Sofern nichts anderes bekanntgemacht wird, sind Antréige

zum 30. April und 30. September eines jeden Jahres bei der
Bewilligungsstelle zu stellen. Ein Antrag gilt als rechtzeitig ein-
gegangen, wenn er der Bewilligungsstelle bis zum Ablauf die-
ses Stichtages formgerecht (d. h. eigenhdndig unterschrieben)
zugegangen ist.
7.4 Die Ubermittlung elektronischer Dokumente sowie das
Ersetzen der Schriftform durch die elektronische Form sind
nach Mafigabe der fir die elektronische Kommunikation gel-
tenden Vorschriften des NVwVI{G in seiner jeweils geltenden
Fassung zuldssig.

7.5 Vor der Bewilligung ist das schriftliche Einverstindnis
des Zuwendungsempfingers dazu einzuholen, in der Liste der
Vorhaben veroffentlicht zu werden (vgl. Artikel 115 Abs. 2
i. V. m. Anhang XII Nr. 1 der Verordnung [EU] Nr. 1303/2013).

7.6 Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt in der Regel
vierteljahrlich auf Antrag des Zuwendungsempfingers. Die
Anforderung umfasst den Wert der bei Mittelabruf bereits ge-
tdtigten, aber noch nicht in einem vorherigen Mittelabruf ab-
gerechneten Ausgaben. Die Zuwendungen diirfen nur soweit
und nicht eher ausgezahlt werden, als die zuwendungsfdhi-
gen Ausgaben vom Zuwendungsempfinger getdtigt, zahlen-
méflig nachgewiesen und von der Bewilligungsstelle gepriift
wurden (Ausgabenerstattungsprinzip).

Der Zuwendungsempfanger ist zu verpflichten, seinen Pflich-
ten aus Nummer 6.4 ANBest-EFRE/ESF nachzukommen. Die
Bewilligungsstelle hat vor jeder Auszahlung alle von dem Zu-
wendungsempfinger erkldrten tatsichlich getdtigten Ausga-
ben und Vergaben vollstdndig zu priifen. Bereits im Rahmen
eines vorherigen Mittelabrufs gepriifte und anerkannte Ausga-
ben miissen nicht erneut belegt und geprift werden.

8. Schlussbhestimmungen

Dieser Erl. tritt am 1. 8. 2015 in Kraft und mit Ablauf des
31. 12. 2023 auBler Kraft. Der Bezugserlass zu b tritt mit Ab-
lauf des 31. 7. 2015 aufber Kraft.

An die
Investitions- und Férderbank Niedersachsen (NBank)

— Nds. MBI. Nr. 29/2015 S. 969
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Scoring-Modell zur Bewertung von Zuwendungsantrigen
nach der Richtlinie ,Innovative Bildungsprojekte
der beruflichen Erstausbildung*

Anlage 1

Die Projektantrdge miissen die in Nummer 4.3 genannten Qualitétskriterien erfiillen. Bei der Bewertung konnen die Projektantra-
ge maximal insgesamt 100 Punkte erhalten. Eine Bewertung erfolgt durch die Bewilligungsstelle (NBank). Bei der Bewertung des
Innovationsgehaltes der Projekte ist die fachliche Stellungnahme und Bewertung des MK mafigeblich zu berticksichtigen. Die Pro-
jektantrage sind forderwtirdig, wenn eine Mindestpunktzahl von 75 erreicht wird.

Qualitétskriterium

Hochst-
punktzahl

Bewer-
tung

Qualitétskriterium

Hochst-
punktzahl

Bewer-
tung

Ausrichtung am Bedarf im Einzugs-
bereich des Projekts

z.B.

— bestehende Netzwerke, ggf.
Schwerpunkte der Bildungsregion

— Strukturen der relevanten
Bildungssysteme

— Verhiltnis Angebot — Nachfrage
auf dem Ausbildungsstellenmarkt
bzw. Arbeitsmarkt der entspre-
chenden Branchen

10

0 bis 10

Projektkonzeption

— Schlissiges Gesamtkonzept (Ziele,
Inhalte, Methoden, Ablauf sowie
Meilensteinplanung, Zertifikate,
schulische und/oder betriebliche
Rahmenbedingungen, individuelle
Voraussetzungen der Projektteil-
nehmenden, Auswahl und
Ansprache der Zielgruppe(n), an-
gemessene Qualifikation des Perso-
nals, Evaluation, Angemessenheit
der Ausgaben im Verhéltnis zur
Durchfuhrung und Zielsetzung des
Projekts

— ggf. (quantifizierbarer) Beitrag zum
Zielwert/Indikator: Anteil der Teil-
nehmenden, die an der ersten
Schwelle durch das Projekt eine
Berufsausbildung aufnehmen/Qua-
lifizierung erlangen bzw. an der
zweiten Schwelle einen Arbeits-
platz haben

30

0 bis 30

a) Gleichstellung von Frauen und
Minnern, Chancengleichheit
sowie Nichtdiskriminierung

z. B.

— geschlechtersensible Berticksich-
tigung von Berufswahlprozessen

— Beitrag zur Erh6hung der Chancen-
gleichheit von Jugendlichen mit
Migrationshintergrund

— die Vermittlung interkultureller
Kompetenzen

b) Nachhaltige Entwicklung
(6kologisch)

z. B.

— Projekt mit Bezug zu 6kologisch
nachhaltigen Branchen (Green
Jobs, Erneuerbare Energien)

— der Projekttréger ist Oko-Audit zer-
tifiziert oder hat ein individuelles
Energiekonzept/-controlling

— nachhaltiges Beschaffungssystem

c) Gute Arbeit

z. B.

— Personalstruktur des Projekttra-
gers entspricht dem Leitbild ,,Gute
Arbeit“

— Projekte, die die ,,zweite Schwelle”
— Ubergang in Beschaftigung —
zum Fordergegenstand haben,
legen das Leitbild ,,Gute Arbeit”
zugrunde

15

0 bis 15

0 bis 7

0 bis 8

Beitrag zu den Querschnittszielen
(jeweils konzeptionelle Beschreibung
der Analyse, Ziele, Mainahmen,
Evaluation)

Innovationsgehalt

Innovationsgehalt des Projekts
(inhaltlich, methodisch, regional oder
branchen- bzw. zielgruppenbezogen)

30

0 bis 30

Die Benennung der Unterpunkte dient nur der bespielhaften Veranschaulichung. Diese Unterpunkte miissen weder abschlie-
flend bearbeitet werden noch erheben sie den Anspruch auf Vollstdndigkeit. Eine Bearbeitung projektspezifischer zusétzlicher

Aspekte ist ausdriicklich erwiinscht.

Das Projekt muss bei allen Kriterien mindestens die Hélfte der Maximalpunktzahl erhalten.
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Musterfinanzierungsplan

Gesamtausgaben aller Forderjahre zusammen

1. Bildungs- und Beratungspersonal

1.1 Beziige fiir eigenes und fremdes Personal inklusive Sozialabgaben
1.2 Ausgaben fiir Honorarkrifte

1.3 Reise- und Dienstreisekosten des Bildungspersonals

1.4 Ausgaben fiir Lehrgidnge externer Einrichtungen

Summe 1.1 bis 1.4

2. Vergiitungen, Aufenthalts- und Fahrtkosten der Teilnehmerinnen und Teilnehmer
2.1 Unterhaltsgeld bzw. Leistungen an Teilnehmerinnen oder Teilnehmer
2.2 mit diesen Leistungen verbundene Abgaben

2.3 Krankenversicherungs- und Altersversorgungsabgaben
2.4 sonstige Sozialabgaben

2.5 tdgliche Fahrtkosten

2.6 tdgliche Unterkunfts- und Verpflegungskosten bei auswértigen Lehrgidngen
einschliefilich etwaiger Fahrtkosten

2.7 Kinderbetreuungskosten (Erstattung fiir Tagesmiitter etc.)

Summe 2.1 bis 2.7

3. Verbrauchsgiiter und Ausstattungsgegenstinde

3.1 Nicht abschreibungsfihige Verbrauchsgiiter fiir die Ausbildungsmafinahmen
(einschliefllich Schutzkleidung)

3.2 Ausstattungsgegenstinde — Miete und Leasing
(nur programmgebundene Geréte)

3.3 Ausstattungsgegenstinde — Abschreibungen nach dem Recht der einzelnen
Mitgliedstaaten

Summe 3.1 bis 3.3

4. Indirekte Ausgaben

4.1 Bezlige der Vorstandsmitglieder, Geschaftsfithrerinnen, Geschéftsfiihrer,
Gesellschafterinnen und Gesellschafter inklusive Sozialabgaben

4.2 Arbeitsentgelt des Verwaltungspersonals inklusive Sozialabgaben

4.3 ausbildungsgebundene Reise- und Dienstreisekosten des Verwaltungspersonals
sowie der Vorstandsmitglieder, Geschiftsfiithrerinnen, Geschiftsfihrer,
Gesellschafterinnen und Gesellschafter

4.4 Verwaltungsausgaben
4.4.1 Werbung fiir Lehrginge
4.4.2 Biromaterial
4.4.3 allgemeines Dokumentationsmaterial
4.4.4 Post- und Fernsprechgebiihren
4.4.5 Wasser, Gas und Strom
4.4.6 Steuern, Versicherung
4.4.7 Ausgaben fiir Kinderbetreuungseinrichtungen
4.4.8 Sonstige Verwaltungsausgaben
4.5 Mieten und Leasing fiir Gebdude
Summe 4.1 bis 4.5

Summe der Ausgaben

Zuwendungsfihige Nicht

Anlage 2

Ausgaben zuwendungsfihige

Ausgaben

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR
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G. Ministerium fiir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr

Richtlinie iiber die Gewihrung von Zuwendungen
zur Forderung von Existenzgriinderinnen
und Existenzgriindern
(MikroSTARTer Niedersachsen)

Erl. d. MW v. 28. 7. 2015 — 20-32329 —

— VORIS 77100 —

Bezug: a) RdErl. d. StK v. 5. 5. 2015 (Nds. MBL. S. 422)
— VORIS 64100 —
b) Erl. v. 15. 9. 2013 (Nds. MBL. S. 666)
— VORIS 77100 —

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1 Das Land gewdéhrt nach Maf3gabe dieser Richtlinie und
den VV zu § 44 LHO mit Mitteln des Européischen Fonds fiir
regionale Entwicklung (EFRE) sowie mit Mitteln des Landes
Niedersachsen Zuwendungen in Form von zweckgebundenen
Darlehen an Griinderinnen, Griinder und kleine und mittlere
Unternehmen (KMU) in den ersten fiinf Jahren nach Auf- oder
Ubernahme der Geschiftstitigkeit, um die Griindung und
Starkung nachhaltiger selbstdndiger Existenzen zu erleich-
tern.

Fir die Einstufung als KMU ist die Definition im Anhang
zur Empfehlung 2003/361/EG der Kommission vom 6. 5. 2003
(ABL EU Nr. L 124 S. 36) mafigeblich.

Mit dem Angebot der Gewédhrung eines Darlehens leistet
das Land Niedersachsen einen Beitrag dazu, die Wettbewerbs-
fahigkeit von Unternehmen zu steigern. Zugleich sollen Griin-
dungen und Unternehmensnachfolgen, insbesondere von
Kleinstgrinderinnen und Kleinstgriindern, bei der Existenzsi-
cherung sowie der Schaffung, dem Erhalt und der Sicherung
dauerhafter Arbeits- und Ausbildungspldtze unterstiitzt wer-
den. Mit der Darlehensvergabe soll einer geringen bzw. nicht
ausreichenden Eigenkapitalausstattung von Start-Ups und
jungen KMU abgeholfen werden, um die Voraussetzung zu
schaffen, die geringe Bonitét bei der Fremdkapitalvergabe bei
Kreditinstituten zu erh6éhen.

Das Forderprogramm MikroSTARTer steht grundsétzlich
allen Griinderinnen, Grindern und KMU in den ersten fiinf
Jahren nach Auf- oder Ubernahme der Geschiftstitigkeit un-
abhédngig von der Zugehorigkeit zu einer Branche oder Ziel-
gruppe offen, soweit die Fordervoraussetzungen erfiillt wer-
den. Zudem wird das Darlehen Griindungen im Haupt- wie
im Nebenerwerb gewihrt. Da Frauen héaufiger als Manner im
Nebenerwerb griinden, tragt dieses Forderprogramm dazu bei,
das Querschnittsziel Gleichstellung von Frauen und Méannern
zu unterstiitzen. Insgesamt tragt das Forderprogramm dazu
bei, die Querschnittsziele Gleichstellung und Nichtdiskrimi-
nierung zu unterstiitzen.

Das Forderprogramm MikroSTARTer richtet sich auch an
Nichterwerbstdtige und Hochschulabsolventinnen und Hoch-
schulabsolventen. Mit der Griindung oder Unternehmens-
nachfolge tritt dieser Personenkreis in den Arbeitsmarkt ein
und erhélt somit die Moglichkeit zu einem auskémmlichen
Einkommen. Damit leistet das Férderprogramm einen Beitrag
zur Umsetzung des Querschnittsziels ,,Gute Arbeit”.

1.2 Die Gewdhrung der Zuwendung erfolgt entsprechend
den Regelungen der

— Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europédischen Parla-
ments und des Rates vom 17. 12. 2013 mit gemeinsamen
Bestimmungen iiber den Europédischen Fonds fiir regionale
Entwicklung, den Europédischen Sozialfonds, den Kohési-
onsfonds, den Européischen Landwirtschaftsfonds fiir die
Entwicklung des landlichen Raums und den Europédischen
Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemeinen Be-
stimmungen tiber den Européischen Fonds fiir regionale
Entwicklung, den Europédischen Sozialfonds, den Kohési-
onsfonds und den Europidischen Meeres- und Fischerei-
fonds (ABI. EU Nr. L 347 S. 320),
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— Verordnung (EU) Nr. 1301/2013 des Européischen Parla-
ments und des Rates vom 17. 12. 2013 tiber den Europaéi-
schen Fonds fiir regionale Entwicklung und mit beson-
deren Bestimmungen hinsichtlich des Ziels ,Investitionen
in Wachstum und Beschéftigung” (ABL. EU Nr. L. 347 S. 289),

— Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom
18. 12. 2013 tber die Anwendung der Artikel 107 und 108
des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union
auf De-minimis-Beihilfen (ABI. EU Nr. L. 352 S. 1) — im
Folgenden: De-minimis-Verordnung — sowie der

— Rahmenregelungen der Allgemeinen Nebenbestimmun-
gen fir Zuwendungen zur Projektférderung EFRE/ESF
(ANBest-EFRE/ESF) — Bezugserlass zu a —

in den jeweils geltenden Fassungen.

1.3 Soweit nichts anderes bestimmt ist, gelten die in dieser
Richtlinie enthaltenen Regelungen fiir das gesamte Landesge-
biet, also fiir das Programmgebiet der Regionenkategorie
»Ubergangsregion“ (UR) — Artikel 90 Abs. 2 Buchst. b der
Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 —, bestehend aus den Land-
kreisen Celle, Cuxhaven, Harburg, Heidekreis, Liichow-Dan-
nenberg, Liineburg, Osterholz, Rotenburg (Wiimme), Stade,
Uelzen und Verden, sowie fiir das aus dem tibrigen Landesge-
biet bestehende Programmgebiet der Regionenkategorie ,,stér-
ker entwickelte Region“ (SER) — Artikel 90 Abs. 2 Buchst. ¢
der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 —.

1.4 Ein Anspruch der Antragstellerin oder des Antragstellers
auf die Gewdhrung einer Zuwendung bzw. eines Darlehens
nach dieser Richtlinie besteht nicht. Die Bewilligungsstelle
entscheidet aufgrund ihres pflichtgemédflen Ermessens im
Rahmen verfiigharer Haushaltsmittel.

1.5 Soweit Zuwendungen nach dieser Richtlinie staatliche
Beihilfen geméaf} Artikel 107 Abs. 1 des Vertrags tiber die Ar-
beitsweise der Europdischen Union (im Folgenden: AEUV)
darstellen, findet die De-minimis-Verordnung Anwendung.

2. Gegenstand der Forderung

2.1 Es werden verzinsliche Darlehen an Griinderinnen,
Griinder und KMU in den ersten fiinf Jahren nach Auf- oder
Ubernahme der Geschaftstitigkeit gewéhrt, um die Griindung
und Starkung nachhaltiger selbstédndiger Existenzen zu er-
leichtern.

Die Aufnahme der Geschiiftstatigkeit gilt ab dem Zeitpunkt
der Gewerbeanmeldung, des Handelsregistereintrags, der Mel-
dung an das Finanzamt iiber die Geschiftsaufnahme oder des
Eintrags in die Handwerksrolle als erfolgt.

Finanziert werden Ausgaben, die im Zusammenhang mit
dem Vorhaben zur Griindung oder Erweiterung/Wachstum des
Unternehmens stehen. Nummer 1.4 der ANBest-EFRE/ESF
findet keine Anwendung.

2.2 Von der Forderung ausgeschlossen sind Vorhaben, fir
die eine Forderung aus EFRE-Mitteln anderer Landes- oder
Bundesprogramme oder aus anderen Mitteln der EU, insbe-
sondere des Europidischen Sozialfonds (ESF), des Europii-
schen Fonds fir die Entwicklung des landlichen Raums
(ELER) oder des Europdischen Meeres- und Fischereifonds
(EMFF) erfolgt; dies gilt nicht, soweit die Voraussetzungen des
Artikels 65 Abs. 11 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 zur
Unterstiitzung eines Vorhabens aus einem oder mehreren Eu-
ropdischen Struktur- und Investitionsfonds (ESI-Fonds) oder
aus einem oder mehreren Programmen und aus anderen Uni-
onsinstrumenten gegeben sind.
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3. Zuwendungsempfingerinnen, Zuwendungsempfinger

3.1 Zuwendungsempfingerinnen und Zuwendungsempfan-

ger bzw. Endbegtinstigte sind

— natirliche Personen, die die Griindung eines Unterneh-
mens in Niedersachsen planen,

— natiirliche Personen, die eine Unternehmensnachfolge in
Niedersachsen anstreben, oder

— KMU mit einer Betriebsstétte in Niedersachsen, die sich in
den ersten fiinf Jahren nach Aufnahme der Geschéftstétig-
keit befinden.

3.2 Sanierungsfille und Unternehmen in Schwierigkeiten

i. S. der Leitlinien der Europdischen Kommission fiir staatli-

che Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung nichtfinan-

zieller Unternehmen in Schwierigkeiten (ABl. EU Nr. C 249

vom 31. 7. 2014 S. 1) sind von einer Forderung ausgeschlos-

sen.

4. Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Die Antragstellerin oder der Antragsteller muss

— die Betriebsstétte bzw. zukiinftige Betriebsstétte in Nieder-
sachsen haben,

— als Bestandteil des Antragsformulars ein Unternehmens-
konzept vorlegen,

— als Bestandteil des Antragsformulars einen Finanzierungs-
plan vorlegen und damit eine vorhabenbezogene Finanzie-
rungsliicke zur Realisierung des Vorhabens nachweisen.

4.2 Voraussetzungen fiir die Gewdhrung eines Darlehens

sind der Nachweis tber eine positive Kreditwiirdigkeitsprii-

fung, eine vor Antragstellung erhaltene Erstberatung zum

Vorhaben sowie die Vorlage einer beftirwortenden fachkundi-

gen Stellungnahme einer bei der NBank hierfiir gelisteten Ins-

titution. Eine Ubersicht iiber die gelisteten Institutionen ist
unter www.nbank.de abrufbar.

4.3 Bei der Antragsbearbeitung sind zur Beurteilung der

Forderwiirdigkeit folgende Qualititskriterien zu prifen:

4.3.1 fir Existenzgriinderinnen und Existenzgriinder sowie
junge Unternehmen (jiinger als ein Jahr):
Projektkonzeption zur Erreichung des spezifischen
Ziels:

— Schlissigkeit des Unternehmenskonzepts,
— Griinderpersonlichkeit,
Bonitétsprifung;

4.3.2 fiar Unternehmen — &lter als ein Jahr —:
Projektkonzeption zur Erreichung des spezifischen
Ziels:

— Schlussigkeit des Unternehmenskonzepts,
— Unternehmerpersonlichkeit,
bisherige Unternehmensentwicklung,
Bonitétsprifung.
Die Qualitatskriterien und die jeweilige Gewichtung (Sco-
ring-Modell) sind aus der Anlage ersichtlich.

5. Art, Umfang und Héhe der Férderung

5.1 Die Zuwendung wird als verzinsliches riickzahlbares
Darlehen in Form einer Festbetragsfinanzierung zur Projekt-
férderung gewdhrt.

5.2 Die Hohe der Forderung ist auf die im Finanzierungs-
plan darzulegende vorhabenbezogene Finanzierungsliicke zur
Realisierung des Vorhabens in Niedersachsen begrenzt.

5.3 Soweit Zuwendungen nach dieser Richtlinie staatliche
Beihilfen gemaf} Artikel 107 Abs. 1 AEUV darstellen, diirfen
die in Artikel 3 Abs. 2 der De-minimis-Verordnung genannten
Hochstbetrage nicht tiberschritten werden.

5.4 Nicht forderfahig ist der Kauf von bebauten und unbe-
bauten Grundstiicken.

5.5 Die Zuwendung wird zu folgenden Konditionen ge-
wihrt:

— die Auszahlung des Darlehens erfolgt zu 100 %,

— die Darlehenshohe betrdgt mindestens 5 000 und hochs-
tens 25 000 EUR,

— die Laufzeit betrdgt mindestens zwei und hochstens finf
Jahre,

— die Riickzahlung erfolgt monatlich ratierlich mit maximal
zwei tilgungsfreien Jahren,

— es wird ein fester Zinssatz fir die gesamte Darlehenslauf-
zeit (aktueller Zinssatz unter www.nbank.de) gewihrt,

— eine vorzeitige Riickzahlung oder Sondertilgung ist kos-
tenlos jederzeit moglich,

— es wird keine Bearbeitungsgebiihr fiir die Darlehensge-
wihrung und -bearbeitung erhoben und

— es ist keine Besicherung erforderlich.

Bei mehreren Gesellschafterinnen und Gesellschaftern ist
eine gemeinsame Darlehensbeantragung erforderlich. Bei ju-
ristischen Personen kann die Vorlage einer Burgschaft der Ge-
sellschafterinnen und Gesellschafter verlangt werden.

Die Auszahlung des Darlehens erfolgt bei einer Griindung
erst nach Vorlage der Gewerbeanmeldung, des Handelsre-
gistereintrags, der Bestitigung des Finanzamtes zur Beantra-
gung einer freiberuflichen Tatigkeit oder des Eintrags in der
Handwerksrolle.

5.6 Eine erneute Forderung nach dieser Richtlinie kann erst
dann in Anspruch genommen werden, wenn die vollstandige
Riickzahlung der Darlehenssumme erfolgt ist.

5.7 Nummer 8.7 der VV zu § 44 LHO findet keine Anwen-
dung.

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1 Die ANBest-EFRE/ESF sind unverdndert zum Bestandteil
des Darlehnsvertrages zu machen. Sie ersetzen die ANBest-P
und ANBest-Gk. Abweichungen von den Regelungen der
ANBest-EFRE/ESF sind in den Darlehnsvertrag aufzunehmen.

6.2 Neben den Priifrechten aus Nummer 9 ANBest-EFRE/
ESF und den Mitwirkungspflichten aus Nummer 10 ANBest-
EFRE/ESF ist die Zuwendungsempfingerin oder der Zuwen-
dungsempfinger insbesondere zu verpflichten, bei der Erfas-
sung der Daten in der geforderten Differenzierung und bei der
Bewertung der Forderung nach dieser Richtlinie mitzuwir-
ken. Die hierfiir erforderliche Software wird internetgestiitzt
zur Verfiigung gestellt und ist zu verwenden. Der Antrag ist
iber das Kundenportal der NBank elektronisch zu erstellen.

6.3 Abweichend zu Nummer 5.2 ANBest-ESF/EFRE gilt die
Ausnahmeregelung auch bei einer Festbetragsfinanzierung,
sofern der Betrag der Zuwendung 25 000 EUR betrégt.

7. Anweisungen zum Verfahren

7.1 Fir die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuwendung sowie fir den Nachweis und die Priifung der Ver-
wendung, die ggf. erforderliche (Teil-) Kiindigung des Darle-
hensvertrages sowie die Forderung zur (Teil-) Riickzahlung
des gewéhrten Darlehens gelten die VV zu § 44 LHO sowie die
ANBest-EFRE/ESF, soweit nicht in dieser Richtlinie Abwei-
chungen zugelassen sind.

7.2 Bewilligungsstelle ist die Investitions- und Forderbank
Niedersachsen (NBank), Giinther-Wagner-Allee 12—16, 30177
Hannover.

7.3 Die Bewilligungsstelle stellt die fiir die Antragstellung,
den Darlehensabruf und den Verwendungsnachweis erforder-
lichen Informationen auf ihren Internetseiten (www.nbank.de)
bereit. Die Bewilligungsstelle schliefit mit der Zuwendungs-
empfingerin oder dem Zuwendungsempfinger einen Darle-
hensvertrag. Soweit Zuwendungen nach dieser Richtlinie
staatliche Beihilfen gemaf} Artikel 107 Abs. 1 AEUV darstel-
len, ist durch die Bewilligungsstelle die Einhaltung samtlicher
Voraussetzungen der De-minimis-Verordnung sicherzustellen.

7.4 Vor der Bewilligung wird das schriftliche Einverstdndnis
der Zuwendungsempfingerinnen und Zuwendungsempfin-
ger dazu eingeholt, in der Liste der Vorhaben veroffentlicht zu
werden (vgl. Artikel 115 Abs. 2, Anhang XII Nr. 1 der Verord-
nung [EU] Nr. 1303/2013).

7.5 Als Verwendungsnachweis, abweichend von Nummer 6
ANBest-ESF/EFRE, verpflichtet sich die Darlehensnehmerin
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oder der Darlehensnehmer, ein Jahr nach Auszahlung einen
Nachweis zu erbringen, der die Existenz des Unternehmens
nachweist. Der Nachweis kann insbesondere durch einen ak-
tuellen Auszug aus dem Gewerberegister oder dem Handelsre-
gister oder durch eine Bestdtigung des Finanzamtes erbracht
werden. Zeitgleich legt die Zuwendungsempfangerin oder der
Zuwendungsempfdnger einen Sachbericht zum Projekt bei
der NBank vor.

7.6 Die Ubermittlung elektronischer Dokumente sowie das
Ersetzen der Schriftform durch die elektronische Form sind
nach Maflgabe der fiir die elektronische Kommunikation gel-

tenden Vorschriften des NVwVI{G in seiner jeweils geltenden
Fassung zuldssig.

8. Schlussbestimmungen

Dieser Erl. tritt am 1. 8. 2015 in Kraft und mit Ablauf des
31. 12. 2023 aufler Kraft. Der Bezugserlass zu b tritt mit Ab-
lauf des 31. 7. 2015 aufler Kraft.

An die
Investitions- und Foérderbank Niedersachsen (NBank)

— Nds. MBL. Nr. 29/2015 S. 974

Anlage

Bewertung von Zuwendungsantrigen
nach der Richtlinie iiber die Gewédhrung von Zuwendungen
zur Forderung von Existenzgriinderinnen und Existenzgriindern
(MikroSTARTer Niedersachsen)

1. Kriterien fiir Existenzgriinderinnen und Existenzgriinder sowie junge Unternehmen (jiinger als ein Jahr):

Qualitatssicherungssystem Bewertung
Gesamtbewertung und Zusammensetzung der fachlichen*) Bewertungskomponente

Hochstpunktzahl 100
Mindestpunktzahl 60

A. Projektkonzeption zur Erreichung des spezifischen Ziels

1. Schlussigkeit des Unternehmenskonzepts

— Zielgruppe plausibel identifiziert
— geeignete Werbe- und Vertriebsmafinahmen geplant

— Markt-, Wettbewerbs- und Konkurrenzsituation ausreichend analysiert

bis zu 30 Punkte, davon
bis zu 10
bis zu 10
bis zu 10

2. Griinderpersonlichkeit
— fachliche Qualifikationen
— kaufminnische Qualifikationen

bis zu 50 Punkte, davon
bis zu 25
bis zu 25

B. Bonitétspriifung

bis zu 20 Punkte

2. Kriterien fiir Unternehmen — ilter als ein Jahr —

Qualitédtssicherungssystem Bewertung
Gesamtbewertung und Zusammensetzung der fachlichen*) Bewertungskomponente

Hochstpunktzahl 100
Mindestpunktzahl 60

A. Projektkonzeption zur Erreichung des spezifischen Ziels

1. Schlussigkeit des Unternehmenskonzepts

— Zielgruppe plausibel identifiziert
— geeignete Werbe- und Vertriebsmafinahmen geplant

— Markt-, Wettbewerbs- und Konkurrenzsituation ausreichend analysiert

bis zu 30 Punkte, davon
bis zu 10
bis zu 10
bis zu 10

2. Unternehmerpersonlichkeit

bis zu 25 Punkte

B. Bisherige Unternehmensentwicklung

bis zu 25 Punkte

C. Bonititspriifung

bis zu 20 Punkte

*) Kein regional bedeutsames Programm mit darauf entfallender Bewertung.
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H. Ministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Richtlinie iiber die Gewihrung von Zuwendungen
fiir die besonders tiergerechte Haltung von Nutztieren
(Richtlinie Tierwohl)

RdErl. d. ML v. 1. 7. 2015 — 104-60171/02/2015 —

— VORIS 78900 —

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1 Das Land Niedersachsen gewdhrt nach Mafgabe dieser
Richtlinie und der VV zu § 44 LHO unter ausschliefilicher fi-
nanzieller Beteiligung der EU auf der Basis von Artikel 33 der
Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 sowie den unten aufgefiihr-
ten Verordnungen Zuwendungen an landwirtschaftliche Be-
triebe zur Forderung einer besonders tiergerechten Haltung
von Nutztieren.

Dazu zihlen die Férdermafinahmen
— besonders tiergerechte Haltung von Legehennen (T 1),
— besonders tiergerechte Haltung von Mastschweinen (T 2).

Mit der Férderung von besonders tiergerechten Haltungs-
verfahren von Nutztieren soll ein zusétzlicher Anreiz zur frei-
willigen und vorzeitigen Umsetzung des Tierschutzplans Nie-
dersachsen gegeben werden

1.2 Die Gewihrung der Zuwendung erfolgt nach folgenden
Rechtsgrundlagen:

— Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europédischen Parla-
mentes und des Rates vom 17. 12. 2013 tber die Forde-
rung der landlichen Entwicklung durch den Européischen
Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des ldndlichen
Raums (ELER) und zur Aufhebung der Verordnung (EG)
Nr. 1698/2005 (ABL. EU Nr. L 347 S. 487), zuletzt gedndert
durch Delegierte Verordnung (EU) 2015/791 der Kommis-
sion vom 27. 4. 2015 (ABL EUNr. L. 127 S. 1),

— Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europédischen Parla-
ments und des Rates vom 17. 12. 2013 iiber die Finanzie-
rung, die Verwaltung und das Kontrollsystem der Gemein-
samen Agrarpolitik und zur Authebung der Verordnungen
(EWG) Nr. 352/78, (EG) Nr. 165/94, (EG) Nr. 2799/98, (EG)
Nr. 814/2000, (EG) Nr. 1290/2005 und (EG) Nr. 485/2008
des Rates (ABL. EU Nr. L 347 S. 549), gedndert durch Ver-
ordnung (EU) Nr. 1310/2013 des Europédischen Parlaments
und des Rates vom 17. 12. 2013 (ABL. EU Nr. L 347 S. 865),

— Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 des Européischen Parla-
ments und des Rates vom 17. 12. 2013 mit Vorschriften
iber Direktzahlungen an Inhaber landwirtschaftlicher Be-
triebe im Rahmen von Stiitzungsregelungen der Gemein-
samen Agrarpolitik und zur Aufhebung der Verordnung
(EG) Nr. 637/2008 des Rates und der Verordnung (EG)
Nr. 73/2009 des Rates (ABl. EU Nr. L 347 S. 608), zuletzt
gedndert durch Delegierte Verordnung (EU) 2015/851 der
Kommission vom 27. 3. 2015 (ABl. EU Nr. L 135 S. 8),

— Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 809/2014 vom 17. 7.
2014 mit Durchfithrungsbestimmungen zur Verordnung
(EU) Nr. 1306/2013 des Européischen Parlaments und des
Rates hinsichtlich des integrierten Verwaltungs- und Kon-
trollsystems, der Mafinahmen zur Entwicklung des ldndli-
chen Raums und der Cross-Compliance (ABl. EU Nr. L 227
S. 69), gedndert durch Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/
747 der Kommission vom 11. 5. 2015 (ABL. EU Nr. L 119
S. 21),

— Delegierte Verordnung (EU) Nr. 640/2014 der Kommission
vom 11. 3. 2014 zur Ergidnzung der Verordnung (EU)
Nr. 1306/2013 des Europédischen Parlaments und des Rates
in Bezug auf das integrierte Verwaltungs- und Kontrollsys-
tem und die Bedingungen fir die Ablehnung oder Riick-
nahme von Zahlungen sowie fiir Verwaltungssanktionen
im Rahmen von Direktzahlungen, Entwicklungsmafinah-
men fir den ldndlichen Raum und der Cross-Compliance
(ABL. EU Nr. L 181 S. 48).

— Richtlinie fiir die Ermittlung des gemeinen Wertes von Ge-
fligel (RdAErl. des ML vom 11. 4. 2005, Nds. MBL. S. 292) in
der bis zum 31. 12. 2012 geltenden Fassung.

1.3 Ein Anspruch auf Gewidhrung der Zuwendung besteht
nicht, vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehérde aufgrund
ihres pflichtgeméfien Ermessens im Rahmen der verfiigbaren
Haushaltsmittel.

2. Gegenstand der Forderung

Gegenstand der Forderung ist die besonders tiergerechte
Haltung von Legehennen und/oder Mastschweinen.

Der Verpflichtungszeitraum betrdgt ein Jahr und beginnt
mit dem 1. Dezember im Jahr der Antragstellung.

3. Zuwendungsempfinger

Zuwendungsempfingerinnen und Zuwendungsempfinger
sind Betriebsinhaberinnen und Betriebsinhaber i. S. des Arti-
kels 9 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013, unabhiéngig von
der Rechtsform des Betriebes, die eine landwirtschaftliche Té-
tigkeit austiben und den Betrieb selbst bewirtschaften.

4. Zuwendungsvoraussetzungen
4.1 Eine Zuwendung kann nur gewdhrt werden, wenn

4.1.1 die Tiere, fiir die eine Férderung beantragt wird, in Nie-
dersachsen gehalten werden,

4.1.2 der Betrieb fiir die Dauer der Verpflichtung selbst be-
wirtschaftet wird,

4.1.3 freiwillig eine der in Nummer 1.1 genannten Forder-
mafinahme durchgefiihrt wird, die nicht bereits aufgrund
einer gesetzlichen oder behordlichen Regelung einzu-
halten ist.

4.2 Die Zuwendungsempfingerinnen und Zuwendungs-
empfinger verpflichten sich, wihrend des Verpflichtungszeit-
raumes im gesamten Betrieb die verbindlichen Anforderun-
gen der Artikel 91 bis 95 und des Anhangs II der Verordnung
(EU) Nr. 1306/2013 einzuhalten.

4.3 FEine Forderung fir Legehennen erfolgt nur, wenn alle
Tiere der Stalleinheit nach den nachfolgend genannten Be-
stimmungen gehalten werden.

4.3.1 Die Stalleinheit ist ein rdumlich getrennter und ein-
deutig abgegrenzter Bereich, in dem Tiere gehalten werden.
Eine Durchmischung von Tieren ohne kupiertes Kérpergewebe
mit Tieren, deren Kérpergewebe kupiert wurde (z. B. Kupie-
ren der Schnibel), ist nicht zuléssig.

4.3.2 Jedem Tier muss mindestens die folgende nutzbare Bo-

denfldche i. S. von § 13 a Abs. 2 TierSchNutztV zur Verfi-
gung gestellt werden:

— bei Haltung der Legehennen auf einer Ebene maximal
7 Legehennen je m? nutzbarer Stallgrundflédche,

— bei Haltung der Legehennen auf mehreren Ebenen maxi-
mal 14 Legehennen je m? nutzbarer Stallgrundflédche.

4.3.3 Den Tieren sind erhohte Sitzstangen oder Sitzplétze
auf mindestens zwei unterschiedlichen Héhen anzubieten.

4.3.4 Zur Futterung ist Mehlfttterung (grob gemahlenes Fut-
ter mit einheitlicher Struktur), gekriimeltes Futter oder Ganz-
kornerfutter zu verwenden.

4.3.5 Die Kafighaltung und das Halten von Tieren mit ku-
piertem Korpergewebe (z. B. gekiirzter Schnabel) sind unter-
sagt.
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4.3.6 Die Nester miissen gleichméafig tiber den Stall verteilt
sein und Barrieren zu weiteren Nestern aufweisen, um An-
haufung und Driicken von Tieren zu vermeiden.

Fiir hochstens sieben Legehennen muss ein Nest von 35 Zen-
timetern mal 25 Zentimetern vorhanden sein. Im Fall von
Gruppennestern muss fir jeweils hochstens 100 Legehennen
eine Nestfliche von mindestens einem m? vorhanden sein.

4.3.7 Den Tieren ist jederzeit Zugang zu Bereichen mit Ein-
streu zu gewdhren.

Als Einstreu gelten organische Materialien die den Boden in
den dafiir vorgesehenen Bereichen ganzflachig bedecken und
geeignet sind, die Ausscheidungen der Tiere aufzunehmen.
Die Einstreu muss manipulierbares Material enthalten. Sie muss
locker, trocken, qualitativ hochwertig und gesundheitlich un-
bedenklich sein.

4.3.8 Zusitzlich zur Einstreu sind stédndig mindestens zwei
verdnderbare Materialien fir die Beschéftigung der Tiere bzw.
zum Bepicken und Hacken geeignete Materialien anzubieten.
Diese Materialien miissen hygienisch und futtermittelrecht-
lich unbedenklich sein.

4.4 Voraussetzung fiir die Forderung bei Mastschweinen ist,
dass

— mit dem Antrag spezifische Kriterien zur Verbesserung des
Tierwohls nach der als Anlage beigefiigten Liste angege-
ben werden und mindestens 10 Punkte erreicht werden.
Die im Antrag von der Antragstellerin oder vom Antrag-
steller angegebenen Kriterien zur Verbesserung des Tier-
wohls sind fiir Mastschweine ab einem Gewicht von 30 kg
verbindlich einzuhalten;

— die Aufzucht der Ferkel im Betrieb der Antragstellerin
oder des Antragstellers erfolgt oder eine feste, dauerhafte
Lieferbeziehung zu dem Betrieb nachgewiesen wird, in
dem die Geburt sowie die Aufzucht der beantragten Tiere
erfolgt.

Eine Forderung bei Mastschweinen erfolgt nur, wenn die
folgenden Bestimmungen erfiillt werden:

4.4.1 Die beantragten Tiere miissen von einem Betrieb stam-
men, der an einer vom ML anerkannten Beratung zum Tier-
wohl in der Ferkelaufzucht teilgenommen hat.

4.4.2 Die Antragstellerin oder der Antragsteller muss an ei-
ner vom ML anerkannten Beratung zum Tierwohl bei der Hal-
tung von Mastschweinen teilgenommen haben.

4.4.3 Es missen jederzeit mindestens 70 % der beantragten
Mastschweine einen intakten Ringelschwanz ohne Verluste
bzw. Teilverluste aufweisen.

4.4.4 Die Haltung von Mastschweinen mit kupierten und
unkupierten Schwénzen in einer Gruppe ist untersagt. Davon
kann nur ausnahmsweise in tiermedizinisch begriindeten Ein-
zelfdllen abgewichen werden.

4.4.5 Die beantragten Tiere durfen nur in Gruppen mit
hochstens 50 Tieren gehalten werden. Ausnahmen sind bei
besonders tiergerechten Stéllen mit strukturierten Aktivitats-
bereichen wie Fresszone, Strohliegezone und Auslauf moglich.

5. Art, Umfang und Héhe der Zuwendung

5.1 Die Zuwendung wird als nicht riickzahlbarer Zuschuss
in Form einer Festbetragsfinanzierung zur Projektférderung
gewdhrt.

5.2 Der jahrliche Zuwendungsbetrag einer Fordermafinah-
me nach dieser Richtlinie muss je Zuwendungsempfingerin
oder Zuwendungsempfinger auf Basis der ermittelten Tiere
tber 500 EUR/Jahr liegen (Bagatellgrenze).

5.3 Nicht geférdert werden kann die Haltung in Stalleinhei-
ten, fiir die eine Forderung der Legehennen- oder Mastschwei-
nehaltung nach der Richtlinie tiber die Gewédhrung von Zu-
wendungen zur Forderung von investiven Mafinahmen land-
wirtschaftlicher Unternehmen in Niedersachsen und Bremen
(Agrarinvestitionsforderungsprogramm) ab dem Jahr 2014 ge-
wihrt wurde.
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5.4 Die Hohe der Zuwendung fiir die besonders tiergerechte
Haltung von Legehennen betragt jahrlich 500 EUR je Grof-
vieheinheit (GVE).

Zur Ermittlung der GVE fiir die Antragstellung bzw. fir die
Gewdhrung der Zuwendung betrdgt der Umrechnungsfaktor
0,0034 GVE je Legehenne.

Bemessungsgrundlage fiir die Zuwendung ist die beantragte
durchschnittliche Tierzahl der Stalleinheit bezogen auf GVE,
die im Verpflichtungszeitraum besonders tiergerecht gehalten
werden kann. Diese darf nicht grofler sein, als die tatsdchlich
ermittelte durchschnittliche Tierzahl der Stalleinheit.

Die zur Berechnung der Zuwendung zu berticksichtigende
Tierzahl errechnet sich aus der nutzbaren Bodenfldche der
Stalleinheit und dem maximalen Besatz nach Nummer 4.3.2
sowie unter Berticksichtigung von Tierverlusten i. S. von § 16
TierGesG. Zur Berechnung der Anzahl der forderfahigen Tiere
werden Tierverluste mit einer Verlustrate von 15 % auf Grund-
lage der Einstallungsunterlagen berticksichtigt.

Wird anhand der férderspezifischen Aufzeichnungen eine
geringere ermittelte Tierzahl festgestellt, wird diese bertick-
sichtigt.

Die Zuwendung kann fiir maximal 6 000 Tiere gewdhrt
werden.

5.5 Die Hohe der Zuwendung fir die besonders tiergerechte
Haltung von Mastschweinen betragt 16,50 EUR je Tier.

Zur Ermittlung der GVE betrdgt der Umrechnungsfaktor
0,13 GVE je Mastschwein bei Betrachtung der gesamten Mast-
dauer.

Bemessungsgrundlage fiir die Zuwendung ist die beantragte
Tierzahl, die im Verpflichtungszeitraum besonders tiergerecht
gehalten und zur Schlachtung vermarktet wird.

Dies ist die maximal forderfidhige Tierzahl.

Die Zuwendung kann fiir maximal 1 000 Tiere je Mast-
durchgang gewdhrt werden.

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1 Bei der Forderung von Legehennen ist jede Herde, fir
die eine Zuwendung beantragt wird, mindestens einmal im
Verpflichtungszeitraum von einer Tierédrztin oder einem Tier-
arzt hinsichtlich der Tiergesundheit i. S. der Richtlinie zu be-
gutachten. Diese Begutachtung ist im letzten Monat vor dem
Ausstallen, spétestens aber bis zum 1. November vorzuneh-
men. Dabei ist durch die Tieradrztin oder den Tierarzt eine Be-
scheinigung nach vorgegebenem Muster zu erstellen; diese ist
durch die Antragstellerin oder den Antragsteller innerhalb ei-
nes Monats nach Ablauf des Verpflichtungszeitraums bei der
Bewilligungsbehorde einzureichen.

6.2 Bei der Forderung von Mastschweinen ist der Bestand,
fiir den eine Zuwendung beantragt wird, von einer Tierdrztin
oder einem Tierarzt hinsichtlich der Tiergesundheit i. S. der
Richtlinie zu begutachten. Dabei ist durch die Tierédrztin oder
den Tierarzt eine Bescheinigung nach vorgegebenem Muster
zu erstellen; diese ist durch die Antragstellerin oder den An-
tragsteller innerhalb eines Monats nach Ablauf des Verpflich-
tungszeitraums bei der Bewilligungsbehérde einzureichen.

Bei Anwendung des Rein-Raus-Verfahrens ist diese Begut-
achtung je Mastzyklus durchzufiihren. Die Begutachtung muss
dabei jeweils im letzten Monat vor dem Ausstallen, spatestens
aber bis zum 1. November erfolgen.

Bei einem kontinuierlichen Ersatz von Tieren sind im Ver-
pflichtungszeitraum mindestens drei dieser Begutachtungen
mit einem Abstand von jeweils mindestens drei Monaten
durchzufthren.

6.3 Durch die Antragstellerin oder den Antragsteller sind
forderspezifische Aufzeichnungen nach einem vorgegebenen
Muster zu fithren und innerhalb eines Monats nach Ablauf
des Verpflichtungszeitraums der Bewilligungsbehérde vorzu-
legen.

6.4 Eine Inanspruchnahme anderer 6ffentlicher Mittel oder

Vergiinstigungen fiir vergleichbare Leistungen oder Bedin-
gungen ist nicht zuléssig.
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6.5 Die Zuwendungsempfingerin oder der Zuwendungs-
empfanger ist verpflichtet,

— der Bewilligungsbehorde unverziiglich die Tatsachen mit-
zuteilen, die der Bewilligung, Weitergewdhrung, Inanspruch-
nahme oder dem Belassen der Zahlung entgegenstehen
oder fiir eine Rickforderung der Zahlung erheblich sind,

— sdmtliche Belege mindestens bis zum sechsten Jahr nach
Ablauf des Verpflichtungszeitraums auf dem Betrieb auf-
zubewahren,

— eine Uberpriifung der beantragten FérdermaBnahmen
durch die Bewilligungs- und Aufsichtsbehorde und den LRH
sowie durch deren Beauftragte zuzulassen, Beauftragten
der EU und des Landes Niedersachsen auf Verlangen Ein-
blick in die entsprechenden Unterlagen zu gewédhren, zum
Zweck der Evaluierung der jeweiligen Fordermafinahme
die erforderlichen Auskinfte zu erteilen sowie ein Betre-
tungsrecht fiir alle Betriebsfldchen und Betriebsraume ein-
zurdumen.

6.6 Werden die in Nummer 4.2 genannten Grundanforde-
rungen so gedndert, dass sie auch Verpflichtungsinhalte der
Fordermalnahmen dieser Richtlinie beriihren, sind die be-
troffenen Verpflichtungsinhalte und die Héhe der Zuwen-
dung entsprechend anzupassen. Werden diese Anpassungen
von der Zuwendungsempfingerin oder vom Zuwendungs-
empfanger nicht akzeptiert, so endet damit ihre oder seine
Verpflichtung.

Das Land Niedersachsen kann eine umgehende Anderung
der betroffenen Verpflichtungsinhalte, der Hohe der Zuwen-
dung oder der Laufzeit der Verpflichtung verlangen, wenn
Anderungen am Rechtsrahmen der Férderung vorgenommen
werden. Wird eine solche Anpassung von der Bewirtschafte-
rin oder vom Bewirtschafter nicht akzeptiert, so endet damit
ihre oder seine Verpflichtung.

Das Land Niedersachsen kann eine umgehende Anderung
der betroffenen Verpflichtungsinhalte und der Hohe der Zu-
wendung verlangen, soweit diese aufgrund von Kontrollen
z. B. der Europédischen Kommission oder aufgrund von gene-
rellen Anderungen oder Erginzungen der genehmigten Pro-
grammplanungsdokumente des Landes fiir die Forderung der
Entwicklung des landlichen Raums nach der Verordnung
(EU) Nr. 1305/2013 erforderlich sind.

7. Anweisungen zum Verfahren
7.1 Anwendung der LHO

Fir die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zu-
wendung sowie fiir den Nachweis und die Priifung der Ver-
wendung und die ggf. erforderliche Authebung des Zuwen-
dungsbescheides und die Riickforderung der gewdhrten Zu-
wendung gelten die VV zu § 44 LHO, soweit nicht in dieser
Richtlinie Abweichungen zugelassen worden sind.

Im gesamten Zuwendungsverfahren findet das in Titel IV

Kapitel I der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 vorgesehene in-
tegrierte Verwaltungs- und Kontrollsystem Anwendung.

7.2 Bewilligungsbehorde
Bewilligungsbehorde ist die LWK.

7.3 Antrige

Zuwendungen werden nur auf schriftlichen Antrag geméafd
amtlichem Vordruck gewéhrt.

Antrdge konnen nur in einer festgesetzten Zeit und fir die
vorgesehenen Fordermafinahmen gestellt werden.

Die Antragsformulare und der Zeitraum, in dem Antrdge
auf Teilnahme an der Fordermafinahme gestellt werden kon-
nen, werden im Internet auf der Seite www.tierwohl.nieder-
sachsen.de bekanntgegeben.

7.4 Bewilligung

Reichen die Haushaltsmittel nicht fiir die Bewilligung aller
neuen Antrdge aus, wird durch das ML eine Bewilligungsrei-
henfolge festgelegt, die insbesondere folgende Punkte bertick-
sichtigen kann:

— die Bewertung der Haltung hinsichtlich ihres Beitrags zum
Tierwohl (fiir Mastschweine ist das die Liste in der Anlage),

— die Antragstellung auf eine Anschlussférderung (Beibehal-
tung der Férdermafinahme) bei erfolgreicher Durchfithrung
der Fordermafinahme im Vorjahr.

7.5 Auszahlung der Zuwendung

Die Auszahlung und Buchung der Fordermittel sowie die
Abrechnung gegentiber dem ELER erfolgt durch die EU-Zahl-
stelle des ML.

Die Zuwendung wird geméafl Artikel 75 der Verordnung
(EU) Nr. 1306/2014 von der Zahlstelle jahrlich nach dem 1. De-
zember des auf die Bewilligung folgenden Jahres, spétestens
jedoch bis zum darauffolgenden 30. Juni auf das von der An-
tragstellerin oder vom Antragsteller bestimmte Konto gezahlt,
sofern sie oder er zuvor gegeniiber der Bewilligungsbehorde
schriftlich die Auszahlung beantragt und versichert hat, dass
die Bewilligungsvoraussetzungen eingehalten sind und wei-
terhin vorliegen.

Der Auszahlungsantrag ist nach Artikel 13 Abs. 1 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 809/2014 formgebunden bis spétestens zum
15. Mai des Jahres vorzulegen, in dem der Verpflichtungszeit-
raum endet.

7.6 Kontrolle

Die Bewilligungsbehorde tiberpriift nach Mafigabe der Ver-
ordnungen (EU) Nr. 1305/2013 und Nr. 1306/2013 sowie den
hierzu ergangenen delegierten Rechtsakten und Durchfithrungs-
bestimmungen, ob die Voraussetzungen vorlagen oder noch
vorliegen und die eingegangenen Verpflichtungen erfiillt wur-
den oder werden. Uber die Kontrollen sind Niederschriften an-
zufertigen. Ndheres wird durch Dienstanweisungen geregelt.

7.7 Ahndung von Verstoflen (Sanktionen)
7.7.1 Anwendung von Verwaltungssanktionen

Abweichungen von den eingegangenen Verpflichtungen
werden nach den Regelungen des Artikels 77 der Verordnung
(EU) Nr. 1306/2013 und der Verordnung (EU) Nr. 640/2014
geahndet.

7.7.2 Abweichungen aufgrund der Zahl der Tiere

Die Ahndung von Abweichungen aufgrund der Zahl der
Tiere erfolgt geméafy den Bestimmungen von Titel II Kapitel 4
Abschnitt 4 der Verordnung (EU) Nr. 640/2014.

7.7.3 Nichteinhaltung von Forderkriterien und Forderbedin-
gungen
Die Nichteinhaltung von Foérderkriterien und Forderbedin-
gungen ist gemafl den Artikeln 35 und 36 der Verordnung (EU)
Nr. 640/2014 zu ahnden.

Verstofle gegen fordermafinahmenbezogene Verpflichtun-
gen werden entsprechend der Schwere, der Dauer, des Aus-
mafles und der Haufigkeit der Unregelméfigkeit geahndet.

Bei Verstoflen gegen die in Nummer 4.2 genannten Grund-
anforderungen, in denen die Verpflichtungen der betreffen-
den Foérdermafinahme tber die allgemein giiltigen Vorschrif-
ten hinausgehen, erfolgt grundsatzlich ein Ausschluss von der
Zahlung in dem betreffenden Jahr.

7.8 Sonstige Regelungen

7.8.1 Geht wahrend des Verpflichtungszeitraums der Betrieb
oder die Betriebsstitte, in der die Tiere gehalten werden und
fir die eine Zuwendung beantragt wird, auf eine andere Per-
son tber, wird keine Zuwendung gewihrt, sofern die einge-
gangenen Verpflichtungen von der Ubernehmerin oder vom
Ubernehmer nicht itbernommen und eingehalten werden.

Die Ubernahme wird von der Bewilligungsbehérde nur an-
erkannt, wenn ihr der Ubergang mit amtlichem Vordruck vor
dem tatsdchlichen Ubergang angezeigt wird. Dieser Anzeige
ist eine Bestétigung der Ubernehmerin oder des Ubernehmers
beizufiigen, in der diese oder dieser sich zur Einhaltung der
von der Ubergeberin oder vom Ubergeber eingegangenen Ver-
pflichtungen fiir die Restlaufzeit der Férderung verpflichtet.

Bei Anerkennung der Ubertragung wird die Zuwendung an
die Antragstellerin oder den Antragsteller ausgezahlt.
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7.8.2 InFallen hoherer Gewalt oder auflergewthnlicher Um-
stinde nach Artikel 2 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 kann
die Bewilligungsbehorde Ausnahmen von den eingegangenen
Verpflichtungen zulassen.

Fille hoherer Gewalt oder auflergewohnlicher Umstinde
sind der Bewilligungsbehérde schriftlich und mit entsprechen-
den Nachweisen innerhalb von 15 Arbeitstagen anzuzeigen,
sobald die Zuwendungsempfingerin oder der Zuwendungs-

8. Schlussbestimmungen

Dieser RdErl. tritt mit Wirkung vom 1. 7. 2015 in Kraft und
mit Ablauf des 31. 12. 2023 aufler Kraft.

An
die Landwirtschaftskammer Niedersachsen
das Servicezentrum fiir Landentwicklung und Agrarforderung

— Nds. MBI. Nr. 29/2015 S. 977

empfianger hierzu in der Lage ist.

Anlage
Spezifische Kriterien zur Verbesserung des Tierwohls nach Nummer 4.4 bzw. 7.4
Kriterien Punkte
1. Vorkenntnisse/Management Punkte
1.1 Haltung eines Gesamtbestandes an Schweinen mit unkupierten Schwénzen seit mindestens zwei Jahren 7
mit Nachweis durch eine akkreditierte Kontrollstelle
1.2 Analyse mittels SchwIP (Schwanzbeifl-Interventionsprogramm) vor Beginn der Verpflichtung
1.3 Geschlossenes System: Geburt, Ferkelaufzucht und Mast im selben Betrieb
2. Platzangebot/Tierzahlobergrenze Punkte
2.1 Mindestens 1 m* uneingeschrankt nutzbare Bodenfliche pro Tier (ab 50 kg) fiir die beantragten Tiere 2
2.2 Mindestens 1,5 m* uneingeschriankt nutzbare Bodenfldche pro Tier (ab 50 kg) fiir die beantragten Tiere 4
2.3 Verzicht auf Schwinzekupieren bei maximal 200 Tieren pro Durchgang 5
2.4 Verzicht auf Schwinzekupieren bei maximal 500 Tieren pro Durchgang 1
3. Haltungseinrichtung Punkte
3.1 Blickdichte Trennwénde (mindestens 1 m Lange fiir maximal 20 Tiere) 1
3.2 Getrennte Funktionsbereiche: Samtliche Einrichtungsgegenstdnde (z. B. Tranke) befinden sich im Aktivitéts- 2
oder Kotbereich; Ausnahme: bei rationierter Fiitterung ist ein Trog im Liegebereich zuléssig
3.3 Plan befestigter Liegebereich 3
3.4 Zugang zu Auslauf 3
3.5 Separationsbuchten fiir mehr als 10 % der beantragten Tiere 3
Beschiftigungsmaterial Punkte
4.1 Fir alle Tiere gleichzeitig zugéngliches, withlbares Material (ein anderes Material als nach den Nummern 4
4.2,5.1 und 5.2)
4.2 Organisches Beschiftigungsmaterial (z. B. Stroh, Heu, Silage; ein anderes Material als nach den Nummern 2
4.1,5.1und 5.2)
5  Fitterung/Trinkung Punkte
5.1 Stindiger Zugang zu Raufutter (ein anderes Material als nach den Nummern 4.1, 4.2 und 5.2) 2
5.2 Rohfaserreiches Futter mit einem Rohfasergehalt von mehr als 5 % nach Futtermittelanalyse 1
(ein anderes Material als nach den Nummern 4.1, 4.2, und 5.1)
5.3 Gemeinsame Futteraufnahme aller Tiere einer Bucht 3
5.4 Mindestens zwei Trianken an verschiedenen Orten der Bucht, die rdumlich getrennt von der Futterstelle sind 1
5.5 Saufen aus offener Fliche 1
6. Stallklima Punkte
Stallklimacheck durch Fachexperten (Uberpriifung des Stallklimas und der Liiftungsanlage mindestens 2
halbjahrlich sowie Messung der Schadgaskonzentration insbesondere Ammoniak mindestens einmal
in jeder Jahreszeit und Umsetzung erforderlicher Mafinahmen)
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Tierschutz;
Ausfithrungsbestimmungen zur Umsetzung
des § 20 Abs. 4 und 5 TierSchNutztV
— Halten von Masthiithnern —

RdErl. d. ML v. 31. 7. 2015 — 204.1-42503/2-828 —

— VORIS 78530 —

Bezug: RdErl. v. 11. 12. 2014 (Nds. MBL. S. 902)
— VORIS 78530 —

Die Anlage des Bezugserlasses wird mit Wirkung vom 1. 8.
2015 wie folgt gedndert:

Die Anlage 7 erhilt die in der Anlage abgedruckte Fassung.

An

die Region Hannover, Landkreise und kreisfreien Stadte
den Zweckverband Veterindramt JadeWeser
Nachrichtlich:

n

das Niedersichsische Landesamt fir Verbraucherschutz und Lebens-
mittelsicherheit

die Niedersdchsische Gefluigelwirtschaft, Landesverband e. V.

die Arbeitsgemeinschaft der Kommunalen Spitzenverbédnde, c/o Nie-
dersdchsischer Landkreistag

die Landwirtschaftskammer Niedersachsen

— Nds. MBI. Nr. 29/2015 S. 981
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Anlage
Anlage7

Empfehlungen zur Erhaltung und Verbesserung der Tiergesundheit bei
Masthiihnern — Stand: 29.01.2015
(insbesondere zur Vermeidung von Kontaktdermatitiden)

Die Empfehlungen sind in drei Abschnitte eingeteilt (A bis C), die jeder fiir sich beachtet
werden sollten, um eine bestmdgliche Haltungsumgebung fir die Tiere zu schaffen.

A. Vorbereitung des Stalles vor jedem Durchgang

1. Aufheizen

Rechtzeitiges Aufheizen des Stalles. Die Bodentemperatur sollte bereits vor dem Einstreuen 28 — 29°C
betragen, um feuchte Einstreu durch Kondenswasserbildung zu vermeiden. Auf die Vermeidung von
Kaltebriicken in Wand- und Eingangsbereichen ist zu achten.

2. Kontrolle der Wasserversorgung

- Tranken und Tréankenippel auf Funktionsfahigkeit prifen, Tropfstellen ggf. beseitigen und evitl.
vorhandene Luft aus der Trankelinie entfernen.

- Wasserleitungen reinigen und kurz vor dem Einstallen nochmals durchspulen, damit kein abgestandenes
Wasser in den Leitungen steht.

- Wasserdruck der Leitungen im Stall prifen und ggf. anpassen

3. Einbringen der Einstreu

- Es sind unterschiedliche Einstreumaterialien geeignet (z.B., Strohgranulat, Hobelspane, Lignocellulose,
Dinkelspelzen, Hackselstroh 3-5 cm Halmlange). Werden andere Einstreumaterialien eingesetzt (z. B.
Maissilage oder Torf), sollte dies nur nach entsprechender Fachberatung erfolgen.

- Entscheidend ist — unabhangig von der Einstreuart — eine sehr gute und hygienisch einwandfreie Qualitat
(insbesondere trocken, saugfahig und frei von Schimmel).

- Die Einstreumenge sollte bei Strohgranulat, Hobelspdnen etc. etwa 600 bis 800 g je m?
Stallgrundflache betragen. Bei Hackselstroh sollte etwa 800 bis 1000 g je m?2 Stallgrundflache
eingebracht werden (je kiirzer das Stroh gehackselt wird, umso geringer kann die erforderliche
Einstreumenge sein). Hierdurch soll gewahrleistet werden, dass nur eine dinne Einstreuschicht von
wenigen Zentimetern in den Stall eingebracht wird.

Erlduterung: Eine diinne Einstreuschicht wird von den Masthiihnern besser durchgearbeitet und bleibt
somit trockener.

4, Luftfeuchte

Die relative Feuchte der Stallluft sollte zu Mastbeginn bei 50 - 60% liegen und ab dem 10. Tag
entsprechend der Temperaturverlaufskurve angehoben werden. Eine Luftfeuchtigkeit von Uber 80 % ist
grundsatzlich zu vermeiden.

B. Start- und Aufzuchtphase

1. Tierverteilung im Stall

Es ist auf eine gleichméaBige Kikenverteilung im Stall zu achten. Dies kann durch eine gleichmaBige
Ausleuchtung/Lichtintensitat (keine Schattenbildung) sowie insbesondere eine dem Alter der Tiere und
den Witterungsverhaltnissen angepasste Temperatursteuerung und Liftung erreicht werden (in Anlehnung
an entsprechende Managementempfehlungen z.B. der Zuchtfirmen). Zugluft ist zu vermeiden
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2. Kiukenpapier

Sofern Kukenpapier benutzt wird, sollte dieses selbstzersetzend sein oder innerhalb der ersten
Lebenswoche der Tiere entfernt werden, so dass die darunter liegende Einstreu Feuchtigkeit aufnehmen
kann und damit zu einem trockeneren Stall beitragt.

3. Luftung

Je Kilogramm Gesamtlebendgewicht der sich gleichzeitig in dem Masthihnerstall befindenden Masthiihner
muss ein Luftaustausch von mindestens 4,5 m3 je Stunde erreicht werden kénnen. Es ist sicherzustellen,
dass der Luftstrom in zwangsbelifteten Stéllen oder Offenstdllen durch Luftleiteinrichtungen oder
Umlaufventilatoren bis in den Aufenthaltsbereich der Tiere gefiihrt und gleichmaBig verteilt wird.

Schon in den ersten Tagen nach der Einstallung der Kiken ist auf eine Mindestluftaustauschrate zu
achten (z.B. durch eine wiederholte StoBliiftung). Ein zu geringer Luftaustausch fiihrt zu einer feuchteren
Einstreu und somit zu h&éheren Ammoniak- und Kohlendioxid-Werten sowie zu gesundheitlichen
Problemen an den FuBballen der Tiere.

4. Temperatur

Der Temperaturverlauf wird entsprechend den altersabhangigen Sollwertvorgaben auf der Stallkarte
gesteuert. Eine auffallige Zusammenballung von Tieren deutet auf eine falsche Stalllufttemperatur hin
(siehe Abbildung).

Temperaturkurvenabsenkungen sollten generell nur zu Beginn der Hellphase erfolgen.

Empfehlung bei Problemen: Wahrend der Dunkelphase sollte ggf. die Temperatur um ca. 1 °C angehoben
werden, um eine gleichmaBige Tierverteilung zu erreichen.

Verteilung der Kiiken bei Ganzraumheizung

TEMPERATUR ZU HOCH RICHTIGE TEMPERATUR TEMPERATUR ZU NIEDRIG
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5. Wasserversorgung

- Altersentsprechende Ho6henjustierung der Trankebahnen, so dass die Tiere jederzeit mit leicht
gestrecktem Hals Wasser aufnehmen kdnnen bzw. sich die Tranke auf Kopfhéhe der Tiere befindet.

- Altersentsprechende Anpassung des Wasserdrucks wahrend des Durchgangs

- Trankewasser nicht direkt aus der Leitung nehmen, da kaltes Wasser diinnfliissigen Kot zur Folge
haben kann (z.B. durch Einsatz einer Aufwarmschleife mit Kondenswasserableitung).

- Altersbezogene Justierung des Wasserangebotes bei Gewahrleistung der sténdigen Verflgbarkeit fir
die Tiere. Zu Beginn der Aufzucht kénnen die beiden &uBeren Trankelinien u. U. hochgezogen werden,
um die Einstreu im Randbereich des Stalles trocken zu halten. Die Wasserdurchflussrate wird dadurch
erhdht und der Keimdruck gesenkt. Diese Vorgehensweise ist aber nur zu vertreten, wenn auch dann
noch fir alle Tiere jederzeit ausreichend Wasser zur Verfiigung steht. Vor Hinzunahme der auBeren
Trankelinien sollten diese gespult werden und evtl. vorhandene Luft in den Trénkelinien entfernt werden.

- Auffangschalen unter den Trankelinien haben sich bewéhrt.

C. MaBnahmen zur Kontrolle der Einstreufeuchte

- Nachstreuen und Durcharbeiten der kritischen Stellen im Stall (Fenster-,Turen- und Trankebereich).
Tropfstellen beseitigen; ggf. Entfernen der nassen Stellen.

- Anpassung der Stalltemperatur und Liftung.

- Tagliche Uberpriifung und Beachtung der Kotkonsistenz zur Ursachenermittiung. (z.B.
kann zur Kontrolle eine Kotfalle / Kotkiste eingesetzt werden).

Im Bedarfsfall ist rechtzeitig ein Fachberater und/oder Tierarzt einzuschalten.”
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Amt fiir regionale Landesentwicklung Braunschweig

Anerkennung der
»Eintracht Braunschweig Stiftung*

Bek. d. ArL Braunschweig v. 16. 7. 2015
— 2.11741/40-306 —

Mit Schreiben vom 7. 7. 2015 hat das ArL Braunschweig als
zustdndige Stiftungsbehorde nach § 3 NStiftG aufgrund des
Stiftungsgeschéfts vom 1. 7. 2015 und der diesem beigefiigten
Stiftungssatzung die , Eintracht Braunschweig Stiftung” mit Sitz
in Braunschweig gemaf} § 80 BGB als rechtsfihig anerkannt.

Zweck der Stiftung ist die Forderung der Gesundheit, der
Jugend- und Altenhilfe, von Erziehung und Bildung, von To-
leranz und Volkerverstdndigung und des Sportes im Braun-
schweiger Land und ausnahmsweise auch im Ausland sowie
die Forderung des biirgerschaftlichen Engagements zugunsten
gemeinnttziger und mildtatiger Zwecke im Braunschweiger
Land.

Die Stiftung kann wie folgt angeschrieben werden:

Eintracht Braunschweig Stiftung
Hamburger Strafle 210
38112 Braunschweig.

— Nds. MBI. Nr. 29/2015 S. 985

Landesamt fiir Bergbau, Energie und Geologie

Aufhebung einer Erlaubnis nach § 19 BBergG

Bek. d. LBEG v. 23. 7. 2015
— L2.7/L67211/01-12_03/2015-0002 —

Die der PRD Energy GmbH gemaf § 7 BBergG am 11. 1. 2013
zugeteilte Erlaubnis, in dem Feld ,,Uelzen“ Kohlenwasserstoffe
aufzusuchen, ist nach § 19 Abs. 1 Satz 1 BBergG vollstandig auf-
gehoben worden.

Die Wirksamkeit dieser Authebung tritt gemafl § 19 Abs. 2
BBergG mit dem Tag dieser Bekanntgabe ein.

— Nds. MBI. Nr. 29/2015 S. 985

Niedersichsische Landesbehorde
fiir Straflenbau und Verkehr

Feststellung gemaf § 3 a UVPG;
Nachriistung von Halbschranken am Bahniibergang
,,Zum Kesselhof* im Ortsteil Waffensen
in Rotenburg (Wiimme)

Bek. d. NLStBV v. 16 7.2015
— 3334-30224-EVB BU Kesselhof —

Die Eisenbahnen und Verkehrsbetriebe Elbe-Weser GmbH
(EVB) hat bei der NLStBV — Dezernat Planfeststellung — die
Genehmigung fiir die technische Nachriistung des Bahniiber-
gangs in Bahn-km 106,020 der Strecke Rotenburg (Wiimme)—
Bremervorde in der Strafle ,,Zum Kesselhof* im Ortsteil Waffen-
sen der Stadt Rotenburg (Wiimme) mit Halbschranken sowie
eine geringfiigige Fahrbahnaufweitung beantragt. Bei diesem
Vorhaben handelt es sich um die Anderung einer sonstigen
Betriebsanlage einer Eisenbahn, die der Zulassung nach § 18
Satz 1 AEGi. V. m. § 74 Abs. 6 VwVIG bedarf.

Im Rahmen des Zulassungsverfahrens ist gemafl § 3 ei. V. m.
§ 3¢ UVPGIi. d. F. vom 24. 2. 2010 (BGBL. I S. 94), zuletzt ge-
dndert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25. 7. 2013 (BGBLI. I

S. 2749), durch eine allgemeine Vorpriifung des Einzelfalles zu
ermitteln, ob fir das beantragte Vorhaben die Durchfiihrung
einer Umweltvertrédglichkeitspriifung erforderlich ist.

Diese Vorpriifung anhand der entscheidungserheblichen Un-
terlagen und Daten hat ergeben, dass eine Umweltvertrédglich-
keitspriifung fiir das o. a. Vorhaben nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung ist geméfl § 3 a UVPG nicht selbstandig
anfechtbar.

— Nds. MBL Nr. 29/2015 S. 985

Feststellung gemif § 3 a UVPG;
Nachriistung des technisch gesicherten Bahniibergangs
,,Osenhorster Strafle“ mit Halbschranken
auf der Strecke Rotenburg (Wiitmme)—Bremervirde

Bek. d. NLStBV v. 20. 7. 2015
— 3317-30224/1 (EVB-108) —

Die Eisenbahnen und Verkehrsbetriebe Elbe-Weser GmbH
hat bei der NLStBV — Dezernat Planfeststellung — die Ge-
nehmigung fir die Nachristung des technisch gesicherten
Bahniibergangs ,,Osenhorster Strafle“ mit Halbschranken auf
der Strecke Rotenburg (Wiimme)—Bremervorde (Bahn-km
122,060) beantragt. Bei diesem Vorhaben handelt es sich um die
Anderung einer sonstigen Betriebsanlage einer Eisenbahn, die
der Zulassung nach § 18 Satz 1 AEGi. V. m. § 74 Abs. 6 VwVIG
bedarf.

Im Rahmen der Priifung, ob die Voraussetzungen fiir eine
Plangenehmigung vorliegen, ist geméafl § 3 ei. V.m. § 3 c UVPG
i. d. F. vom 24. 2. 2010 (BGBI. I S. 94), zuletzt gedndert durch
Artikel 10 des Gesetzes vom 25. 7. 2013 (BGBI. I S. 2749),
durch eine allgemeine Vorprifung des Einzelfalles zu ermit-
teln, ob fir das beantragte Vorhaben die Durchfithrung einer
Umweltvertraglichkeitspriifung erforderlich ist.

Diese Vorpriifung anhand der entscheidungserheblichen Un-
terlagen und Daten hat ergeben, dass eine Umweltvertrédglich-
keitspriifung fiir das o. a. Vorhaben nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung ist geméfl § 3 a UVPG nicht selbstdndig an-
fechtbar.

— Nds. MBL Nr. 29/2015 S. 985

Feststellung gemif § 3 a UVPG;
Nachriistung des technisch gesicherten Bahniibergangs
,Am Biberdamm* in Bremervorde-Bevern

Bek. d. NLStBV v. 23. 7. 2015
— 3319-30224/1 EVB —

Auf Antrag der Eisenbahnen und Verkehrsbetriebe Elbe-We-
ser GmbH (EVB) wurde fiir folgende Mafinahme eine Plange-
nehmigung nach § 18 AEG erteilt:

Nachriistung des technisch gesicherten Bahntibergangs ,,Am
Biberdamm“ in Bremervorde-Bevern (Bahnkilometer 145,650
der Strecke Rotenburg (Wiimme)—Bremervorde) durch Ein-
bau von Halbschranken.

Im Rahmen dieser Entscheidung wurde auf der Grundlage
der Planunterlagen und Stellungnahmen zum o. g. Verfahren
die Vorprifung zur UVP-Pflicht (Pflicht zur Durchfiihrung
einer Umweltvertraglichkeitspriifung) durchgefiihrt. Die Vor-
priifung des Einzelfalles gemafd § 3 ¢ Satz 11. V. m. § 3 e Abs. 1
Nr. 2 UVPG hat ergeben, dass fiir die genannte Mafinahme
keine Pflicht zur Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeits-
prifung besteht.

Diese Feststellung ist geméafl § 3 a UVPG nicht selbstdndig an-
fechtbar.

— Nds. MBI. Nr. 29/2015 S. 985
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Niedersichsischer Landesbetrieb
fiir Wasserwirtschaft, Kiisten- und Naturschutz

Offentliche Bekanntmachung geméif § 9 Abs. 2 UVPG
zum Planfeststellungsverfahren zur Anderung der
Nebenbestimmungen A.I1.2.2.1, A.I1.2.2.2b und A.Il.1.23
des Planfeststellungsbeschlusses zum Emssperrwerk
im Rahmen der Regionalen Infrastrukturmafinahme Ems

Bek. d. NLWKN v. 24. 7. 2015
— PEms 1-62025-468-004 —

Der Niedersdchsische Landesbetrieb fiur Wasserwirtschaft,
Kiisten- und Naturschutz (NLWKN) — Direktion —, Ratsherr-
Schulze-Strafie 10, 26122 Oldenburg, hat den vom Landkreis
Emsland am 20. 11. 2014 eingereichten und am 26. 3. 2015
gednderten Plan auf Anderung des Planfeststellungsbeschlusses
zum Emssperrwerk (Sperrwerksbeschluss) im Rahmen der Re-
gionalen Infrastrukturmafinahme Ems geméfd den §§ 68 und 70
WHG i. V. m. § 109 NWG durch Beschluss vom 17. 7. 2015
(PEms 1-62025-468-004) festgestellt.

Durch den Planfeststellungsbeschluss vom 17. 7. 2015 wer-
den die den Einstau der Tideems beziiglich Sauerstoff- und Salz-
gehalt beschriankenden Nebenbestimmungen A.II.2.2.1 und
A.I1.2.2.2b des Sperrwerksbeschlusses fiir die Uberfiihrung
von fiinf Kreuzfahrtschiffen tiber die Ems ab 16. September der
Jahre 2015, 2016, 2017, 2018 und 2019 ausgesetzt.

Weiter wird die Nebenbestimmung A.I1.1.23 des Sperrwerks-
beschlusses zur Schliefldauer des Emssperrwerkes ab dem Ka-
lenderjahr 2016 gedndert. Ankntipfungspunkt fiir die Berech-
nung der auf 104 Stunden begrenzten Jahresschliefdauer fiir
Staufille ist zuktnftig das Kalenderjahr.

Im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens wurde eine Prii-
fung der Umweltvertrédglichkeit der Mafinahme durchgefiihrt.
Die Auswirkungen der Mafinahme auf die Umwelt sind in die
Gesamtabwégung eingeflossen.

Die Planfeststellung erfolgte nach Maf3gabe der im Planfeststel-
lungsbeschluss vom 17. 7. 2015 in Abschnitt A.I aufgefithrten
Unterlagen, in Abschnitt A.Il enthaltenen Nebenbestimmun-
gen und in Abschnitt A.IIT genannten weiteren Entscheidungen
sowie des in Abschnitt A.IV enthaltenen Hinweises. Hierauf
wird ausdriicklich hingewiesen.

Der verfiigende Teil des Planfeststellungsbeschlusses und die
Rechtsbehelfsbelehrung werden geméaf § 9 Abs. 2 UVPG . V. m.
§ 74 Abs. 5 Satz 2 VwVIG als Anlage offentlich bekannt ge-
macht.

Jeweils eine Ausfertigung des vollstdndigen Planfeststellungs-
beschlusses einschliefilich Begriindung und Rechtsbehelfsbe-
lehrung sowie der planfestgestellten Unterlagen liegt in der Zeit

vom 4. 8. bis 17. 8. 2015 (einschlieBSlich)

bei den folgenden Stellen zu den angegebenen Zeiten zur Ein-
sicht aus:

— Stadt Emden, Ringstrafie 38 b, Verwaltungsgebiude II, 2.
Obergeschoss im Fachdienst Stadtplanung, Zimmer 208,
26721 Emden, wihrend der Dienststunden (montags bis
freitags von 8.00 bis 12.00 Uhr und zusétzlich donnerstags
von 14.30 bis 17.00 Uhr),

— Gemeinde Rhede (Ems), Rathaus, Gerhardyweg 1, Zim-
mer 17, 26899 Rhede (Ems), wihrend der Dienststunden
(montags bis freitags von 8.00 bis 12.00 Uhr und zusitz-
lich donnerstags von 15.00 bis 18.00 Uhr),

— Stadt Papenburg, Rathaus, Hauptkanal rechts 68/69,
Zimmer 67, 26871 Papenburg, wihrend der Dienststun-
den (montags bis donnerstags von 8.00 bis 12.30 Uhr und
von 13.00 bis 17.00 Uhr, freitags von 8.00 bis 13.00 Uhr),

— Samtgemeinde Dorpen, Rathaus, Hauptstrafle 25, Zim-
mer 408, 26892 Dorpen, wihrend der Dienststunden
(montags bis mittwochs von 8.00 bis 12.30 Uhr und von
14.00 bis 16.30 Uhr, donnerstags von 8.00 bis 12.30 Uhr
und von 14.00 bis 17.45 Uhr, freitags von 8.00 bis 12.00 Uhr),

— Stadt Leer, Rathaus-Neubau, Rathausstrafie 1, Zimmer 109,
26789 Leer, wihrend der Dienststunden (montags von
9.00 bis 12.30 Uhr und von 15.00 bis 17.45 Uhr, dienstags
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bis donnerstags von 9.00 bis 12.30 Uhr und von 14.30 bis
16.00 Uhr, freitags von 9.00 bis 12.30 Uhr),

— Gemeinde Jemgum, Rathaus, Hofstrafle 2, Zimmer 20,
26844 Jemgum, wihrend der Dienststunden (montags bis
donnerstags von 8.00 bis 13.00 Uhr und von 14.00 bis
16.00 Uhr, freitags von 8.00 bis 12.30 Uhr),

— Gemeinde Westoverledingen, Rathaus, Bahnhofstrafle 18,
Zimmer 28, 26810 Westoverledingen, wihrend der Dienst-
stunden (montags bis donnerstags von 8.30 bis 12.30 Uhr
und von 14.00 bis 16.00 Uhr, freitags von 8.30 bis 12.30 Uhr),

— Gemeinde Moormerland, Rathaus, Theodor-Heuss-Stra-
e 12, Zimmer 27, 26802 Moormerland, wihrend der Dienst-
stunden (montags bis mittwochs von 8.30 bis 12.30 Uhr,
donnerstags von 14.30 bis 17.00 Uhr und freitags von 8.30
bis 12.30 Uhr),

— Stadt Weener (Ems), Rathaus, Osterstrafle 1, Zimmer 33,
26826 Weener, wihrend der Dienststunden (montags von
8.00 bis 12.30 Uhr und von 14.30 bis 18.00 Uhr, dienstags
und donnerstags von 8.00 bis 12.30 Uhr und von 14.30 bis
16.30 Uhr, mittwochs und freitags von 8.00 bis 12.30 Uhr) und
nach telefonischer Vereinbarung unter Tel. 04951 305-322.

Die Auslegung wird hiermit geméaf} § 9 Abs. 2 UVPG bekannt
gemacht. Dariiber hinaus erfolgt eine ortsiibliche Bekanntma-
chung gemifd § 74 Abs. 4 Satz 2 VwVIG.

Soweit der Planfeststellungsbeschluss nicht individuell zuge-
stellt wird, gilt dieser mit dem Ende der Auslegungsfrist gemafy
§ 74 Abs. 4 Satz 3 VwVIG auch gegentiber den tibrigen Betrof-
fenen als zugestellt.

Auf die in der Anlage bekannt gemachte Rechtsbehelfsbe-
lehrung wird verwiesen.

Bis zum Ablauf der Rechtsbehelfsfrist kann der Planfeststel-
lungsbeschluss von den Betroffenen schriftlich beim Nieder-
sachsischen Landesbetrieb fiir Wasserwirtschaft, Kiisten- und
Naturschutz, Direktion, Ratsherr-Schulze-Stra3e 10, 26122 Ol-
denburg, angefordert werden.

Der Text dieser Bek. ist zusitzlich im Internet unter http:/
www.nlwkn.niedersachsen.de und dort unter dem Pfad ,, Aktu-
elles > Offentliche Bekanntmachungen“ sowie auf den Inter-
netseiten der o. g. Auslegungsstellen unter www.emden.de,
www.rhede-ems.de, www.papenburg.de, www.doerpen.de,
www.leer.de, www.jemgum.de, www.westoverledingen.de,
www.moormerland.de und www.weener.de veroffentlicht.

Unabhéngig von der o6ffentlichen Auslegung kénnen der
Planfeststellungsbeschluss und die planfestgestellten Unterla-
gen auch auf der Internetseite des NLWKN (www.nlwkn.nie-
dersachsen.de) und dort unter dem Pfad ,,Wasserwirtschaft >
Zulassungsverfahren > Oberirdische Gewdésser und Kiistenge-
wisser > Emssperrwerk” eingesehen werden.

— Nds. MBL. Nr. 29/2015 S. 986

Anlage

Auszug aus dem Planfeststellungsbeschluss
des Niedersiachsischen Landesbetriebs fiir Wasserwirtschaft,
Kiisten- und Naturschutz
vom 17. 7. 2015 — Az.: PEms 1-62025-468-004 —
zur Anderung der Nebenbestimmungen
AIl.2.2.1, AI1.2.2.2b und A.I1.1.23
des Planfeststellungsbeschlusses zum Emssperrwerk

A. Entscheidungen

1. Planfeststellung

1. Der vom Landkreis Emsland am 20. 11. 2014 eingereichte

und am 26. 3. 2015 gednderte Plan auf Anderung des Planfest-

stellungsbeschlusses zum Emssperrwerk (Sperrwerksbeschluss)

wird im Rahmen der Regionalen Infrastrukturmafinahme Ems

gem. §§ 68 und 70 WHG i. V. m. § 109 NWG nach Mafgabe

der folgenden Bestimmungen festgestellt.

2. Zur Uberfiihrung von fiinf Kreuzfahrtschiffen iiber die Ems

ab 16. 9. der Jahre 2015, 2016, 2017, 2018 und 2019 werden

die folgenden den Einstau der Tideems beschriankenden Ne-

benbestimmungen des Sperrwerksbeschlusses ausgesetzt:

— AJIL2.2.1:Ein Einstau der Tideems > 12 Stunden darf nur
begonnen werden, wenn tber eine Tide der Sauerstoffge-
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halt oberflaichennah > 6 mg/l oder bei Wassertemperatu-
ren < 12°C der Sauerstoffgehalt oberflichennah > 5 mg/l
betragt.

— AIL2.2.2b: Der Einstau der Tideems darf nur begonnen
werden, wenn sichergestellt ist, dass bis zum Abschluss
des Staufalls an der Emsbriicke bei Halte sohlnah ein Salz-
gehalt von 2 PSU nicht tiberschritten wird.

Diese Nebenbestimmungen werden nur ausgesetzt, soweit
dies fir die Durchfiihrung der Uberfithrungen zwingend er-
forderlich ist.

3. Der erste Satz der Nebenbestimmung A.I1.1.23 des Sperr-

werksbeschlusses wird ab dem Kalenderjahr 2016 wie folgt

gedndert:

,In einem Kalenderjahr darf die Schlieffdauer des Emssperr-

werks fiir Staufille insgesamt nicht mehr als 104 Stunden be-

tragen.”

Grundlage dieser Planfeststellung sind die nachfolgend be-
zeichneten Unterlagen:*)

II. Nebenbestimmungen

(Es ist eine Nebenbestimmung zur Durchfiihrung eines phy-
siko-chemischen Monitorings ergangen, die hier im Einzelnen
nicht abgedruckt ist.)

III. Weitere Entscheidungen

Der Planfeststellungsbeschluss umfasst insbesondere folgende
Entscheidungen:

II1.1 Entscheidungen tiber Stellungnahmen und Einwendungen

Soweit den Einwendungen durch die in diesem Beschluss
festgesetzte Nebenbestimmung nicht Rechnung getragen wor-
den ist, werden sie zurtickgewiesen.

Dasselbe gilt fiir Antrdge, soweit ihnen nicht entsprochen
worden ist.

II.2 Anordnung der sofortigen Vollziehung

Der Beschluss wird im Hinblick auf die Uberfithrung im
Winterstau 2015 (ab 16. 9.) gemaf § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO im
offentlichen Interesse fiir sofort vollziehbar erklért.

Im Ubrigen wird die Entscheidung iiber den Sofortvollzug
noch zurtickgestellt

I11.3 Kostenentscheidung*)
IV. Hinweise*)
B. Begriindung*)

C. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach
Zustellung Klage beim Verwaltungsgericht Oldenburg, Schloss-
platz 10, 26122 Oldenburg, erhoben werden. Die Klage ist gegen
den Niedersdchsischen Landesbetrieb fiir Wasserwirtschaft,
Kiisten- und Naturschutz, Direktion, Ratsherr-Schulze-Str. 10,
26122 Oldenburg, zu richten.

D. Anhang*)

*) Hier nicht abgedruckt.

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig

Feststellung gemaf} § 3 a UVPG
(AIR LIQUIDE Advanced Technologies GmbH, Diisseldorf)

Bek. d. GAA Braunschweig v. 16. 7. 2015 — BS 14-119 —

Die Firma AIR LIQUIDE Advanced Technologies GmbH,
Hans-Guinther-Sohl-Strafie 5, 40235 Diisseldorf, hat mit Schrei-
ben vom 8. 7. 2014 die Erteilung einer Genehmigung gemafd
den §§ 4 und 19 BImSchG i. d. F. vom 17. 5. 2013 (BGBI. I
S. 1274), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
20. 11. 2014 (BGBL. I S. 1740), fur die Errichtung und den Be-
trieb einer Biogasaufbereitungsanlage bei Solschen/Ilsede bean-
tragt. Die Biogasaufbereitungsanlage hat eine Verarbeitungs-
kapazitdt von 12 264 000 Normkubikmetern pro Jahr Rohgas.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemaf § 3 ¢
i. V. m. Nummer 1.11.2.1 der Anlage 1 UVPG i. d. F. vom
24.2. 2010 (BGBL. I S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 10

des Gesetzes vom 25. 7. 2013 (BGBL. I S. 2749), durch eine all-
gemeine Vorpriifung des Einzelfalles zu ermitteln, ob fir das
beantragte Vorhaben die Durchfiihrung einer Umweltvertrag-
lichkeitspriifung erforderlich ist.

Diese Vorprifung hat ergeben, dass eine Umweltvertraglich-
keitspriifung fir das o. g. Verfahren nicht erforderlich ist.

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung nicht
selbstidndig anfechtbar ist.

— Nds. MBI. Nr. 29/2015 S. 987

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim

Feststellung gemaf} § 3 a UVPG
(riha WeserGold Getrinke GmbH & Co. KG, Rinteln)

Bek. d. GAA Hildesheim v. 15. 7. 2015 — S-15-011-01-11.5 —

Das Unternehmen riha WeserGold Getranke GmbH & Co. KG,
Behrenstrale 44—64, 31737 Rinteln, hat mit Schreiben vom
12. 5. 2015 die Erteilung einer Genehmigung gemafs den §§ 16
und 19 BImSchG in der derzeit geltenden Fassung fiir die Er-
richtung und den Betrieb einer Gasturbine mit Abhitzekessel
zur Erzeugung von Strom und Prozesswirme mit einer Feue-
rungswirmeleistung von ca. 24 MW am Standort 31737 Rin-
teln, Behrenstrale 44—64, Gemarkung Exten, Flur 6, Flur-
stiick 317, beantragt.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemaf} § 3 ¢
i. V. m. Nummer 1.2.3.1 der Anlage 1 UVPG in der derzeit gel-
tenden Fassung durch eine Vorpriifung des Einzelfalles zu er-
mitteln, ob fiir das beantragte Vorhaben die Durchfithrung einer
Umweltvertraglichkeitspriifung erforderlich ist.

Die Vorpriifung hat ergeben, dass eine Umweltvertriglich-
keitspriifung nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nicht selbstdndig anfechtbar.

— Nds. MBI. Nr. 29/2015 S. 987

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg

Feststellung gemaf} § 3 a UVPG
(DKL GmbH & Co. KG, Goldenstedt)

Bek. d. GAA Oldenburg v. 17. 6. 2015
— 40211-1.2.2.2-07 OL 15-027-01 —

Die Firma DKL GmbH & Co. KG, Visbeker Strafle 17, 49424
Goldenstedt, hat mit Antrag vom 4. 2. 2015 die Erteilung einer
Genehmigung gemifd den §§ 4 und 19 BImSchG in der derzeit
geltenden Fassung fiir die Errichtung und den Betrieb einer An-
lage zur Erzeugung von Strom, Dampf, Warmwasser, Prozess-
wirme oder erhitztem Abgas in einer Verbrennungseinrichtung
(hier: Verbrennungsmotoranlagen) durch den Einsatz von gas-
féormigen Brennstoffen (hier: Biogas) mit einer Feuerungswir-
meleistung von 1 139 kW am Standort in 49424 Goldenstedt-
Lutten, Vechtaer Strafle 90, Gemarkung Lutten, Flur 3, Flur-
stiick 37/1, beantragt.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemif § 3 ¢
i. V. m. Nummer 1.2.2.2 der Anlage 1 UVPG in der derzeit gel-
tenden Fassung durch eine standortbezogene Vorpriufung des
Einzelfalles zu ermitteln, ob fiir das beantragte Vorhaben die
Durchfithrung einer Umweltvertrdglichkeitspriifung erforder-
lich ist.

Die Vorpriifung hat ergeben, dass eine Umweltvertraglich-
keitspriifung in diesem Verfahren nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nicht selbstédndig anfechtbar.

— Nds. MBI. Nr. 29/2015 S. 987
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Feststellung gemaf} § 3 a UVPG
(DKL GmbH & Co. KG, Goldenstedt)

Bek. d. GAA Oldenburg v. 17. 6. 2015
— 40211-1.2.2.2-08 OL 15-029-01 —

Die Firma DKL GmbH & Co. KG, Visbeker Strafle 17, 49424
Goldenstedt, hat mit Antrag vom 4. 2. 2015 die Erteilung einer
Genehmigung geméf den §§ 4 und 19 BImSchG in der derzeit
geltenden Fassung fiir die Errichtung und den Betrieb einer
Anlage zur Erzeugung von Strom, Dampf, Warmwasser, Prozess-
wérme oder erhitztem Abgas in einer Verbrennungseinrichtung
(hier: Verbrennungsmotoranlagen) durch den Einsatz von gas-
formigen Brennstoffen (hier: Biogas) mit einer Feuerungswérme-
leistung von 1 349 kW am Standort in 49424 Goldenstedt-
Lutten, Vechtaer Strafie 103, Gemarkung Lutten, Flur 9, Flur-
stiicke 31 und 32/4, beantragt.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemaf} § 3 ¢
i. V. m. Nummer 1.2.2.2 der Anlage 1 UVPG in der derzeit gel-
tenden Fassung durch eine standortbezogene Vorpriifung des
Einzelfalles zu ermitteln, ob fiir das beantragte Vorhaben die
Durchfiihrung einer Umweltvertriglichkeitsprifung erforder-
lich ist.

Die Vorprifung hat ergeben, dass eine Umweltvertraglich-
keitspriifung in diesem Verfahren nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nicht selbstédndig anfechtbar.

— Nds. MBL. Nr. 29/2015 S. 988

Feststellung gemaf} § 3 a UVPG
(DKL GmbH & Co. KG, Goldenstedt)

Bek. d. GAA Oldenburg v. 17. 6. 2015
— 40211-1.2.2.2-09 OL 15-030-01 —

Die Firma DKL GmbH & Co. KG, Visbeker Strafle 17, 49424
Goldenstedt, hat mit Antrag vom 4. 2. 2015 die Erteilung einer
Genehmigung geméf den §§ 4 und 19 BImSchG in der derzeit
geltenden Fassung fiir die Errichtung und den Betrieb einer
Anlage zur Erzeugung von Strom, Dampf, Warmwasser, Pro-
zesswirme oder erhitztem Abgas in einer Verbrennungsein-
richtung (hier: Verbrennungsmotoranlagen) durch den Einsatz
von gasformigen Brennstoffen (hier: Biogas) mit einer Feue-
rungswirmeleistung von 1 139 kW am Standort in 49424 Gol-
denstedt-Lutten, Timpner Strafle 7—9, Gemarkung Lutten,
Flur 1, Flurstiicke 257/2 und 258/1, beantragt.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemaf} § 3 ¢
i. V. m. Nummer 1.2.2.2 der Anlage 1 UVPG in der derzeit gel-
tenden Fassung durch eine standortbezogene Vorpriifung des
Einzelfalles zu ermitteln, ob fiir das beantragte Vorhaben die
Durchfithrung einer Umweltvertriglichkeitsprifung erforder-
lich ist.

Die Vorprifung hat ergeben, dass eine Umweltvertraglich-
keitspriifung in diesem Verfahren nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nicht selbstédndig anfechtbar.

— Nds. MBL. Nr. 29/2015 S. 988

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Osnabriick

Feststellung gemaf} § 3 a UVPG
(agro EN Bioenergie GmbH & Co. KG, Bohmte)

Bek. d. GAA Osnabriick v. 22. 6. 2015 — 15-007-01/Ev —
Die agro EN Bioenergie GmbH & Co. KG, vor den Wiesen 22,
49163 Bohmte, hat mit Antrag vom 21. 4. 2015 die Erteilung

einer Genehmigung gemifd den §§ 4 und 19 BImSchG in der
derzeit geltenden Fassung zur Errichtung und zum Betrieb ei-
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ner Verbrennungsmotoranlage fir Biogas (BHKW) beantragt.
Standort der Anlage ist das Grundstiick in 49163 Bohmte,
Hauptstrafle 26 a, Gemarkung Welplage, Flur 15, Flurstiicke 1/6
und 1/8.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist geméaf} § 3 ¢
i. V. m. Nummer 1.2.2.2 der Anlage 1 UVPG in der derzeit gel-
tenden Fassung durch eine standortbezogene Vorpriifung des
Einzelfalles zu ermitteln, ob fiir das beantragte Vorhaben die
Durchfihrung einer Umweltvertrdglichkeitsprifung erforder-
lich ist.

Die Vorpriifung hat ergeben, dass eine Umweltvertraglich-
keitspriifung nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nicht selbstédndig anfechtbar.

— Nds. MBL. Nr. 29/2015 S. 988

Feststellung gemif § 3 a UVPG
(Soermann Biogas GmbH & Co. KG, Esche)

Bek. d. GAA Osnabriick v. 17. 7. 2015
— 15-001-01/Ev —

Die Soermann Biogas GmbH & Co. KG, Hauptstrafie 10, 49828
Esche, hat mit Antrag vom 29. 1. 2015 die Erteilung einer Ge-
nehmigung geméaf den §§ 16 und 19 BImSchG in der derzeit
geltenden Fassung zur wesentlichen Anderung einer Anlage
zur Erzeugung und energetischen Verwertung von Biogas (Bio-
gasanlage) beantragt. Standort der Anlage ist das Grundstiick
in 49828 Esche, Hauptstrafle 10, Gemarkung Esche, Flur 2,
Flurstiicke 33/7 und 33/8.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemaf} § 3 ¢
i. V. m. Nummer 1.2.2.2 der Anlage 1 UVPG in der derzeit gel-
tenden Fassung durch eine standortbezogene Vorpriifung des
Einzelfalles zu ermitteln, ob fiir das beantragte Vorhaben die
Durchfihrung einer Umweltvertrdglichkeitsprifung erforder-
lich ist.

Die Vorprifung hat ergeben, dass eine Umweltvertriglich-
keitspriifung nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nicht selbstédndig anfechtbar.

— Nds. MBI Nr. 29/2015 S. 988

Feststellung gemif} § 3 a UVPG
(HeBe Biogas GmbH & Co. KG, Hoogstede)

Bek. d. GAA Osnabriick v. 21. 7. 2015
— 15-003-01/Ev —

Die HeBe Biogas GmbH & Co. KG, Kanalstrafle 9, 49846 Hoog-
stede, hat mit Antrag vom 11. 3. 2015 die Erteilung einer Ge-
nehmigung geméaf den §§ 16 und 19 BImSchG in der derzeit
geltenden Fassung zur wesentlichen Anderung einer Anlage zur
Erzeugung und energetischen Verwertung von Biogas (Biogas-
anlage) beantragt. Standort der Anlage ist das Grundstiick in
49846 Hoogstede, Kanalstrafie 9, Gemarkung Scheerhorn, Flur 7,
Flurstiick 17/91.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemaf § 3 ¢
i. V. m. Nummer 1.2.2.2 der Anlage 1 UVPG in der derzeit gel-
tenden Fassung durch eine standortbezogene Vorprifung des
Einzelfalles zu ermitteln, ob far das beantragte Vorhaben die
Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung erforder-
lich ist.

Die Vorprifung hat ergeben, dass eine Umweltvertrdglich-
keitspriifung nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nicht selbstédndig anfechtbar.

— Nds. MBL. Nr. 29/2015 S. 988
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Bekanntmachungen der Kommunen

3. Verordnung
zur Anderung der Verordnung
iitber das Naturschutzgebiet ,,Emmertal“
(vom 09.12.1994; Abl. RBHan. 1994, S. 638)
im Bereich der Stadt Bad Pyrmont,
Landkreis Hameln-Pyrmont,
vom 07.07.2015

Aufgrund der §§ 22, 23 und 26 des Bundesnaturschutzgeset-
zes vom 29.07.2009 (BGBI. I Seite 2542), zuletzt gedndert
durch Gesetz vom 07.08.2013 (BGBI. I S. 3154) in Verbindung
mit den §§ 14, 16, 19, 31 und 32 des Niedersichsischen Ausfiith-
rungsgesetzes zum Bundesnaturschutzgesetz vom 19.02.2010
(Nds. GVBI. Seite 104) wird gemafs Beschluss des Kreistages
vom 07.07.2015 verordnet:

§1

(1) Von dem mit Verordnung vom 09.12.1994 ausgewiesenen
Naturschutzgebiet ,,Emmertal” wird ein Teilbereich siid-
ostlich der Ortslage von Bad Pyrmont aus dem Naturschutz
entlassen.

(2) Der aus dem Naturschutzgebiet zu entlassende Teilbereich
ergibt sich aus der Detailkarte 1 i. M. 1:5.000, die als An-
lage zu dieser Verordnung mit verdffentlicht ist. Hierbei ist
die Fldche, die aus dem Naturschutz entlassen wird, durch
Rasterschraffur hervorgehoben.

(3) Der NSG-Entlassungsbereich umfasst eine Grofle von ca.
0,84 ha.

§2

(1) Neu in das Naturschutzgebiet ,Emmertal“ werden zwei
Teilflachen siidostlich und siidlich der Ortslage von Bad
Pyrmont aufgenommen.

(2) Die in das Naturschutzgebiet neu aufzunehmenden zwei
Teilflichen ergeben sich aus den Detailkarten 1 und 2 i. M.
1:5.000, die als Anlagen zu dieser Verordnung mit verof-
fentlicht sind. Hierbei sind die Flichen, die in das Natur-
schutzgebiet neu aufgenommen werden, durch Schrég-
schraffur hervorgehoben.

(3) Die NSG-Neuaufnahmebereiche umfassen eine Grole von
insgesamt ca. 1,34 ha.

§3
(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkiindung im
Niedersdchsischen Ministerialblatt in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt dann auch fiir den in § 1 beschriebenen
NSG-Entlassungsbereich die Verordnung tiber das Land-
schaftsschutzgebiet ,Emmertal” vom 26.03.1963 (Abl.
RBHan. 1963, S. 136) aufler Kraft.

Hameln, den 07.07.2015

Landkreis Hameln-Pyrmont

Tjark Bartels
Landrat

— Nds. MBI Nr. 29/2015 S. 989
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Detailkarte 1 zur Verordnung zur Anderung des Naturschutzgebiets "Emmertal" im Bereich
der Stadt Bad Pyrmont, Landkreis Hameln-Pyrmont vom 07.07.2015

Legende:

: Naturschutzgebiet/Flora-Fauna-Habitat-Gebiet

@ Aufhebungsbereich
m Erweiterungsbereich 1
MafRstab N

Kartengrundlage:
Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersachsischen A
Vermessungs- und Katasterverwaltung ﬁ LGLN 1:5.000 &
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\ Stadt Bad Py?mont o
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4
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‘ Stadt Lugde
Kreis Lippe (NRW)

Detailkarte 2 zur Verordnung zur Anderung des Naturschutzgebiets "Emmertal" im Bereich
der Stadt Bad Pyrmont, Landkreis Hameln-Pyrmont vom 07.07.2015

Legende:

: Naturschutzgebiet/Flora-Fauna-Habitat-Gebiet L_, Landesgrenze Nordrhein-Westfalen

m Erweiterungsbereich 2

Kartengrundlage: MaRstab N
Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersachsischen A
Vermessungs- und Katasterverwaltung a LGLN 1 5000 o




Nds. MBL. Nr. 29/2015

Verordnung
zur Sicherung, Anderung und Aufhebung
von Naturdenkmélern im
Landkreis Nienburg (Weser)

Vom 26.06.2015

Aufgrund der §§ 14, 21 und 31 NAGBNatSchG vom 19.02.2010
(Nds. GVBI. S. 104) sowie der §§ 22 und 28 BNatSchG vom
29.07.2009 (BGBL. S. 2542) jeweils in der zurzeit giiltigen Fas-
sung wird verordnet:

§1
Unterschutzstellung

(1) Die in der Anlage 1 aufgefiihrten Naturschopfungen wer-
den zu Naturdenkmalern erklédrt und in das beim Landkreis
Nienburg/Weser gefithrte Verzeichnis der Naturdenkmaler
eingetragen. Bei Einzelbdumen bzw. Baumgruppen wird
der jeweilige Kronentraufbereich mit einbezogen (geschiitzte
Umgebung).

(2) Die Naturdenkmdler sowie deren geschiitzte Umgebung
sind in Karten im Maf3stab 1:2.000 (Anlage 2) abgebildet.
Die Karten sind Bestandteil dieser Verordnung. Bei den
Gemeinden werden Ausziige dieser Karten aufbewahrt.
Die Karten konnen von jedermann kostenlos eingesehen
werden.

§2
Schutzzweck

(1) Die Bdume sind aufgrund ihres zum Teil einzigartigen
Wuchses, ihrer Eigenart und Schonheit unter Schutz ge-
stellt. Sie sollen langfristig erhalten werden.

(2) Die Findlinge stellen am Ort ihrer Ablagerung markante
Zeugnisse der Entstehungsgeschichte der Landschaft dar.
Sie lassen Riickschliisse auf die Eiszeiten im norddeut-
schen Raum zu und zeichnen sich insbesondere durch
ihre Grofle oder Gesteinszusammensetzung aus.

(3) Der konkrete Schutzzweck jeder einzelnen Naturschop-
fung ist in der Anlage aufgefiihrt.

§3
Schutzbestimmungen
(1) Alle Handlungen, die das Naturdenkmal und seine ge-
schiitzte Umgebung zerstéren, beschiddigen oder verdn-
dern sowie dem besonderen Schutzzweck zuwiderlaufen,
sind verboten.
(2) Die nachfolgend aufgefiihrten Handlungen, die das Natur-
denkmal gefdhrden oder stéren konnen, sind untersagt:
a) das Anbringen von Aufschriften, Plakaten, Werbetra-
gern u.A. bei Biumen und Findlingen,
b) das Lagern von Stoffen aller Art,
c) die Veranderung der Lage und der Position von Findlingen.

§4
Ausnahmen

(1) Die untere Naturschutzbehorde kann auf Antrag Ausnah-
men zulassen, wenn eine nach § 3 Abs. 2 untersagte Hand-
lung den Charakter des Naturdenkmals nicht verdndert
und der besondere Schutzzweck im Einzelfall nicht beein-
trachtigt wird.

(2) Im Ubrigen kann von den Verboten des § 3 nach Mafigabe
der in § 41 Niedersdchsisches Ausfiilhrungsgesetz zum
Bundesnaturschutzgesetz (NAGBNatSchG) zu § 67 Bun-
desnaturschutzgesetz (BNatSchG) enthaltenen Vorausset-
zungen auf Antrag eine Befreiung durch die untere Natur-
schutzbehorde gewihrt werden.

§5
Freistellungen
(1) Von den Schutzbestimmungen des § 3 sind freigestellt:

a) Mafinahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung
der Naturdenkmaler.

992

b) Mafinahmen, die der Feststellung oder Beseitigung ei-
ner vom Naturdenkmal ausgehenden Gefahr dienen
(Verkehrssicherungspflicht). Es obliegt dem Eigentii-
mer, das Naturdenkmal zu beobachten und nach Ab-
sprache mit der Unteren Naturschutzbehorde die not-
wendigen Maflnahmen zur Gefahrenabwehr zu ergrei-
fen. Diese Mafinahmen sind der Unteren Naturschutz-
behorde spitestens drei Tage vor der Durchfithrung,
bei unmittelbar drohender Gefahr unverziiglich, anzu-
zeigen.

¢) die Kennzeichnung der Naturdenkmiiler.

(2) Im Falle akuter Gefiahrdung der 6ffentlichen Sicherheit ist
die unter Buchstabe a geforderte Einvernehmensherstel-
lung mit der unteren Naturschutzbehorde nicht erforder-
lich.

§6
Pflege- und Entwicklungsmafinahmen
Die jeweiligen Grundstiickseigentimer und Nutzungsbe-
rechtigten haben Mafinahmen zum Schutz, zur Pflege und
Entwicklung der Naturdenkmaler zu dulden.

§7
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsétzlich oder fahrldssig
gegen die in § 3 Abs. 2 genannten Schutzbestimmungen
verstofit, ohne dass eine Ausnahme zugelassen oder eine
Befreiung erteilt wurde (§ 43 Niedersdchsisches Ausfiih-
rungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGBNatSchG)
zu § 69 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)).

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann gemafd § 43 Abs. 4 Nieder-
sdchsisches Ausfiihrungsgesetz zum Bundesnaturschutz-
gesetz (NAGBNatSchG) mit einer Geldbufle von bis zu
50.000 Euro geahndet werden.

§8
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Veroffentli-
chung im Niedersdchsischen Ministerialblatt in Kraft.

§9
Anderung von Rechtsvorschriften

(1) Die Verordnungen iiber die Sicherung, Anderung und Auf-
hebung von Naturdenkmilern im Landkreis Nienburg/
Weser vom 19.09.1984 (Amtsblatt fiir den Regierungs-
bezirk Hannover 1984/Nr. 22 vom 17.10.1984) und vom
17.12.2010 (Nds. MBI. Nr. 9/2011 S. 190) werden wie folgt
gedndert:

a) Die nachfolgend aufgefithrten Naturdenkmaéler werden
geloscht:

> Naturdenkmal ND NI 2 ,, Tillylinde“
> Naturdenkmal ND NI 7 ,,Dorflinde Wietzen*
> Naturdenkmal ND NI 41 ,,Zwillingslinde Eystrup“
> Naturdenkmal ND NI 54 , Buche*
b) Die nachfolgend aufgefiithrten Naturdenkmaéler werden
angepasst:
> Naturdenkmal ND NI 26 ,,2 Kastanien“
Der Baumbestand wird angepasst auf 1 Kastanie
> Naturdenkmal ND NI 37 ,,7 Eichen”
Der Baumbestand wird angepasst auf 6 Eichen
> Naturdenkmal ND NI 39 ,,23 Eichen, 7 Buchen,
4 Hainbuchen, 2 Linden und 9 Erlen“
Der Baumbestand wird angepasst auf 20 Eichen,
4 Buchen und 1 Linde
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c) Die Angaben zu den jeweiligen Naturdenkmaélern wer-
den aus den Anlagen zur Verordnung vom 19.09.1984
und vom 17.12.2010 gestrichen bzw. entsprechend ge-
andert.

Nienburg/Weser, den 26.06.2015

554-14-04 ND NI
Landkreis Nienburg (Weser)
Der Landrat
Kohlmeier

— Nds. MBI Nr. 29/2015 S. 992

_ Anlage 1 zur Verordnung zur Sicherung,
Anderung und Aufhebung von Naturdenkmalern
im Landkreis Nienburg (Weser) vom 26.06.2015

ND Nr. Bezeich- a) Stadt/Ge- DTK 25  Lage-
nung meinde Nr. bezeich-
der Natur-  b) Gemarkung a) Flur nung
denkmaler b) Flur-
stiick
ND NI 26 1 Kastanie a)Stolzenau 3420 Im Garten
b)Stolzenau a)6 il eléem.
and-
b)180/15 drosten
der Grafsch.
Hoya

Schutzzweck:

Erhalt dieser das Ortsbild von Stolzenau préagenden,
besonders schon gewachsenen Kastanie.

NDNI 37 6 Eichen a)Leese 3420 Im Staats-
b)Leese a) 15 forst
b)38/11

Schutzzweck:

Erhalt dieser in einem geschlossenen Waldbestand stocken-
den, markanten, im Volksmund als ,, Thingplatz” bezeichne-
ten Baumgruppe, bestehend aus 6 (ehemals 7) ca. 250 Jahre
alten Eichen.

Am West-
ausgang

d. Garing-
ker-Str.
bekannt
als Philoso-
phenweg

NDNI39 20Eichen, a)Steyerberg 3420
4 B]Jchen, b) Steyerberg a) 8
1 Linde b) 256/29

Schutzzweck:

Erhalt dieser markanten, ortsbildprdgenden Baumreihe

aus 20 Eichen, 4 Buchen und 1 Linde auf der Boschung der
Niederterrasse der Groflen Aue im Stadtgebiet von Steyerberg.

NDNI 96 Hainbuche a)Heemsen 3321 Im Stin-
b)Heemsen a)8 dern inmit-
b)2 ten Wald-
bestand ca.
450 m ostl.
Brunsburg

Schutzzweck:

Erhalt dieser besonders eigenartig gewachsenen Hainbuche.
Der Stamm ist im unteren Bereich auf ca. den ersten drei
Metern durch zahlreiche Wulste und Hohlungen besonders
markant geformt.

NDNI97 Drillings- a)Linsburg 3422 Im Grinder-
buche b)Linsburg  a)5 wald am
b)6 Waldrand
am Eisen-
bahnerweg

Schutzzweck:

Erhalt dieser besonders gerade, astrein und hoch gewachse-
nen Drillingsbuche. Mehrstimmige Buchen von dieser Grofle
mit so ausgepragtem regelméafligem Wuchs sind besonders
selten.

NDNI98 mehr- a) Rohrsen 3221 In Rohrsen
stimmige b Rohrsen  a)3 in Wald-
Esche b)61 chen in der
Weseraue
ca. 150 m
westl.
B 215
Schutzzweck:

Erhalt der grofen, an der Stammbasis 6-stimmigen Esche.
Mehrstammige Exemplare von dieser Grofle sind besonders
selten. Schutzwiirdig ist zudem die markante Form des
Baumes.

NDNI 100 Findling  a)Linsburg 3321 Am Fiihr-
b) Langen- a)5 ser Mithl-
o e
Ll{leurg a)11 Gemeinde-
a) St?ckse b)8/3 grenze
b) Stockse Linsburg/
Stockse

Schutzzweck:

Erhalt dieses Findlings aus rotlichem, kleinkérnigem Granit
mit einem Durchmesser von ca. 2,50 m. Der Findling stammt
vermutlich aus Smaland/Schweden und hat aufgrund seiner
Grofle und Gesteinsart eine besondere Bedeutung fiir Wissen-
schaft, Naturgeschichte und Landeskunde.

ND NI 102 3 Mammut- a) Stadt 3521 Auf dem
bédume Rehburg-  3)2 Grundsttick
Loccum b)3/1 Bremer
b) Bad Strafie 10
Rehburg
Schutzzweck:

Erhalt dieses vermutlich knapp 200 Jahre alten Mammut-
baumes und zweier jiingerer Exemplare in unmittelbarer
Nachbarschaft. Schutzwiirdig ist insbes. der grofe Baum
aufgrund seiner Seltenheit, Eigenart und Schonheit, aber
auch seiner kulturgeschichtlichen Bedeutung als Zeugnis

der Gartenkultur des 19. Jh.. Aufgrund der Ensemblewirkung,
die mit zunehmendem Wachstum der beiden kleineren
Bdume ein immer beeindruckenderes Gesamtbild ergeben
wird, werden die kleineren Bdume mit unter Schutz gestellt.
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‘ Naturdenkmal

ND NI 96

Gemarkung: Heemsen

Flur: 8

Flurstiick: 2

Lage auf AK 5 : Blatt 35195840

MafRstab: 1:2.000
Landkreis Nienburg/Weser BTy

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niederséchsischen
© 2014

Vermessungs- und Katasterverwaltung,
G LGLN
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ND NI 97 MaRstab: 1:2.000

Gemarkung: Linsburg Landkreis Nienburg/Weser BTy
‘ Naturdenkmal Flur: 5 AP

Flurstiick: 8 ;

Lage auf AK 5 : Blatt 35235828 et Kamstrverutang, T e

© Lo
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im Landkreis Nienburg (Weser) vom 26.06.2015
-

A

ND NI 98 MaRstab: 1:2.000
Gemarkung: Rohrsen Landkrels Nienbura/W
‘ Naturdenkmal FIur: 3 andkreis Nienburg eser@
Flurstiick: 61
Lage auf AK 5 : Blatt 35155841 Vermessumgs- und Katastorverwatung, o 2014

ﬁ LGLN
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im Landkreis Nienburg

(Weser) vom 26.06.2015

‘ Naturdenkmal

/ND NI 100

S \v// —FINKE]

[Flurstiick 8/3]

29

- s L]

Coy
./
____________ L] .a . j
"“x_‘___“\\ /
— y,
e as Vi
_______ . y
ND NI 100 MaRstab: 1:2.000
Gemarkung: Langendamme-Linsburg/ Landkreis Nienburg/Weser
Stoéckse %
Flur: 5 und 11

Flurstiick: 32/4 und 8/3
Lage auf AK 5 : Blatt 35195833

Quelle: Auszug aus den i d i
Ver ui © 2014

er Ni
Q LGLN
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im Landkreis Nienburg (Weser) vom 26.06.2015

Flurstiick 3/1 ND NI 102

Bremer Hellstaitt '

Bad Rehburg

-\

_. &

II,\

t ’ Park

ND NI 102 MaRstab: 1:2.000
Gemarkung: Bad Rehburg Landkreis Nienburg/Weser
‘ Naturdenkmal Flur: 2
Flurstiick: 3/1
Lage auf AK 5 : Blatt 35145811 Vermessungs- und Katastorverwatung, o 2014

G LGLN
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Stellenausschreibungen

Der Landkreis Goslar sucht fiir den Fachbereich Familie, Jugend
und Soziales zum 1. 1. 2016 in Vollzeit (derzeit 39 bzw. 40 Wochen-
stunden)

eine Leiterin oder einen Leiter
fiir den Fachbereich Familie, Jugend und Soziales
(EntgeltGr. 15 TV6D/BesGr. A 15).

Informationen zum Aufgabengebiet und Anforderungsprofil erhal-
ten Sie unter der Internetadresse www.landkreis-goslar.de.

Auskinfte zu inhaltlichen Fragen erteilt Thnen gern Frau Regine
Korner, Tel. 05321 76-114, E-Mail: regine.koerner@landkreis-goslar.de,
zum Auswahlverfahren der Leiter des Servicebereiches, Herr Jens Gold-
mann, Tel. 05321 76-200, E-Mail: jens.goldmann@landkreis-goslar.de.

Bitte richten Sie Ihre vollstindige Bewerbung bis zum 23. 8. 2015 an
den Landkreis Goslar, Servicedienst Personal, Postfach 31 14, 38631
Goslar.

— Nds. MBI Nr. 29/2015 S. 999

Bei der Stadt Garbsen (60 000 Einwohnerinnen und Einwohner,
Region Hannover), verkehrsgiinstig in unmittelbarer Nachbarschaft
zur Landeshauptstadt Hannover gelegen, ist zum 1. 7. 2016 die Stelle

einer Ersten Stadtritin oder eines Ersten Stadtrates
(BesGr. B 5)

zu besetzen.

Mit dem Amt verbunden ist neben der Allgemeinen Vertretung des
Biirgermeisters auch das Amt des Stadtkdmmerers. Die Stelleninhabe-
rin oder der Stelleninhaber wird in das Beamtenverhéltnis auf Zeit fiir
eine Amtszeit von acht Jahren gewéhlt. Eine Dienstaufwandsentscha-
digung wird gewdhrt.

Der Aufgabenbereich umfasst im Wesentlichen die Leitung folgen-
der Fachbereiche:

— Zentrale Dienste, Personal und Organisation,
— Recht und Ordnung, Feuerwehr, Biirgerbiiro und Standesamt,
— Haushalt und Finanzen.

Eine Anderung der Dezernatsverteilung bleibt vorbehalten.

Die Bewerberinnen und Bewerber haben die Befdhigung zum Richter-
amt oder ein abgeschlossenes Universitdtsstudium der Wirtschaftswis-
senschaften (Diplom bzw. Master). Sie miissen die fiir das Amt erfor-
derliche Eignung, Befdhigung und Sachkunde i. S. des § 109 NKomVG
besitzen.

Gesucht wird eine ergebnis- und leistungsorientierte Fithrungsperson-
lichkeit, die mit Engagement, Teamfahigkeit, ausgepragter Sozialkompe-
tenz und Uberzeugungskraft den komplexen Verantwortungsbereich
ausftllen kann. Mehrjahrige Berufserfahrung in Fithrungspositionen,
vorzugsweise in einer kommunalen oder sonstigen offentlichen Ver-
waltung, sowie Erfahrungen in der Zusammenarbeit mit kommunalen
Gremien und Biirgern werden erwartet. Eine vertrauensvolle und loyale
Zusammenarbeit mit dem Biirgermeister und den politischen Gremien
wird als selbstverstidndlich vorausgesetzt, ebenso die Fahigkeit zum
konzeptionellen und strategischen Denken und Handeln.

Es wird gewiinscht, dass der Wohnsitz in Garbsen genommen wird.

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei glei-
cher Eignung bevorzugt eingestellt. Die Stelle ist nicht teilzeitgeeignet.

Bewerbungen mit den iiblichen Unterlagen sind bis zum 5. 9. 2015
zu richten an die Stadt Garbsen, Biirgermeister Dr. Christian Grahl —
personlich —, Rathausplatz 1, 30823 Garbsen.

— Nds. MBL. Nr. 29/2015 S. 999

Bei der grof8en selbstdandigen Stadt Hameln — 56 000 Einwohnerin-
nen und Einwohner — ist zum nédchstméglichen Zeitpunkt die Stelle

einer Stadtritin oder eines Stadtrates
(BesGr. B 3)

zu besetzen.

Die Stelleninhaberin oder der Stelleninhaber wird in das Beamten-
verhéltnis auf Zeit fiir eine Amtszeit von acht Jahren gewdhlt. Eine
Dienstaufwandsentschadigung wird gewéhrt.

Zum Aufgabengebiet gehéren die Leitung des Dezernats mit den
Fachbereichen ,Bildung, Familie und Kultur” bzw. ,Recht und Sicher-
heit“ die insgesamt 13 Abteilungen umfassen, sowie die Referate ,Kom-
munales Bildungsmanagement* und ,Familie und soziale Entwicklung®.

Eine Anderung der Geschéftsverteilung bleibt vorbehalten.

Die Bewerberinnen und Bewerber miissen die durch universitéres
Hochschulstudium erworbene Befdhigung fiir den hoheren allgemeinen
Verwaltungsdienst bzw. eine gleichwertige Qualifikation entsprechend
den Aufgabenschwerpunkten sowie die fiir das Amt erforderliche Eig-
nung, Befdhigung und Sachkunde i. S. des § 109 NKomVG besitzen.
Vorausgesetzt werden langjihrige Erfahrungen in einer Leitungsposition,
wiinschenswert ist eine mehrjihrige Berufserfahrung im kommunalen
Bereich.

Gesucht wird eine entscheidungsfreudige Personlichkeit, die mit
Engagement, Durchsetzungsvermdgen und ausgepréagter Sozialkompe-
tenz den komplexen Verantwortungsbereich ausftillen kann. Eine ver-
trauensvolle und loyale Zusammenarbeit mit dem Oberbtirgermeister
und den politischen Gremien wird als selbstverstindlich vorausge-
setzt.

Es wird erwartet, dass der Wohnsitz in Hameln genommen wird.
Die Stadt Hameln will den Frauenanteil in Fithrungspositionen erho-
hen und ist deshalb besonders an der Bewerbung
von Frauen interessiert. Schwerbehinderte Bewer-
berinnen und Bewerber werden bei gleicher Eig-
nung bevorzugt eingestellt.

Thre aussagefidhige Bewerbung mit den tiblichen
Unterlagen (Bewerbungsmappe) richten Sie bitte
bis zum 31. 8. 2015 an die Stadt Hameln, Oberbir-
germeister — personlich —, Postfach, 31784 Ha-
meln.

Fir Auskiinfte steht Thnen unter Tel. 05151 202-1511 der Oberbtir-
germeister zur Verfiigung.
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	Tierschutz;Ausführungsbestimmungen zur Umsetzung des § 20 Abs. 4 und 5 TierSchNutztV — Halten von Masthühnern —

	Amt für regionale Landesentwicklung Braunschweig
	Anerkennung der „Eintracht Braunschweig Stiftung“

	Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie
	Aufhebung einer Erlaubnis nach § 19 BBergG

	Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr
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